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Der Kauf und Verkauf von Anteilen an dem Sondervermégen Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen (nachfol-
gend ,,der Fonds“) erfolgt auf Basis des Verkaufsprospekts, der wesentlichen Anlegerinformationen und der
Allgemeinen Anlagebedingungen in Verbindung mit den Besonderen Anlagebedingungen in der jeweils gelten-
den Fassung. Die Allgemeinen Anlagebedingungen und die Besonderen Anlagebedingungen sind im An-
schluss an diesen Verkaufsprospekt abgedruckt.

Fir den Fonds kann auch ein Basisinformationsblatt gemag der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 erstellt werden,
welches dann anstelle der wesentlichen Anlegerinformationen am Sitz der Verwaltungsgesellschaft und der
Verwahrstelle kostenfrei erhaltlich ist, auf der Internetseite www.axxion.de abgerufen werden kann und dem
Interessierten sowie jedem Anleger des Fonds auf Wunsch in Papierform zur Verfigung gestellt wird.

Der Verkaufsprospekt ist dem am Erwerb eines Anteils an dem Frankfurter Aktienfonds fiir Stiftungen Interes-
sierten sowie jedem Anleger des Fonds zusammen mit dem letzten verdffentlichten Jahresbericht sowie dem
gegebenenfalls nach dem Jahresbericht verdffentlichten Halbjahresbericht auf Verlangen kostenlos zur Verfi-
gung zu stellen. Daneben sind dem am Erwerb eines Anteils an dem Frankfurter Aktienfonds fir Stiftungen
Interessierten die wesentlichen Anlegerinformationen rechtzeitig vor Vertragsschluss kostenlos zur Verfiigung
zu stellen.

Von dem Verkaufsprospekt abweichende Auskinfte oder Erklarungen durfen nicht abgegeben werden. Jeder
Kauf von Anteilen auf der Basis von Auskiinften oder Erklarungen, welche nicht in dem Verkaufsprospekt bzw.
in den wesentlichen Anlegerinformationen enthalten sind, erfolgt ausschlieBlich auf Risiko des Kaufers.

Der Verkaufsprospekt wird erganzt durch den jeweils letzten Jahresbericht und dem gegebenenfalls nach dem
Jahresbericht veréffentlichten Halbjahresbericht.

Die Axxion S.A. und/oder der Frankfurter Aktienfonds fir Stiftungen sind und werden nicht gem&R dem United
States Investment Company Act von 1940 in seiner glltigen Fassung registriert. Die Anteile des Fonds sind
und werden nicht gemal dem United States Securities Act von 1933 in seiner giltigen Fassung oder nach den
Wertpapiergesetzen eines Bundesstaates der Vereinigten Staaten von Amerika registriert. Anteile des Frank-
furter Aktienfonds fir Stiftungen dirfen weder in den Vereinigten Staaten noch einer US-Person oder auf deren
Rechnung angeboten oder verkauft werden. Am Erwerb von Anteilen Interessierte miissen gegebenenfalls dar-
legen, dass sie keine US-Person sind und Anteile weder im Auftrag von US-Personen erwerben noch an US-
Personen weiterveraufRern. Zu den US-Personen zahlen natirliche Personen, wenn sie ihren Wohnsitz in den
Vereinigten Staaten haben. US-Personen kénnen auch Personen- oder Kapitalgesellschaften sein, wenn sie
etwa gemaR den Gesetzen der USA bzw. eines US-Bundesstaats, Territoriums oder einer US-Besitzung gegriin-
det werden.

Durch den Erwerb der Anteile wird der Anleger Miteigentimer der vom Frankfurter Aktienfonds fir Stiftungen gehaltenen
Vermogensgegenstande nach Bruchteilen. Er kann Uber die Vermdgensgegenstande nicht verfiigen. Mit den Anteilen
sind keine Stimmrechte verbunden.

Samtliche Veroffentlichungen und Werbeschriften sind in deutscher Sprache abzufassen oder mit einer deutschen
Ubersetzung zu versehen. Die Axxion S.A. wird ferner die gesamte Kommunikation mit inren Anlegern in deutscher
Sprache fihren.


http://www.axxion.lu/

Durchsetzung von Rechten

Das Rechtsverhaltnis zwischen Axxion S.A. und dem Anleger sowie die vorvertraglichen Beziehungen richten sich nach
deutschem Recht. Der Sitz der Axxion S.A. ist Gerichtsstand fir Klagen des Anlegers gegen die KVG aus dem Ver-
tragsverhaltnis. Anleger, die Verbraucher sind (siehe die folgende Definition) und in einem anderen EU-Staat wohnen,
kénnen auch vor einem zustandigen Gericht an ihrem Wohnsitz Klage erheben. Die Vollstreckung von gerichtlichen
Urteilen richtet sich nach der Zivilprozessordnung, gegebenenfalls dem Gesetz Uiber die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung bzw. der Insolvenzordnung. Da der Fonds inlandischem Recht unterliegt, bedarf es keiner Anerken-
nung inlandischer Urteile vor deren Vollstreckung.

Die Adresse der Axxion S.A. lautet:

Axxion S.A.
15, rue de Flaxweiler
L-6776 Grevenmacher

Zur Durchsetzung ihrer Rechte kénnen Anleger den Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten beschreiten oder, soweit
ein solches zur Verfiigung steht, auch ein Verfahren fir alternative Streitbeilegung anstrengen.

Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der Vorschriften des Kapitalanlagegesetzbuchs (nachfolgend ,KAGB*), an denen
Verbraucher beteiligt sind, ist dies die Schlichtungsstelle der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht (nachfol-
gend ,BaFin®).

Die Kontaktdaten lauten:

Schlichtungsstelle der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
- Referat ZR 3 -

Graurheindorfer StraRe 108

D-53117 Bonn

E-Mail: schlichtungsstelle @bafin.de

www.bafin.de

Verbraucher sind natirliche Personen, die in den Fonds zu einem Zweck investieren, der Uberwiegend weder ihrer
gewerblichen noch ihrer selbsténdigen beruflichen Tatigkeit zugerechnet werden kann, die also zu Privatzwecken han-
deln.

Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuches betreffend Fernabsatzvertrage
Uber Finanzdienstleistungen ist dies die Schlichtungsstelle bei der Deutschen Bundesbank.

Die Kontaktdaten lauten:

Schlichtungsstelle der Deutschen Bundesbank
Postfach 11 12 32

D-60047 Frankfurt

E-Mail: schlichtung@bundesbank.de
www.bundesbank.de

Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit Kaufvertragen oder Dienstleistungsvertrdgen, die auf elektronischem Wege
zustande gekommen sind, kdnnen sich Verbraucher auch an die Online-Streitbeilegungsplattform der EU wenden
(www.ec.europa.eu/consumers/odr). Als Kontaktadresse der KVG kann dabei folgende E-Mail angegeben werden:
info@axxion.lu. Die Plattform ist selbst keine Streitbeilegungsstelle, sondern vermittelt den Parteien lediglich den Kon-
takt zu einer zustéandigen nationalen Schlichtungsstelle.

Das Recht, die Gerichte anzurufen, bleibt von einem Streitbeilegungsverfahren unberihrt.


http://www.bafin.de/
http://www.bundesbank.de/
http://www.ec.europa.eu/consumers/odr

Widerrufsrecht bei Kauf auRerhalb der stdndigen Geschaftsraume

Kommt der Kauf von Anteilen an offenen Investmentvermégen aufgrund miindlicher Verhandlungen auf3erhalb der stan-
digen Geschaftsraume desjenigen zustande, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, so hat der Kaufer
das Recht, seine Kauferklarung in Textform und ohne Angabe von Griinden innerhalb einer Frist von zwei Wochen zu
widerrufen. Uber das Recht zum Widerruf wird der Kaufer in der Durchschrift / der Kaufabrechnung belehrt. Das Wider-
rufsrecht besteht auch dann, wenn derjenige, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt, keine standigen
Geschéftsraume hat. Ein Widerrufsrecht besteht nicht, wenn der Verkaufer nachweist, dass (i) entweder der Kaufer
keine naturliche Person ist, die das Rechtsgeschéft zu einem Zweck abschlief3t, der nicht ihrer beruflichen Tatigkeit
zugerechnet werden kann (Verbraucher), oder (ii) es zur Verhandlung auf Initiative des Kaufers gekommen ist, d.h. er
den Kaufer zu den Verhandlungen aufgrund vorhergehender Bestellung des Kéufers aufgesucht hat. Bei Vertragen, die
ausschlief3lich Gber Fernkommunikationsmittel (z.B. Briefe, Telefonanrufe, E-Mails) zustande gekommen sind (Fernab-
satzvertrage), besteht kein Widerrufsrecht.



Kurzibersicht Gber die Partner des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen

Verwaltungsgesellschaft

Name

Hausanschrift

Grindung
Rechtsform

Handelsregister

Gezeichnetes und eingezahltes Kapital

Eigenkapital

Vorstand

Aufsichtsrat

Verwahrstelle

Name

Hausanschrift

Postanschrift

Rechtsform
Handelsregister
Haftendes Eigenkapital
Vorstand

Vorsitzender des Aufsichtsrates

Portfoliomanager

Name

Hausanschrift

Handelsregister

Geschéftsfuhrer / Vorstand

Vorsitzender des Aufsichtsrates

Axxion S.A.
15, rue de Flaxweiler
L-6776 Grevenmacher

17. Mai 2001

Aktiengesellschaft

Registre de commerce et des sociétés Luxembourg B-82112
EUR 1.500.000,-

EUR 2.007.575,00 (Stand: 31. Dezember 2019)

Thomas Amend
Pierre Girardet
Stefan Schneider

Martin Stirner
Constanze Hintze
Dr. Burkhard Wittek

Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG

KaiserstralRe 24
D-60311 Frankfurt am Main

Postfach 10 10 40
D-60010 Frankfurt am Main

Aktiengesellschaft

Amtsgericht Frankfurt am Main HRB 108617

EUR 196.794.442,20 (Stand: 31. Dezember 2018)

Michael Bentlage (Vorsitzender), Dr. Holger Sepp, Robert Sprogies
Wolfgang Deml

Baader Bank AG

Weihenstephaner Str. 4
D-85716 UnterschleiBheim

Amtsgericht Miinchen HRB 121537

Nico Baader (Vorsitzender) Dieter Brichmann (stellv. Vorsitzender),
Christian Bacherl und Oliver Riedel

Dr. Horst Schiessl



Anlageberater?
Name Shareholder Value Management AG
Hausanschrift Neue Mainzer Stralle 1

D-60311 Frankfurt am Main

Handelsregister Amtsgericht Frankfurt am Main HRB 49135
Vorstand Frank Fischer (Vorsitzender), Philipp Promm, Ulf Becker
Vorsitzender des Aufsichtsrats Rainer Sachs

1 Der gebundene Agent Shareholder Value Management AG erbringt die Anlageberatung gemaR §2 Abs. 10 des Kre-
ditwesengesetzes fir Rechnung und unter Haftung des Unternehmen NFS Netfonds Financial Service GmbH (Heiden-
kampsweg 73, D-20097 Hamburg, Deutschland). Grundlage hierfir ist ein zwischen dem haftenden Unternehmen und der
Verwaltungsgesellschaft geschlossener Vertrag Uber die Anlageberatung. Dieser kann von beiden Vertragsparteien ge-
kundigt werden, wodurch auch der gebundene Agent keine Anlageberatung mehr gegeniiber der Verwaltungsgesellschaft
bzw. dem Portfoliomanager erbringt.



Das Sondervermdgen (der Fonds)

Das Sondervermdgen Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen ist ein Organismus fiir gemeinsame Anlagen, der von einer
Anzahl von Anlegern Kapital einsammelt, um es gemaR einer festgelegten Anlagestrategie zum Nutzen dieser Anleger
zu investieren (nachfolgend ,Investmentvermdgen®). Der Fonds ist ein Investmentvermdgen geméaR der Richtlinie
2009/65/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (nachfolgend
,LOGAW*) im Sinne des KAGB. Er wird von der Axxion S.A. (nachfolgend ,Gesellschaft) verwaltet. Der Fonds wurde
am 15. Januar 2008 fur unbestimmte Dauer aufgelegt. Zum 01. Oktober 2017 Uibernimmt die Gesellschaft die Verwal-
tung von der bisherigen Kapitalverwaltungsgesellschaft des Fonds, der BNY Mellon Service Kapitalanlage-Gesellschaft
mbH.

Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Kapital im eigenen Namen fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger
nach dem Grundsatz der Risikomischung in den nach dem KAGB zugelassenen Vermdgensgegenstanden gesondert
vom eigenen Vermdgen in Form von Sondervermégen an. Der Geschaftszweck des Fonds ist auf die Kapitalanlage
gemafR einer festgelegten Anlagestrategie im Rahmen einer kollektiven Vermdgensverwaltung mittels der bei ihm ein-
gelegten Mittel beschrénkt; eine operative Tatigkeit und eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung der gehaltenen
Vermdgensgegenstande ist ausgeschlossen. In welche Vermdgensgegenstande die Gesellschaft die Gelder der Anle-
ger anlegen darf und welche Bestimmungen sie dabei zu beachten hat, ergibt sich aus dem KAGB, den dazugehdrigen
Verordnungen sowie dem Investmentsteuergesetz (nachfolgend ,InvStG“) und den Anlagebedingungen, die das
Rechtsverhaltnis zwischen den Anlegern und der Gesellschaft regeln. Die Anlagebedingungen umfassen einen Allge-
meinen und einen Besonderen Teil (,Allgemeine Anlagebedingungen” und ,Besondere Anlagebedingungen”). Anlage-
bedingungen fur ein Publikums-Investmentvermdégen miissen vor deren Verwendung von der BaFin genehmigt werden.
Der Fonds gehért nicht zur Insolvenzmasse der Gesellschaft.

Verkaufsunterlagen und Offenlegung von Informationen

Der Verkaufsprospekt, die wesentlichen Anlegerinformationen, die Anlagebedingungen sowie die aktuellen Jahres- und
Halbjahresberichte sind kostenlos bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle und auf den Internet-Seiten der Gesellschaft
unter www.axxion.de erhaltlich.

Zusatzliche Informationen tber die Anlagegrenzen des Risikomanagements des Fonds, die Risikomanagementmetho-
den und die jungsten Entwicklungen bei den Risiken und Renditen der wichtigsten Kategorien von Vermdgensgegen-
standen sind in elektronischer oder schriftlicher Form bei der Gesellschaft erhéltlich.

Sofern die Gesellschaft einzelnen Anlegern neben der o0.g. Verkaufsunterlagen weitere Informationen bspw. tber die
Zusammensetzung des Fondsportfolios oder dessen Wertentwicklung tbermittelt, wird sie diese zeitgleich allen Anle-
gern des Fonds zur Verfigung stellen. Die Anleger konnen diese Informationen bei der Gesellschaft unter
crm@axxion.lu beantragen. Voraussetzung ist der Abschluss einer Vertraulichkeitsvereinbarung.

Anlagebedingungen und deren Anderungen

Die Anlagebedingungen sind im Anschluss an diesen Verkaufsprospekt in dieser Unterlage abgedruckt. Die Anlagebe-
dingungen kénnen von der Gesellschaft gedndert werden. Anderungen der Anlagebedingungen bediirfen der Geneh-
migung durch die BaFin. Anderungen der Anlagegrundsétze des Fonds bediirfen zusétzlich der Zustimmung durch den
Aufsichtsrat der Gesellschaft. Anderungen der Anlagegrundsétze des Fonds sind nur unter der Bedingung zulassig,
dass die Gesellschaft den Anlegern anbietet, ihre Anteile entweder ohne weitere Kosten vor dem Inkrafttreten der An-
derungen zurickzunehmen oder ihre Anteile gegen Anteile an Investmentvermdgen mit vergleichbaren Anlagegrund-
satzen kostenlos umzutauschen, sofern derartige Investmentvermégen von der Gesellschaft oder einem anderen Un-
ternehmen aus ihrem Konzern verwaltet werden.


mailto:crm@axxion.lu

Die vorgesehenen Anderungen werden im Bundesanzeiger und dariiber hinaus auf den Internet-Seiten der Gesellschaft
unter www.axxion.de bekannt gemacht. Betreffen die Anderungen Vergiitungen und Aufwandserstattungen, die aus
dem Fonds entnommen werden dirfen, oder die Anlagegrundsatze des Fonds oder wesentliche Anlegerrechte, werden
die Anleger auRBerdem Uber ihre depotfiihrenden Stellen durch ein Medium informiert, auf welchem Informationen fiir
eine den Zwecken der Informationen angemessene Dauer gespeichert, einsehbar und unverandert wiedergegeben
werden, etwa in Papierform oder elektronischer Form (sogenannter dauerhafter Datentrager). Diese Information um-
fasst die wesentlichen Inhalte der geplanten Anderungen, ihre Hintergriinde, die Rechte der Anleger in Zusammenhang
mit der Anderung sowie einen Hinweis darauf, wo und wie weitere Informationen erlangt werden kénnen.

Die Anderungen treten friihestens am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Anderungen von Regelungen zu den
Vergiitungen und Aufwendungserstattungen treten friihestens drei Monate nach ihrer Bekanntmachung in Kraft, wenn
nicht mit Zustimmung der BaFin ein friherer Zeitpunkt bestimmt wurde. Anderungen der bisherigen Anlagegrundsétze
des Fonds treten ebenfalls friihestens drei Monate nach Bekanntmachung in Kraft.

Firma, Rechtsform und Sitz

Die Gesellschaft ist eine am 17. Mai 2001 gegriindete EU-Verwaltungsgesellschaft mit Sitz in Grevenmacher, Luxem-
burg. Die Firma der Gesellschaft lautet Axxion S.A. Die Gesellschaft hat eine Erlaubnis als EU-OGAW-Verwaltungsge-
sellschaft und als EU-AIF-Verwaltungsgesellschaft und unterliegt der Luxemburger Finanzaufsicht, der Commission de
Surveillance du Secteur Financier (,CSSF*), Luxemburg. Sie darf seit dem 17. Mai 2001 Investmentvermdgen in Lu-
xemburg und seit dem 19. August 2014 AlF-Investmentvermégen in Deutschland sowie seit dem 17. April 2015 OGAW-
Investmentvermégen in Deutschland verwalten.

Vorstand und Aufsichtsrat

Nahere Angaben tber den Vorstand und die Zusammensetzung des Aufsichtsrat finden Sie in der ,Kurzibersicht tGber
die Partner des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen®.

Eigenkapital und zusétzliche Eigenmittel
Die Gesellschaft hat ein Eigenkapital in Hohe von EUR 2.007.575,00 (Stand: 31. Dezember 2019).

Die Gesellschaft hat die Berufshaftungsrisiken, die sich durch die Verwaltung von Investmentvermégen ergeben, die
nicht der OGAW-Richtlinie entsprechen, sogenannte alternative Investmentvermégen (nachfolgend ,AIF®), und auf be-
rufliche Fahrlassigkeit ihrer Organe oder Mitarbeiter zurtickzufuihren sind, abgedeckt durch Eigenmittel in Héhe von
wenigstens 0,01 Prozent des Werts der Portfolios aller verwalteten AlF, wobei dieser Betrag jahrlich tberpruft und
angepasst wird.
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Identitat der Verwahrstelle
Die Verwaltungsgesellschaft hat die Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG als Verwahrstelle des Fonds bestellt.

Die Verwahrstelle ist ein deutsches Kreditinstitut mit Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschéaften im Sinne des § 1
Abs. 1 des deutschen Kreditwesengesetzes (KWG). Sie wird von der deutschen Bundesanstalt fir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) bei der Durchfiihrung ihrer Geschéftstatigkeit beaufsichtigt. Sie hat ihren Sitz in Frankfurt am Main
und ist eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 108617. Die Verwahrstelle er-
bringt ihre Verwahrstellendienstleistungen in Luxemburg Uber ihre Niederlassung Luxemburg, die Hauck & Aufhauser
Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg. Die Niederlassung unterliegt in Bezug auf die Einhaltung der gesetzli-
chen Bestimmungen zur Liquiditat, Markttransparenz, Verhinderung von Geldwéasche sowie die Anforderungen an eine
Verwahrstelle fur luxemburgische Fonds der Aufsicht durch die Commission de Surveillance du Secteur Financier
(CSSF). Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg hat ihren Sitz in Luxemburg mit Geschafts-
anschrift in 1c, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach und ist eingetragen im Registre de Commerce et des Sociétés
de Luxembourg unter der Nummer B 175937.

Rechte und Pflichten der Verwahrstelle

Die Rechte und Pflichten der Verwahrstelle ergeben sich aus dem zwischen der Verwaltungsgesellschaft und der Ver-
wabhrstelle vereinbarten Verwahrstellenvertrag, den im Zusammenhang mit der Wahrnehmung der Verwahrstellenfunk-
tion anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen des européischen und deutschen Rechts sowie dem Verkaufsprospekt,
den Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen und sonstigen der Verwahrstelle von der Verwaltungsgesell-
schaft zur Kenntnis gebrachten schriftlichen Vereinbarungen, die das Rechtsverhéltnis zwischen dem Anleger und der
Verwaltungsgesellschaft in Bezug auf den Fonds regeln, sofern sie fir die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten der
Verwahrstelle nach dem Verwahrstellenvertrag relevant sind (nachfolgend zusammen die ,Anlagebedingungen®).

Die Verwahrstelle tibernimmt insbesondere folgende Aufgaben soweit gesetzlich vorgeschrieben:

a) Sicherstellung der Uberwachung der Zahlungsstrome des Fonds;

b) Verwahrung der im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen zu verwahrenden (verwahrfahigen) Vermo-
gensgegenstande auf Sperrkonnten bzw. Sperrdepots;

c) Eigentumsuberprufung und Fihrung von Aufzeichnungen bei nicht zu verwahrenden Vermdgensgegenstanden;

d) Sicherstellung, dass die fiir Rechnung des Fonds vorgenommenen Verkaufe, Ausgaben, Ricknahmen und Auf-
hebungen von Anteilen den anwendbaren deutschen Vorschriften und den jeweiligen Anlagebedingungen ent-
sprechen;

e) Sicherstellung, dass bei Geschaften mit Vermégenswerten des Fonds der Gegenwert innerhalb der tiblichen
Fristen tiberwiesen wird;

f) Sicherstellung, dass die Ertrége des Fonds im Einklang mit den anwendbaren deutschen Vorschriften und den
jeweiligen Anlagebedingungen verwendet werden;

g) Sicherstellung, dass die Berechnung des Werts der Anteile des Fonds im Einklang mit den anwendbaren Vor-
schriften und den Anlagebedingungen des Fonds erfolgt;

h) Ausfuhrung der Weisungen der Verwaltungsgesellschaft bzw. eines Dritten, auf den die Portfolioverwaltung
ausgelagert ist, sofern diese nicht gegen relevante gesetzliche Vorschriften oder die Anlagebedingungen des
Fonds verstoR3en;

i) Uberwachung der Einhaltung der fiir den Fonds geltenden gesetzlichen und in den Anlagebedingungen festge-
legten Anlagegrenzen;

j) Ausfuhrung von notwendigen MalRnahmen zum Einzug von Dividenden und Zinsen bzgl. der von ihr verwahrten
Vermogenswerte des Fonds;
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k) Uberwachung von Kreditaufnahmen durch die Gesellschaft fiir Rechnung des Fonds sowie gegebenenfalls Zu-
stimmung zur Kreditaufnahme

Entgegennahme und entsprechende Weiterleitung der Erlése aus den Verkaufen und VeraufRerungen der Wertpapiere
und anderen Vermdgenswerte des Fonds.

Die Aufgaben der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle diirfen nicht von ein und derselben Gesellschaft wahr-
genommen werden.

Interessenkonflikte

Die Verwahrstelle handelt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhéngig, ehrlich, redlich und professionell und im
Interesse des Fonds und seiner Anleger. Diese Verpflichtung schlégt sich insbesondere in der Pflicht nieder, die Tatig-
keiten als Verwahrstelle so auszufiihren und zu organisieren, dass potenzielle Interessenkonflikte weitgehend minimiert
werden.

Die Verwahrstelle darf keine Tatigkeiten in Bezug auf den Fonds oder die fur den Fonds tatige Verwaltungsgesellschaft
wahrnehmen, die geeignet waren, Interessenkonflikte zwischen dem Fonds, den Anlegern des Fonds, seiner Verwal-
tungsgesellschaft sowie den Beauftragten der Verwahrstelle und ihr selbst zu verursachen. Dies gilt nicht, wenn eine
funktionale und hierarchische Trennung der Ausfiihrung ihrer Aufgaben als Verwahrstelle von ihren potenziell dazu in
Konflikt stehenden Aufgaben vorgenommen wurde und die potenziellen Interessenkonflikte ordnungsgemaf ermittelt,
gesteuert, beobachtet und den Anlegern des Fonds gegeniiber offengelegt werden.

Die Verwahrstelle darf die zum Fondsvermdgen gehérenden Vermdgensgegenstande nicht wiederverwenden.

Unterverwahrung

Die Verwahrstelle ist berechtigt, die Verwahrung von verwahrfahigen Finanzinstrumenten unter Einhaltung der anwend-
baren gesetzlichen Vorschriften auf einen Dritten (,Unterverwahrer®) zu Gibertragen. Der Unterverwahrer darf seinerseits
die ihm Ubertragenen Aufgaben unter den gleichen Bedingungen bertragen.

Die Verwahrstelle hat die folgenden Verwahraufgaben auf ein anderes Unternehmen utbertragen.

Die Verwahrung der fir Rechnung des Fonds gehaltenen Vermdgensgegensténde kann durch die unter folgendem Link
ersichtlichen Unterverwahrer erfolgen:

https://www.hauck-aufhaeuser.com/fileadmin/Impressum/List_of_Sub-Custodians_Hauck___Aufhaeuser.pdf

Bei keinem der in der Liste aufgeflhrten Unterverwahrer handelt es sich um ein mit der Verwahrstelle konzernmaRig
verbundenes Unternehmen.

Der Verwaltungsgesellschaft wurden von der Verwahrstelle keine Interessenkonflikte im Zusammenhang mit der Unter-
verwahrung bekanntgegeben.

Potenzielle Interessenkonflikte kdnnen sich ergeben, wenn die Verwahrstelle einzelne Verwahraufgaben bzw. die Un-
terverwahrung an ein weiteres Auslagerungsunternehmen Ubertrégt. Sollte es sich bei diesem weiteren Auslagerungs-
unternehmen um ein mit der Gesellschaft oder der Verwahrstelle verbundenes Unternehmen (z.B. Konzernmutter) han-
deln, so kénnten sich hieraus im Zusammenspiel zwischen diesem Auslagerungsunternehmen und der Verwaltungsge-
sellschaft bzw. der Verwahrstelle potenzielle Interessenkonflikte ergeben (z.B. kdnnte die Verwaltungsgesellschaft bzw.
die Verwahrstelle ein mit ihr verbundenes Unternehmen bei der Vergabe von Verwahraufgaben oder bei der Wahl des
Unterverwahrers gegenuber gleichwertigen anderen Anbietern bevorzugen). Sollte ein solcher oder anderer Interes-
senkonflikt im Zusammenhang mit der Unterverwahrung zukunftig identifiziert werden, wird die Verwahrstelle die nahe-
ren Umstande und ergriffenen MalRnahmen zur Verhinderung bzw. Minimierung des Interessenkonflikts in dem unter
dem vorgenannten Link abrufbaren Dokument offenlegen.
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https://www.hauck-aufhaeuser.com/fileadmin/Impressum/List_of_Sub-Custodians_Hauck___Aufhaeuser.pdf

Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle verfiigen iber angemessene und wirksame MaRnahmen (z.B. Ver-
fahrensanweisungen und organisatorische MaRnahmen), um zu gewahrleisten, dass potenzielle Interessenkonflikte
weitgehend minimiert werden. Kénnen Interessenkonflikte nicht verhindert werden, werden die Verwaltungsgesellschaft
und die Verwahrstelle diese Konflikte identifizieren, steuern, beobachten und offenlegen, um eine Schadigung der An-
legerinteressen auszuschlie3en. Die Einhaltung dieser MalRnahmen wird von einer unabhangigen Compliance Funktion
Uberwacht.

Die oben genannten Informationen zu den Interessenkonflikten im Zusammenhang mit der Unterverwahrung hat die
Verwaltungsgesellschaft von der Verwahrstelle mitgeteilt bekommen. Die Verwaltungsgesellschaft hat die Informatio-
nen auf Plausibilitdt geprift. Sie ist jedoch auf Zulieferung der Information durch die Verwahrstelle angewiesen und
kann die Richtigkeit und Vollstandigkeit im Einzelnen nicht tiberpriifen. Die Liste oben aufgefihrter Unterverwahrer kann
sich jederzeit andern.

Die Verwahrstelle ist fiir die ordnungsgemaRe Verwahrung der zu verwahrenden Vermdgensgegenstande, die von ihr
oder den von ihr beauftragten Unterverwahrern verwahrt werden, verantwortlich. Im Falle des Verlustes eines verwahr-
ten Vermogenswerts hat die Verwahrstelle dem Fonds oder der Verwaltungsgesellschaft unverziglich ein Vermdgens-
wert gleicher Art zuriickzugeben oder einen entsprechenden Betrag zu erstatten.

Aktuelle Informationen beziglich der spezifischen Aufgaben der Verwahrstelle, der mdglichen Interessenkonflikte zwi-
schen den Parteien und die Liste der Unterverwahrer sind bei der Verwaltungsgesellschaft auf Antrag erhaltlich.

Haftung der Verwahrstelle

Gem. § 77 KAGB haftet die Verwahrstelle gegenliiber dem OGAW-Sondervermdgen oder gegenuber den Anlegern fir
das Abhandenkommen eines verwahrten Finanzinstrumentes durch die Verwahrstelle oder durch einen Unterverwah-
rer, dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten nach § 73 Absatz 1 KAGB Ubertragen wurde.

Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass das Abhandenkommen auf &uf3ere Ereignisse zuriick-
zufiihren ist, die von der Verwahrstelle nach verniinftigem Ermessen nicht kontrolliert werden kénnen und deren Kon-
sequenzen trotz aller angemessenen Gegenmafinahmen unabwendbar waren. Weitergehende Anspriche, die sich aus
den Vorschriften des burgerlichen Rechts auf Grund von Vertrdgen oder unerlaubten Handlungen ergeben, bleiben
unberihrt. Die Verwahrstelle haftet auch gegeniiber dem OGAW-Sondervermdgen oder den Anlegern fur samtliche
sonstigen Verluste, die diese dadurch erleiden, dass die Verwahrstelle fahrlassig oder vorsétzlich ihre Verpflichtungen
nach den Vorschriften des KAGB nicht erfullt.

Die Haftung der Verwahrstelle bleibt von einer etwaigen Ubertragung der Verwahraufgaben nach § 73 KAGB unberiihrt.

Zusatzliche Informationen
Auf Verlangen tbermittelt die Gesellschaft den Anlegern Informationen auf dem neuesten Stand zur Verwahrstelle und

ihren Pflichten, zu den Unterverwahrern sowie zu mdéglichen Interessenkonflikten in Zusammenhang mit der Tatigkeit
der Verwahrstelle oder der Unterverwahrer.
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Vor der Entscheidung Gber den Kauf von Anteilen an dem Fonds sollten Anleger die nachfolgenden Risikohin-
weise zusammen mit den anderen in diesem Verkaufsprospekt enthaltenen Informationen sorgfaltig lesen und
diese bei ihrer Anlageentscheidung berlicksichtigen. Der Eintritt eines oder mehrerer dieser Risiken kann fir
sich genommen oder zusammen mit anderen Umstanden die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im Fonds
gehaltenen Vermdgensgegenstédnde nachteilig beeinflussen und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert
auswirken.

VerauRert der Anleger Anteile an dem Fonds zu einem Zeitpunkt, in dem die Kurse der in dem Fonds befindli-
chen Vermdgensgegenstande gegentiber dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhalt er das
von ihm in den Fonds investierte Kapital nicht oder nicht vollstandig zuriick. Der Anleger kénnte sein in den
Fonds investiertes Kapital teilweise oder in Einzelfallen sogar ganz verlieren. Wertzuwachse kénnen nicht ga-
rantiert werden. Das Risiko des Anlegers ist auf die angelegte Summe beschrankt. Eine Nachschusspflicht tber
das vom Anleger investierte Kapital hinaus besteht nicht.

Neben den nachstehend oder an anderer Stelle des Verkaufsprospekts beschriebenen Risiken und Unsicher-
heiten kann die Wertentwicklung des Fonds durch verschiedene weitere Risiken und Unsicherheiten beein-
trachtigt werden, die derzeit nicht bekannt sind. Die Reihenfolge, in der die nachfolgenden Risiken aufgefuhrt
werden, enthalt weder eine Aussage Uber die Wahrscheinlichkeit ihres Eintritts noch Gber das Ausmal oder
die Bedeutung bei Eintritt einzelner Risiken.

Risiken einer Fondsanlage

Im Folgenden werden die Risiken dargestellt, die mit einer Anlage in einen OGAW typischerweise verbunden sind.
Diese Risiken kénnen sich nachteilig auf den Anteilwert, auf das vom Anleger investierte Kapital sowie auf die vom
Anleger geplante Haltedauer der Fondsanlage auswirken.

Schwankung des Fondsanteilwerts

Der Fondsanteilwert berechnet sich aus dem Wert des Fonds, geteilt durch die Anzahl der in den Verkehr gelangten
Anteile. Der Wert des Fonds entspricht dabei der Summe der Marktwerte aller Vermdgensgegenstande im Fondsver-
mogen abzuglich der Summe der Marktwerte aller Verbindlichkeiten des Fonds. Der Fondsanteilwert ist daher von dem
Wert der im Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstéande und der H6he der Verbindlichkeiten des Fonds abhéngig. Sinkt
der Wert dieser Vermdgensgegenstéande oder steigt der Wert der Verbindlichkeiten, so fallt der Fondsanteilwert.

Beeinflussung des individuellen Ergebnisses durch steuerliche Aspekte

Die steuerliche Behandlung von Kapitalertragen hangt von den individuellen Verhéltnissen des jeweiligen Anlegers ab
und kann kiinftig Anderungen unterworfen sein. Fir Einzelfragen — insbesondere unter Beriicksichtigung der individu-
ellen steuerlichen Situation — sollte sich der Anleger an seinen persénlichen Steuerberater wenden.

Anderung der Anlagepolitik oder der Anlagebedingungen

Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen mit Genehmigung der BaFin andern. Dadurch kdnnen auch Rechte des
Anlegers betroffen sein. Die Gesellschaft kann etwa durch eine Anderung der Anlagebedingungen die Anlagepolitik des
Fonds &ndern oder sie kann die dem Fonds zu belastenden Kosten erhéhen. Die Gesellschaft kann die Anlagepolitik
zudem innerhalb des gesetzlich und vertraglich zulassigen Anlagespektrums und damit ohne Anderung der Anlagebe-
dingungen und deren Genehmigung durch die BaFin &ndern. Hierdurch kann sich das mit dem Fonds verbundene
Risiko verandern.
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Aussetzung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft darf die Riicknahme der Anteile zeitweilig aussetzen, sofern aul3ergewdhnliche Umstande vorliegen,
die eine Aussetzung unter Beriicksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich erscheinen lassen. AuRergewdhn-
liche Umstande in diesem Sinne kénnen z.B. sein: wirtschaftliche oder politische Krisen, Rlicknahmeverlangen in au-
Bergewdhnlichem Umfang sowie die SchlieRung von Boérsen oder Markten, Handelsbeschrankungen oder sonstige
Faktoren, die die Ermittlung des Anteilwerts beeintrachtigen.

Daneben kann die BaFin anordnen, dass die Gesellschaft die Ricknahme der Anteile auszusetzen hat, wenn dies im
Interesse der Anleger oder der Offentlichkeit erforderlich ist. Der Anleger kann seine Anteile wahrend dieses Zeitraums
nicht zuriickgeben. Auch im Fall einer Aussetzung der Anteilricknahme kann der Anteilwert sinken; z. B. wenn die
Gesellschaft gezwungen ist, Vermdgensgegenstande wahrend der Aussetzung der Anteilriicknahme unter Verkehrs-
wert zu veraufRern. Der Anteilwert nach Wiederaufnahme der Anteilricknahme kann niedriger liegen, als derjenige vor
Aussetzung der Ricknahme. Einer Aussetzung kann ohne erneute Wiederaufnahme der Riicknahme der Anteile direkt
eine Auflésung des Fonds folgen, z.B. wenn die Gesellschaft die Verwaltung des Fonds kiindigt, um den Fonds dann
aufzulésen. Fir den Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren kann
und dass ihm wesentliche Teile des investierten Kapitals fir unbestimmte Zeit nicht zur Verfligung stehen oder insge-
samt verloren gehen.

Auflédsung des Fonds

Der Gesellschaft steht das Recht zu, die Verwaltung des Fonds zu kiindigen. Die Gesellschaft kann den Fonds nach
Kundigung der Verwaltung ganz auflésen. Das Verfiigungsrecht iber den Fonds geht nach einer Kiindigungsfrist von
sechs Monaten auf die Verwahrstelle Uber. Fur den Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von ihm geplante
Haltedauer nicht realisieren kann. Bei dem Ubergang des Fonds auf die Verwahrstelle kénnen dem Fonds andere
Steuern als deutsche Ertragssteuern belastet werden. Wenn die Fondsanteile nach Beendigung des Liquidationsver-
fahrens aus dem Depot des Anlegers ausgebucht werden, kann der Anleger mit Ertragssteuern belastet werden.

Ubertragung aller Vermégensgegenstiande des Fonds auf ein anderes offenes Publikums-Investmentvermégen (Ver-
schmelzung)

Die Gesellschaft kann samtliche Vermdgensgegensténde des Fonds auf einen anderen OGAW Ubertragen. Der Anleger
kann seine Anteile in diesem Fall (i) zurlickgeben, (ii) oder behalten mit der Folge, dass er Anleger des iibernehmenden
OGAW wird, (iii) oder gegen Anteile an einem offenen Publikums-Investmentvermdgen mit vergleichbaren Anlagegrund-
satzen umtauschen, sofern die Gesellschaft oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen ein solches Investmentvermo-
gen mit vergleichbaren Anlagegrundsatzen verwaltet. Dies gilt gleichermaf3en, wenn die Gesellschaft sdmtliche Vermo-
gensgegenstande eines anderen offenen Publikums-Investmentvermdgen auf den Fonds Ubertragt. Der Anleger muss
daher im Rahmen der Ubertragung vorzeitig eine erneute Investitionsentscheidung treffen. Bei einer Riickgabe der
Anteile kdnnen Ertragssteuern anfallen. Bei einem Umtausch der Anteile in Anteile an einem Investmentvermégen mit
vergleichbaren Anlagegrundsétzen kann der Anleger mit Steuern belastet werden, etwa, wenn der Wert der erhaltenen
Anteile hoher ist als der Wert der alten Anteile zum Zeitpunkt der Anschaffung.

Ubertragung des Fonds auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft

Die Gesellschaft kann den Fonds auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft iibertragen. Der Fonds bleibt dadurch
zwar unverédndert, wie auch die Stellung des Anlegers. Der Anleger muss aber im Rahmen der Ubertragung entschei-
den, ob er die neue Kapitalverwaltungsgesellschaft fir ebenso geeignet halt wie die bisherige. Wenn er in den Fonds
unter neuer Verwaltung nicht investiert bleiben mdchte, muss er seine Anteile zurtickgeben. Hierbei kénnen Ertrags-
steuern anfallen.
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Rentabilitat und Erflllung der Anlageziele des Anlegers

Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger seinen gewtinschten Anlageerfolg erreicht. Der Anteilwert des Fonds
kann fallen und zu Verlusten beim Anleger fiihren. Es bestehen keine Garantien der Gesellschaft oder Dritter hinsichtlich
einer bestimmten Mindestzahlungszusage bei Riickgabe oder eines bestimmten Anlageerfolgs des Fonds. Anleger
kénnten somit einen niedrigeren als den urspriinglich angelegten Betrag zuriickerhalten. Ein bei Erwerb von Anteilen
entrichteter Ausgabeaufschlag bzw. ein bei Verauf3erung von Anteilen entrichteter Riicknahmeabschlag kann zudem,
insbesondere bei nur kurzer Anlagedauer den Erfolg einer Anlage reduzieren oder sogar aufzehren.

Risiken der negativen Wertentwicklung des Fonds (Marktrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die mit der Anlage in einzelne Vermdgensgegenstande durch den Fonds
einhergehen. Diese Risiken kdnnen die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im Fonds gehaltenen Vermégensgegen-
sténde beeintrachtigen und sich damit nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom Anleger investierte Kapital auswir-
ken.

Wertveranderungsrisiken

Die Vermdgensgegenstande, in die die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds investiert, unterliegen Risiken. So kénnen
Wertverluste auftreten, indem der Marktwert der Vermdgensgegenstéande gegeniiber dem Einstandspreis fallt oder
Kassa- und Terminpreise sich unterschiedlich entwickeln.

Kapitalmarktrisiko

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzprodukten hangt insbesondere von der Entwicklung der Kapitalmarkte
ab, die wiederum von der allgemeinen Lage der Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen und politischen Rahmenbe-
dingungen in den jeweiligen Landern beeinflusst wird. Auf die allgemeine Kursentwicklung insbesondere an einer Bérse
kénnen auch irrationale Faktoren wie Stimmungen, Meinungen und Geriichte einwirken. Schwankungen der Kurs- und
Marktwerte kénnen auch auf Veranderungen der Zinssatze, Wechselkurse oder der Bonitdt eines Emittenten zuriickzu-
fuhren sein.

Kursénderungsrisiko von Aktien

Aktien unterliegen erfahrungsgemal starken Kursschwankungen und somit auch dem Risiko von Kursriickgéngen.
Diese Kursschwankungen werden insbesondere durch die Entwicklung der Gewinne des emittierenden Unternehmens
sowie die Entwicklungen der Branche und der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung beeinflusst. Das Vertrauen der Markt-
teilnehmer in das jeweilige Unternehmen kann die Kursentwicklung ebenfalls beeinflussen. Dies gilt insbesondere bei
Unternehmen, deren Aktien erst Uber einen kurzeren Zeitraum an der Borse oder einem anderen organisierten Markt
zugelassen sind; bei diesen kénnen bereits geringe Veranderungen von Prognosen zu starken Kursbewegungen fiih-
ren. Ist bei einer Aktie der Anteil der frei handelbaren, im Besitz vieler Aktionére befindlichen Aktien (sogenannter Streu-
besitz) niedrig, so kénnen bereits kleinere Kauf- und Verkaufsauftrage eine starke Auswirkung auf den Marktpreis haben
und damit zu héheren Kursschwankungen fihren.
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Zinsanderungsrisiko

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Mdglichkeit verbunden, dass sich das Marktzinsniveau andert,
das im Zeitpunkt der Begebung eines Wertpapiers besteht. Steigen die Marktzinsen gegeniiber den Zinsen zum Zeit-
punkt der Emission, so fallen i.d.R. die Kurse der festverzinslichen Wertpapiere. Fallt dagegen der Marktzins, so steigt
der Kurs festverzinslicher Wertpapiere. Diese Kursentwicklung fiihrt dazu, dass die aktuelle Rendite des festverzinsli-
chen Wertpapiers in etwa dem aktuellen Marktzins entspricht. Diese Kursschwankungen fallen jedoch je nach (Rest-)
Laufzeit der festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich stark aus. Festverzinsliche Wertpapiere mit kiirzeren Lauf-
zeiten haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche Wertpapiere mit langeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpa-
piere mit kiirzeren Laufzeiten haben demgegentiber in der Regel geringere Renditen als festverzinsliche Wertpapiere
mit lAngeren Laufzeiten. Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund ihrer kurzen Laufzeit von maximal 397 Tagen ten-
denziell geringere Kursrisiken. Daneben kénnen sich die Zinssatze verschiedener, auf die gleiche Wahrung lautender
zinsbezogener Finanzinstrumente mit vergleichbarer Restlaufzeit unterschiedlich entwickeln.

Risiko von negativen Habenzinsen

Die Gesellschaft legt liquide Mittel des Fonds bei der Verwahrstelle oder anderen Banken fiir Rechnung des Fonds an.
Fir diese Bankguthaben ist teilweise ein Zinssatz vereinbart, der dem European Interbank Offered Rate (Euribor) ab-
zlglich einer bestimmten Marge entspricht. Sinkt der Euribor unter die vereinbarte Marge, so fiihrt dies zu negativen
Zinsen auf dem entsprechenden Konto. Abhangig von der Entwicklung der Zinspolitik der Europaischen Zentralbank
kénnen sowohl kurz-, mittel- als auch langfristige Bankguthaben eine negative Verzinsung erzielen.

Kursénderungsrisiko von Wandel- und Optionsanleihen

Wandel- und Optionsanleihen verbriefen das Recht, die Anleihe in Aktien umzutauschen oder Aktien zu erwerben. Die
Entwicklung des Werts von Wandel- und Optionsanleihen ist daher abhéangig von der Kursentwicklung der Aktie als
Basiswert. Die Risiken der Wertentwicklung der zugrundeliegenden Aktien kdnnen sich daher auch auf die Wertent-
wicklung der Wandel- und Optionsanleihe auswirken. Optionsanleihen, die dem Emittenten das Recht einriumen dem
Anleger statt der Riickzahlung eines Nominalbetrags eine im Vorhinein festgelegte Anzahl von Aktien anzudienen (Re-
verse Convertibles), sind in verstérktem Maf3e von dem entsprechenden Aktienkurs abhangig.

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschéften

Die Gesellschaft darf fur den Fonds Derivatgeschéfte abschlieRen. Der Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Ab-
schluss von Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken verbunden:

e Durch die Verwendung von Derivaten kénnen Verluste entstehen, die nicht vorhersehbar sind und sogar die fir
das Derivatgeschéft eingesetzten Betrdge uberschreiten kdnnen.

e Kursanderungen des Basiswertes kénnen den Wert eines Optionsrechts oder Terminkontraktes vermindern.
Vermindert sich der Wert und wird das Derivat hierdurch wertlos, kann die Gesellschaft gezwungen sein, die
erworbenen Rechte verfallen zu lassen. Durch Wert&dnderungen des einem Swap zugrundeliegenden Vermo-
genswertes kann der Fonds ebenfalls Verluste erleiden.

e Ein liquider Sekundarmarkt fir ein bestimmtes Instrument zu einem gegebenen Zeitpunkt kann fehlen. Eine
Position in Derivaten kann dann unter Umsténden nicht wirtschaftlich neutralisiert (geschlossen) werden.

e Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert des Fondsvermdgens stérker beeinflusst werden, als dies
beim unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der Fall ist. Das Verlustrisiko kann bei Abschluss des Geschafts
nicht bestimmbar sein.

e Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option nicht ausgetbt wird, weil sich die Preise der Basiswerte
nicht wie erwartet entwickeln, so dass die vom Fonds gezahlte Optionspramie verfallt. Beim Verkauf von Opti-
onen besteht die Gefahr, dass der Fonds zur Abnahme von Vermdgenswerten zu einem hdheren als dem ak-
tuellen Marktpreis, oder zur Lieferung von Vermogenswerten zu einem niedrigeren als dem aktuellen Marktpreis
verpflichtet ist. Der Fonds erleidet dann einen Verlust in Héhe der Preisdifferenz minus der eingenommenen
Optionspramie.
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Bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass die Gesellschaft fiir Rechnung des Fonds verpflichtet ist, die
Differenz zwischen dem bei Abschluss zugrunde gelegten Kurs und dem Marktkurs zum Zeitpunkt der Glattstel-
lung bzw. Falligkeit des Geschaftes zu tragen. Damit wiirde der Fonds Verluste erleiden. Das Risiko des Ver-
lusts ist bei Abschluss des Terminkontrakts nicht bestimmbar.

e Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss eines Gegengeschafts (Glattstellung) ist mit Kosten verbunden.

e Die von der Gesellschaft getroffenen Prognosen (ber die kiinftige Entwicklung von zugrundeliegenden Vermé-
gensgegenstanden, Zinssatzen, Kursen und Devisenmarkten kdnnen sich im Nachhinein als unrichtig erweisen.

e Die den Derivaten zugrundeliegenden Vermdgensgegenstande kdnnen zu einem an sich gunstigen Zeitpunkt
nicht gekauft bzw. verkauft werden oder miissen zu einem unguinstigen Zeitpunkt gekauft oder verkauft werden.

Bei auBerbdorslichen Geschaften, sogenannte over-the-counter (OTC)—Geschéfte, kdnnen folgende Risiken auftreten:

e Es kann ein organisierter Markt fehlen, so dass die Gesellschaft die fir Rechnung des Fonds am OTC-Markt
erworbenen Finanzinstrumente schwer oder gar nicht verauRern kann.

e Der Abschluss eines Gegengeschéfts (Glattstellung) kann aufgrund der individuellen Vereinbarung schwierig,
nicht mdglich bzw. mit erheblichen Kosten verbunden sein.

Risiken bei Wertpapier-Darlehensgeschéften

Gewahrt die Gesellschaft fur Rechnung des Fonds ein Darlehen tber Wertpapiere, so Ubertragt sie diese an einen
Darlehensnehmer, der nach Beendigung des Geschéfts Wertpapiere in gleicher Art, Menge und Giite zuriick Gbertragt
(Wertpapierdarlehen). Die Gesellschaft hat wahrend der Geschéftsdauer keine Verfligungsmaéglichkeit tiber verliehene
Wertpapiere. Verliert das Wertpapier wahrend der Dauer des Geschéfts an Wert und die Gesellschaft will das Wertpa-
pier insgesamt verauf3ern, so muss sie das Darlehensgeschéaft kiindigen und den tblichen Abwicklungszyklus abwarten,
wodurch ein Verlustrisiko fir den Fonds entstehen kann.

Risiken bei Pensionsgeschéften

Gibt die Gesellschaft Wertpapiere in Pension, so verkauft sie diese und verpflichtet sich, sie gegen Aufschlag nach
Ende der Laufzeit zuriickzukaufen. Der zum Laufzeitende vom Verkaufer zu zahlende Ruckkaufpreis nebst Aufschlag
wird bei Abschluss des Geschéftes festgelegt. Sollten die in Pension gegebenen Wertpapiere wéhrend der Geschéfts-
laufzeit an Wert verlieren und die Gesellschaft sie zur Begrenzung der Wertverluste verauRern wollen, so kann sie dies
nur durch die Ausiibung des vorzeitigen Kuindigungsrechts tun. Die vorzeitige Kiindigung des Geschéafts kann mit finan-
ziellen EinbufRen fur den Fonds einhergehen. Zudem kann sich herausstellen, dass der zum Laufzeitende zu zahlende
Aufschlag hoher ist als die Ertrage, die die Gesellschaft durch die Wiederanlage der als Verkaufspreis erhaltenen Bar-
mittel erwirtschaftet hat.

Nimmt die Gesellschaft Wertpapiere in Pension, so kauft sie diese und muss sie am Ende einer Laufzeit wieder verkau-
fen. Der Riickkaufpreis nebst einem Aufschlag wird bereits bei Geschéftsabschluss festgelegt. Die in Pension genom-
menen Wertpapiere dienen als Sicherheiten fur die Bereitstellung der Liquiditdt an den Vertragspartner. Etwaige Wert-
steigerungen der Wertpapiere kommen dem Fonds nicht zugute.

Risiken im Zusammenhang mit dem Erhalt von Sicherheiten
Die Gesellschaft erhélt fir Derivatgeschéfte, Wertpapierdarlehens- und Pensionsgeschéfte Sicherheiten. Derivate, ver-
liehene Wertpapiere oder in Pension gegebene Wertpapiere kbnnen im Wert steigen. Die erhaltenen Sicherheiten kénn-

ten dann nicht mehr ausreichen, um den Lieferungs- bzw. Ruckibertragungsanspruch der Gesellschaft gegentber dem
Kontrahenten in voller Héhe abzudecken.
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Die Gesellschaft kann Barsicherheiten auf Sperrkonten, in Staatsanleihen hoher Qualitat oder in Geldmarktfonds mit
kurzer Laufzeitstruktur anlegen. Das Kreditinstitut, bei dem die Bankguthaben verwahrt werden, kann jedoch ausfallen.
Staatsanleihen und Geldmarktfonds kénnen sich negativ entwickeln. Bei Beendigung des Geschéfts kénnten die ange-
legten Sicherheiten nicht mehr in voller Hohe verflighar sein, obwohl sie von der Gesellschaft fir den Fonds in der
urspriinglich gewahrten Héhe wieder zurlick gewahrt werden missen. Dann misste der Fonds die bei den Sicherheiten
erlittenen Verluste tragen.

Risiko bei Verbriefungspositionen ohne Selbstbehalt

Der Fonds darf Wertpapiere, die Forderungen verbriefen (Verbriefungspositionen) und nach dem 01. Januar 2011 emit-
tiert wurden, nur noch erwerben, wenn der Forderungsschuldner mindestens 5 Prozent des Volumens der Verbriefung
als sogenannten Selbstbehalt zuriickbehalt und weitere Vorgaben einhéalt. Die Gesellschaft ist daher verpflichtet, im
Interesse der Anleger MalBnahmen zur Abhilfe einzuleiten, wenn sich Verbriefungen im Fondsvermdgen befinden, die
diesen EU-Standards nicht entsprechen. Im Rahmen dieser AbhilfemaBnahmen kénnte die Gesellschaft gezwungen
sein, solche Verbriefungspositionen zu verauf3ern. Aufgrund rechtlicher Vorgaben fur Banken, Fondsgesellschaften und
Versicherungen besteht das Risiko, dass die Gesellschaft solche Verbriefungspositionen nicht oder nur mit starken
Preisabschlagen bzw. mit groRer zeitlicher Verzégerung verkaufen kann.

Inflationsrisiko

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko fir alle Vermégensgegensténde. Dies gilt auch fir die im Fonds gehaltenen
Vermodgensgegenstande. Die Inflationsrate kann ber dem Wertzuwachs des Fonds liegen.

Wahrungsrisiko

Vermdgenswerte des Fonds kénnen in einer anderen Wahrung als der Fondswahrung angelegt sein. Der Fonds erhalt
die Ertrége, Rickzahlungen und Erlése aus solchen Anlagen in der anderen Wahrung. Fallt der Wert dieser Wahrung
gegeniber der Fondswéhrung, so reduziert sich der Wert solcher Anlagen und somit auch der Wert des Fondsvermo-
gens.

Konzentrationsrisiko

Erfolgt eine Konzentration der Anlage in bestimmte Vermégensgegenstdnde oder Markte, dann ist der Fonds von der
Entwicklung dieser Vermdgensgegenstande oder Markte besonders stark abhéngig.

Risiken im Zusammenhang mit der Investition in Investmentanteile

Die Risiken der Anteile an anderen Investmentvermdogen, die fir den Fonds erworben werden (sogenannte ,Zielfonds*),
stehen in engem Zusammenhang mit den Risiken der in diesen Zielfonds enthaltenen Vermodgensgegenstande bzw.
der von diesen verfolgten Anlagestrategien. Da die Manager der einzelnen Zielfonds voneinander unabhéngig handeln,
kann es aber auch vorkommen, dass mehrere Zielfonds gleiche oder einander entgegengesetzte Anlagestrategien ver-
folgen.

Hierdurch kénnen bestehende Risiken kumulieren, und eventuelle Chancen kdnnen sich gegeneinander aufheben. Es
ist der Gesellschaft im Regelfall nicht méglich, das Management der Zielfonds zu kontrollieren. Deren Anlageentschei-
dungen mussen nicht zwingend mit den Annahmen oder Erwartungen der Gesellschaft Gbereinstimmen. Der Gesell-
schaft wird die aktuelle Zusammensetzung der Zielfonds oftmals nicht zeitnah bekannt sein. Entspricht die Zusammen-
setzung nicht ihren Annahmen oder Erwartungen, so kann sie gegebenenfalls erst deutlich verzogert reagieren, indem
sie Zielfondsanteile zurtickgibt.

Offene Investmentvermdgen, an denen der Fonds Anteile erwirbt, kdnnten zudem zeitweise die Rlicknahme der Anteile

aussetzen. Dann ist die Gesellschaft daran gehindert, die Anteile an dem Zielfonds zu verduf3ern, indem sie diese gegen
Auszahlung des Rucknahmepreises bei der Verwaltungsgesellschaft oder Verwahrstelle des Zielfonds zurtickgibt.
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Risiken aus dem Anlagespektrum

Unter Beachtung der durch das Gesetz und die Anlagebedingungen vorgegebenen Anlagegrundséatze und -grenzen,
die fiir den Fonds einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatsachliche Anlagepolitik auch darauf ausgerichtet
sein, schwerpunktmaRig Vermdgensgegenstande z. B. nur weniger Branchen, Markte oder Regionen/Lander zu erwer-
ben. Diese Konzentration auf wenige spezielle Anlagesektoren kann mit Risiken (z. B. Marktenge, hohe Schwankungs-
breite innerhalb bestimmter Konjunkturzyklen) verbunden sein. Uber den Inhalt der Anlagepolitik informiert der Jahres-
bericht nachtraglich fur das abgelaufene Berichtsjahr.

Risiken der eingeschrankten oder erh6hten Liquiditat des Fonds und Risiken im Zusammenhang mit vermehr-
ten Zeichnungen oder Rickgaben (Liquiditatsrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die die Liquiditat des Fonds beeintrachtigen kénnen. Dies kann dazu fiih-
ren, dass der Fonds seinen Zahlungsverpflichtungen voriibergehend oder dauerhaft nicht nachkommen kann bzw. dass
die Gesellschaft die Riickgabeverlangen von Anlegern voriibergehend oder dauerhaft nicht erfiillen kann. Der Anleger
kann gegebenenfalls die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren und ihm kann das investierte Kapital oder Teile
hiervon fiir unbestimmte Zeit nicht zur Verfligung stehen. Durch die Verwirklichung der Liquiditatsrisiken kénnte zudem
der Wert des Fondsvermdgens und damit der Anteilwert sinken, etwa wenn die Gesellschaft gezwungen ist, soweit
gesetzlich zulassig, Vermdgensgegenstéande fiir den Fonds unter Verkehrswert zu veraufRern. Ist die Gesellschaft nicht
in der Lage, die Riickgabeverlangen der Anleger zu erfillen, kann dies auf3erdem zur Aussetzung der Riicknahme und
im Extremfall zur anschlieRenden Auflésung des Fonds fiihren.

Risiko aus der Anlage in Vermdgensgegenstande

Fir den Fonds dirfen auch Vermdgensgegenstande erworben werden, die nicht an einer Bérse zugelassen oder an
einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind. Diese Vermdgensgegenstéande kénnen
gegebenenfalls nur mit hohen Preisabschlagen, zeitlicher Verzégerung oder gar nicht weiterverauf3ert werden. Auch an
einer Borse zugelassene Vermdgensgegenstéande kdnnen abhéngig von der Marktlage, dem Volumen, dem Zeitrahmen
und den geplanten Kosten gegebenenfalls nicht oder nur mit hohen Preisabschlagen veraulRert werden. Obwohl fur den
Fonds nur Vermdgensgegenstéande erworben werden durfen, die grundsatzlich jederzeit liquidiert werden kbnnen, kann
nicht ausgeschlossen werden, dass diese zeitweise oder dauerhaft nur mit Verlust verauf3ert werden kdnnen.

Risiko durch Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des Fonds Kredite aufnehmen. Kredite mit einer variablen Verzinsung kénnen sich
durch steigende Zinssétze negativ auf das Fondsvermdgen auswirken. Muss die Gesellschaft einen Kredit zurtickzahlen
und kann ihn nicht durch eine Anschlussfinanzierung oder im Fonds vorhandene Liquiditat ausgleichen, ist sie méglich-
erweise gezwungen, Vermogensgegenstande vorzeitig oder zu schlechteren Konditionen als geplant zu verau3ern.

Risiken durch vermehrte Rickgaben oder Zeichnungen

Durch Kauf- und Verkaufsauftrdge von Anlegern flie3t dem Fondsvermdégen Liquiditat zu bzw. aus dem Fondsvermogen
Liquiditat ab. Die Zu- und Abfliisse kdnnen nach Saldierung zu einem Nettozu- oder —abfluss der liquiden Mittel des
Fonds fuhren. Dieser Nettozu- oder —abfluss kann den Fondsmanager veranlassen, Vermdgensgegenstande zu kaufen
oder zu verkaufen, wodurch Transaktionskosten entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn durch die Zu- oder Abflisse
eine von der Gesellschatft fur den Fonds vorgesehene Quote liquider Mittel Uber- bzw. unterschritten wird. Die hierdurch
entstehenden Transaktionskosten werden dem Fonds belastet und kénnen die Wertentwicklung des Fonds beeintréch-
tigen. Bei Zuflissen kann sich eine erhdhte Fondsliquiditéat belastend auf die Wertentwicklung des Fonds auswirken,
wenn die Gesellschaft die Mittel nicht oder nicht zeithah zu angemessenen Bedingungen anlegen kann.
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Risiko bei Feiertagen in bestimmten Regionen/Léndern

Nach der Anlagestrategie sollen Investitionen fiir den Fonds insbesondere in bestimmten Regionen/Landern getatigt
werden. Aufgrund lokaler Feiertage in diesen Regionen/Landern kann es zu Abweichungen zwischen den Handelstagen
an Borsen dieser Regionen/Lander und Bewertungstagen des Fonds kommen. Der Fonds kann mdéglicherweise an
einem Tag, der kein Bewertungstag ist, auf Marktentwicklungen in den Regionen/Landern nicht am selben Tag reagie-
ren oder an einem Bewertungstag, der kein Handelstag in diesen Regionen/Landern ist, auf dem dortigen Markt nicht
handeln. Hierdurch kann der Fonds gehindert sein, Vermégensgegenstande in der erforderlichen Zeit zu veraufern.
Dies kann die Fahigkeit des Fonds nachteilig beeinflussen, Riickgabeverlangen oder sonstigen Zahlungsverpflichtun-
gen nachzukommen.

Kontrahentenrisiko inklusive Kredit- und Forderungsrisiko

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die sich fir den Fonds im Rahmen einer Geschaftsbeziehung mit einer
anderen Partei (sogenannte Gegenpartei) ergeben kdnnen. Dabei besteht das Risiko, dass der Vertragspartner seinen
vereinbarten Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. Dies kann die Wertentwicklung des Fonds beeintrachtigen
und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert und das vom Anleger investierte Kapital auswirken.

Adressenausfallrisiko / Gegenpartei-Risiken (auf3er zentrale Kontrahenten)

Durch den Ausfall eines Ausstellers (nachfolgend ,Emittent“) oder eines Vertragspartners (nachfolgend ,Kontrahent*),
gegen den der Fonds Anspriiche hat, kdnnen fiir den Fonds Verluste entstehen. Das Emittentenrisiko beschreibt die
Auswirkung der besonderen Entwicklungen des jeweiligen Emittenten, die neben den allgemeinen Tendenzen der Ka-
pitalmarkte auf den Kurs eines Wertpapiers einwirken. Auch bei sorgféltiger Auswahl der Wertpapiere kann nicht aus-
geschlossen werden, dass Verluste durch Vermdgensverfall von Emittenten eintreten. Die Partei eines fir Rechnung
des Fonds geschlossenen Vertrags kann teilweise oder vollstandig ausfallen (Kontrahentenrisiko). Dies gilt fur alle Ver-
tréage, die fir Rechnung des Fonds geschlossen werden.

VeraulRert der Anleger Anteile am Fonds zu einem Zeitpunkt, in dem eine Gegenpartei oder ein zentraler Kontrahent
ausgefallen ist und dadurch der Wert des Fondsvermdgens beeintrachtigt ist, kdnnte der Anleger das von ihm in den
Fonds investierte Kapital nicht oder nicht vollstandig zurtick erhalten. Bei Ausfall des Kontrahenten eines Total Return
Swaps kann sich das Fondsvolumen abziglich etwaiger Sicherheiten um die H6he der vertraglich zu leistenden Zah-
lungen gegenuber dem Kontrahenten des Total Return Swaps reduzieren.

Risiko durch zentrale Kontrahenten

Ein zentraler Kontrahent (Central Counterparty — ,CCP*) tritt als zwischengeschaltete Institution in bestimmte Geschafte
fir den Fonds ein, insbesondere in Geschafte Uber derivative Finanzinstrumente. In diesem Fall wird er als Kaufer
gegenuber dem Verké&ufer und als Verkaufer gegenuber dem Kaufer tétig. Ein CCP sichert sich gegen das Risiko, dass
seine Geschaftspartner die vereinbarten Leistungen nicht erbringen kdnnen, durch eine Reihe von Schutzmechanismen
ab, die es ihm jederzeit ermdglichen, Verluste aus den eingegangenen Geschéften auszugleichen (z.B. durch Besiche-
rungen). Es kann trotz dieser Schutzmechanismen nicht ausgeschlossen werden, dass ein CCP seinerseits Uiberschul-
det wird und ausfallt, wodurch auch Anspriiche der Gesellschaft fur den Fonds betroffen sein kénnen. Hierdurch kénnen
Verluste fur den Fonds entstehen.

Adressenausfallrisiken bei Pensionsgeschéften

Gibt die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds Wertpapiere in Pension, so muss sie sich gegen den Ausfall des Ver-
tragspartners ausreichende Sicherheiten stellen lassen. Bei einem Ausfall des Vertragspartners wahrend der Laufzeit
des Pensionsgeschéfts hat die Gesellschaft ein Verwertungsrecht hinsichtlich der gestellten Sicherheiten. Ein Verlust-
risiko fur den Fonds kann daraus folgen, dass die gestellten Sicherheiten etwa wegen steigender Kurse der in Pension
gegebenen Wertpapiere nicht mehr ausreichen, um den Rickubertragungsanspruch der Gesellschaft der vollen Héhe
nach abzudecken.
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Adressenausfallrisiken bei Wertpapier-Darlehensgeschaften

Gewabhrt die Gesellschaft fiir Rechnung des Fonds ein Darlehen tiber Wertpapiere, so muss sie sich gegen den Ausfall
des Vertragspartners ausreichende Sicherheiten gewahren lassen. Der Umfang der Sicherheitsleistung entspricht min-
destens dem Kurswert der als Wertpapier-Darlehen Ubertragenen Wertpapiere. Der Darlehensnehmer hat weitere Si-
cherheiten zu stellen, wenn der Wert der als Darlehen gewéahrten Wertpapiere steigt, die Qualitat der gestellten Sicher-
heiten abnimmt oder eine Verschlechterung seiner wirtschaftlichen Verhaltnisse eintritt und die bereits gestellten Si-
cherheiten nicht ausreichen. Kann der Darlehensnehmer dieser Nachschusspflicht nicht nachkommen, so besteht das
Risiko, dass der Rickibertragungsanspruch bei Ausfall des Vertragspartners nicht vollumfanglich abgesichert ist. Wer-
den die Sicherheiten bei einer anderen Einrichtung als der Verwahrstelle des Fonds verwahrt, besteht zudem das Risiko,
dass diese bei Ausfall des Entleihers gegebenenfalls nicht sofort bzw. nicht in vollem Umfang verwertet werden kénnen.

Operationelle und sonstige Risiken des Fonds

Im Folgenden werden Risiken dargestellt, die sich beispielsweise aus unzureichenden internen Prozessen sowie aus
menschlichem oder Systemversagen bei der Gesellschaft oder externen Dritten ergeben kdnnen. Diese Risiken kénnen
die Wertentwicklung des Fonds beeintréachtigen und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom
Anleger investierte Kapital auswirken.

Risiken durch kriminelle Handlungen, Missstande oder Naturkatastrophen

Der Fonds kann Opfer von Betrug oder anderen kriminellen Handlungen werden. Er kann Verluste durch Missverstand-
nisse oder Fehler von Mitarbeitern der Gesellschaft oder externer Dritter erleiden oder durch &uf3ere Ereignisse wie z.B.
Naturkatastrophen geschadigt werden.

Lander- oder Transferrisiko

Es besteht das Risiko, dass ein auslandischer Schuldner trotz Zahlungsfahigkeit aufgrund fehlender Transferfahigkeit
der Wahrung, fehlender Transferbereitschaft seines Sitzlandes oder aus &hnlichen Griinden, Leistungen nicht fristge-
recht, tberhaupt nicht oder nur in einer anderen Wahrung erbringen kann. So kénnen z.B. Zahlungen, auf die die Ge-
sellschaft fur Rechnung des Fonds Anspruch hat, ausbleiben, in einer Wahrung erfolgen, die aufgrund von Devisenbe-
schrankungen nicht (mehr) konvertierbar ist, oder in einer anderen Wahrung erfolgen. Zahlt der Schuldner in einer
anderen Wahrung, so unterliegt diese Position dem oben dargestellten Wahrungsrisiko.

Rechtliche und politische Risiken

Fir den Fonds dirfen Investitionen in Rechtsordnungen getétigt werden, in denen deutsches Recht keine Anwendung
findet bzw. im Fall von Rechtsstreitigkeiten der Gerichtsstand aufRerhalb Deutschlands ist. Hieraus resultierende Rechte
und Pflichten der Gesellschaft fur Rechnung des Fonds kénnen von denen in Deutschland zum Nachteil des Fonds
bzw. des Anlegers abweichen. Politische oder rechtliche Entwicklungen einschlieRlich der Anderungen von rechtlichen
Rahmenbedingungen in diesen Rechtsordnungen kénnen von der Gesellschaft nicht oder zu spét erkannt werden oder
zu Beschrankungen hinsichtlich erwerbbarer oder bereits erworbener Vermégensgegenstande fuhren. Diese Folgen
kénnen auch entstehen, wenn sich die rechtlichen Rahmenbedingungen fiir die Gesellschaft und/oder die Verwaltung
des Fonds in Deutschland &ndern.

Anderung der steuerlichen Rahmenbedingungen, steuerliches Risiko
Die Kurzangaben uber steuerrechtliche Vorschriften in diesem Verkaufsprospekt gehen von der derzeit bekannten
Rechtslage aus. Sie richten sich an in Deutschland unbeschrankt einkommensteuerpflichtige oder unbeschrankt kor-

perschaftsteuerpflichtige Personen. Es kann jedoch keine Gewéhr dafur tbernommen werden, dass sich die steuerliche
Beurteilung durch Gesetzgebung, Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht &ndert.

22



Eine Anderung fehlerhaft festgestellter Besteuerungsgrundlagen des Fonds fiir vorangegangene Geschéftsjahre (z. B.
aufgrund von steuerlichen Auenpriifungen) kann bei einer fiir Anleger steuerlich grundsatzlich nachteiligen Korrektur
zur Folge haben, dass der Anleger die Steuerlast aus der Korrektur fiir vorangegangene Geschaftsjahre zu tragen hat,
obwohl er unter Umstanden zu diesem Zeitpunkt nicht in dem Fonds investiert war. Umgekehrt kann fiir den Anleger
der Fall eintreten, dass ihm eine steuerlich grundsatzlich vorteilhafte Korrektur fiir das aktuelle und fiir vorangegangene
Geschéftsjahre, in denen er an dem Fonds beteiligt war, nicht mehr zugutekommt, weil er seine Anteile vor Umsetzung
der Korrektur zuriickgegeben oder verauf3ert hat.

Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu fiihren, dass steuerpflichtige Ertrage bzw. steuerliche Vorteile in
einem anderen als dem eigentlich zutreffenden Veranlagungszeitraum steuerlich erfasst werden und sich dies beim
einzelnen Anleger negativ auswirkt.

Schlusselpersonenrisiko

Fallt das Anlageergebnis des Fonds in einem bestimmten Zeitraum sehr positiv aus, héngt dieser Erfolg mdglicherweise
auch von der Eignung der handelnden Personen und damit den richtigen Entscheidungen des Managements ab. Die
personelle Zusammensetzung des Fondsmanagements kann sich jedoch verandern. Neue Entscheidungstrager kon-
nen dann maoglicherweise weniger erfolgreich agieren.

Verwahrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermdgensgegenstanden insbesondere im Ausland ist ein Verlustrisiko verbunden, das aus
Insolvenz oder Sorgfaltspflichtverletzungen des Verwahrers bzw. héherer Gewalt resultieren kann.

Risiken aus Handels- und Clearingmechanismen (Abwicklungsrisiko)

Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschaften besteht das Risiko, dass eine der Vertragsparteien verzdgert oder nicht
vereinbarungsgemaf zahlt oder die Wertpapiere nicht fristgerecht liefert. Dieses Abwicklungsrisiko besteht entspre-
chend auch beim Handel mit anderen Vermdgensgegenstéanden fur den Fonds.

Die Wertentwicklung des Fonds wird insbesondere von folgenden Faktoren beeinflusst, aus denen sich Chancen und
Risiken ergeben:

e Entwicklung auf den internationalen Aktienmérkten

¢ Unternehmensspezifische Entwicklungen

e Wechselkursveranderungen von Nicht-Euro-Wé&hrungen gegentiber dem Euro
e Risiken aus derivativen Instrumenten

Der Fonds kann seine Anlagen zeitweise mehr oder weniger stark auf bestimmte Sektoren, L&nder oder Marktsegmente
konzentrieren. Auch daraus kdnnen sich Chancen und Risiken ergeben.

Der Fonds weist aufgrund seiner Zusammensetzung eine erhéhte Volatilitat auf, d. h. die Anteilwerte kdnnen
auch innerhalb kurzer Zeitraume erheblichen Schwankungen nach oben und nach unten unterworfen sein.
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Der Fonds ist furr private und institutionelle Anleger konzipiert und eignet sich fir Investoren, die von den Wachstums-
perspektiven der internationalen Finanzmarkte profitieren mochten.

Die Anlage in den Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen ist nur fiir erfahrene Anleger geeignet, die in der Lage sind, die
Risiken und den Wert der Anlage abzuschatzen. Der Anleger muss bereit und in der Lage sein, erhebliche Wertschwan-
kungen der Anteile und gegebenenfalls einen erheblichen Kapitalverlust hinzunehmen. Der Anlagehorizont sollte bei
mindestens 5 Jahren liegen.

Anteile an manchen Anteilklassen des Fonds dirfen nur von bestimmten Anlegern erworben und gehalten
werden. Sie sind im Abschnitt ,Anteile — Faire Behandlung der Anleger und Anteilklassen“ beschrieben.

Anlageziel und -strategie

Der Fonds bildet weder einen Wertpapierindex ab, noch orientiert sich die Gesellschaft fir den Fonds an einem festge-
legten Vergleichsmalstab. Das Fondsmanagement entscheidet nach eigenem Ermessen aktiv Gber die Auswahl der
Vermdgensgegenstande unter Beriicksichtigung von Analysen und Bewertungen von Unternehmen sowie volkswirt-
schaftlichen und politischen Entwicklungen. Es zielt darauf ab, eine positive Wertentwicklung zu erzielen.

Die Anlagestrategie des Aktienfonds leitet sich aus den vier bewéhrten Prinzipien des Value-Investing ab: Investiert
wird nach einer fundamental orientierten bottom-up Analyse mit Makro-Overlay in eigentimergefuhrte Aktien mit Si-
cherheitsmarge und wirtschaftlichem Burggraben, wobei zusatzlich auf Gesamtportfolio-Ebene ein Makro-Overlay etab-
liert ist, um so das Risiko fiir die Anleger zu reduzieren und gleichzeitig die Renditechancen zu erhalten. Grundsatzlich
bestehen keine regionalen Beschréankungen bei der Auswahl der nachhaltigen Value-Aktien, der Fonds hat jedoch einen
regionalen Schwerpunkt im deutschsprachigen Europa. Der Fonds dient der langfristigen Erhaltung und dem Aufbau
des Vermdgens seiner Investoren.

Fir die Titelauswahl des Fonds werden daruber hinaus ESG Kriterien wie folgt berticksichtigt:
Im Rahmen der Nachhaltigkeitsanalyse werden insbesondere die Kriterien Umweltpolitik, Sozialpolitik und Corporate

Governance der jeweiligen Aktien-Emittenten beachtet und durch Zusammenarbeit mit unabh&ngigen Dritten ausge-
schlossen. Im Einzelnen sind dies insbesondere:

. Produktion von Spirituosen (Mindestalkoholgehalt 15 Volumenprozent)

. Herstellung oder der Vertrieb von Tabakwaren

. Betrieb von Gliucksspieleinrichtungen (auch online)

. Entwicklung, Herstellung oder der Vertrieb von Rustungsgutern (It. Anhang Kriegswaffenkontrollgesetz)
. Entwicklung, Herstellung oder der Vertrieb volkerrechtlich gedchteter Waffen (z.B. Landminen)

. Erzeugung von Kernenergie

. Férderung von Olsand

. Gewinnung und Verstromung von thermischer Kohle und schiefergebundenen Rohstoffen (Fracking)

. Herstellung oder der Vertrieb pornographischen Materials

. Kontroverse Geschaftspraktiken:

Dazu gehoren Unternehmen, die gegen mindestens einen der zehn Grundséatze des Global Compact der Ver-
einten Nationen versto3en. Diese bestehen aus Menschen- und Arbeitsrechtsverletzungen sowie signifikante
Umweltverschmutzung und Korruption.

Falls die obigen Geschéftsfelder einen Umsatzanteil von finf Prozent des Gesamtumsatzes nicht Uberschreiten, wird

von einem Ausschluss unter dem Gesichtspunkt der Verhaltnismafigkeit abgesehen. Fir gedchtete Waffen gibt es
keine solche VerhaltnisméRigkeitsgrenze.
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ES KANN KEINE ZUSICHERUNG GEGEBEN WERDEN, DASS DIE ZIELE DER ANLAGEPOLITIK TATSACHLICH
ERREICHT WERDEN.

Vermodgensgegenstande

Die Gesellschaft kann fir Rechnung des Fonds folgende Vermdgensgegenstande erwerben:
e Wertpapiere gemaR § 193 KAGB
e Geldmarktinstrumente gemaR § 194 KAGB
e Bankguthaben gemal § 195 KAGB
e Investmentanteile gemaf § 196 KAGB
e Derivate gemaR § 197 KAGB
e Sogenannte sonstige Anlageinstrumente geman § 198 KAGB.

Die Gesellschaft darf diese Vermdgensgegenstande innerhalb der insbesondere in den Abschnitten ,Anlagegrenzen fiir
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente auch unter Einsatz von Derivaten sowie Bankguthaben® sowie ,Investmentan-
teile und deren Anlagegrenzen® dargestellten Anlagegrenzen erwerben. Einzelheiten zu diesen Vermdgensgegenstan-
den und den hierfir geltenden Anlagegrenzen sind nachfolgend dargestellt.

Wertpapiere

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds Wertpapiere in- und ausléandischer Emittenten erwerben,

1. wenn sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union (,EU*) oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens Uiber den Europaischen Wirtschaftsraum (,EWR*) zum Handel zugelassen oder in einem
dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

2. wenn sie ausschlie3lich an einer Bérse auRerhalb der Mitgliedstaaten der EU oder auRerhalb der anderen Ver-
tragsstaaten des Abkommens uber den EWR zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem
anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieser Borse
oder dieses organisierten Marktes zugelassen hat.

Wertpapiere aus Neuemissionen durfen erworben werden, wenn nach ihren Ausgabebedingungen die Zulassung an
oder Einbeziehung in eine der unter 1. und 2. genannten Bérsen oder organisierten Méarkte beantragt werden muss,
und die Zulassung oder Einbeziehung innerhalb eines Jahres nach Ausgabe erfolgt.

Als Wertpapiere in diesem Sinne gelten auch

¢ Anteile an geschlossenen Investmentvermdégen in Vertrags- oder Gesellschaftsform, die einer Kontrolle durch
die Anteilseigner unterliegen (sog. Unternehmenskontrolle), d.h. die Anteilseigner miissen Stimmrechte in Be-
zug auf wesentliche Entscheidungen haben, sowie das Recht die Anlagepolitik mittels angemessener Mecha-
nismen zu kontrollieren. Das Investmentvermdgen muss zudem von einem Rechtstréger verwaltet werden, der
den Vorschriften fur den Anlegerschutz unterliegt, es sei denn das Investmentvermdgen ist in Gesellschaftsform
aufgelegt und die Tatigkeit der Vermdgensverwaltung wird nicht von einem anderen Rechtstréger wahrgenom-
men.

e Finanzinstrumente, die durch andere Vermdgenswerte besichert oder an die Entwicklung anderer Vermdgens-
werte gekoppelt sind. Soweit in solche Finanzinstrumente Komponenten von Derivaten eingebettet sind, gelten
weitere Anforderungen, damit die Gesellschaft diese als Wertpapiere erwerben darf.

Die Wertpapiere dirfen nur unter folgenden Voraussetzungen erworben werden:

¢ Der potentielle Verlust, der dem Fonds entstehen kann, darf den Kaufpreis des Wertpapiers nicht Gbersteigen.
Eine Nachschusspflicht darf nicht bestehen.
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Eine mangelnde Liquiditat des vom Fonds erworbenen Wertpapiers darf nicht dazu fiihren, dass der Fonds den
gesetzlichen Vorgaben lber die Ricknahme von Anteilen nicht mehr nachkommen kann. Dies gilt unter Be-
riicksichtigung der gesetzlichen Méglichkeit, in besonderen Fallen die Anteilricknahme aussetzen zu kdnnen
(vgl. den Abschnitt ,Anteile — Ausgabe und Ricknahme von Anteilen sowie — Aussetzung der Anteilriick-
nahme®).

Eine verlassliche Bewertung des Wertpapiers durch exakte, verlassliche und géngige Preise muss verfligbar
sein; diese missen entweder Marktpreise sein oder von einem Bewertungssystem gestellt worden sein, das
von dem Emittenten des Wertpapiers unabhangig ist.

Uber das Wertpapier miissen angemessene Informationen verfigbar sein, in Form von regelmaRigen, exakten
und umfassenden Informationen des Marktes Uiber das Wertpapier oder ein gegebenenfalls dazugehdriges, d.h.
in dem Wertpapier verbrieftes Portfolio.

Das Wertpapier ist handelbar.
Der Erwerb des Wertpapiers steht im Einklang mit den Anlagezielen bzw. der Anlagestrategie des Fonds.

Die Risiken des Wertpapiers werden durch das Risikomanagement des Fonds in angemessener Weise erfasst.

Wertpapiere diirfen zudem in folgender Form erworben werden:

Aktien, die dem Fonds bei einer Kapitalerhdhung aus Gesellschaftsmitteln zustehen.

Wertpapiere, die in Ausiibung von zum Fonds gehdrenden Bezugsrechten erworben werden.

Als Wertpapiere in diesem Sinn durrfen fiir den Fonds auch Bezugsrechte erworben werden, sofern sich die Wertpapiere,
aus denen die Bezugsrechte herriihren, im Fonds befinden kdnnen.

Geldmarktinstrumente

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds in Geldmarktinstrumente investieren, die Ublicherweise auf dem Geld-
markt gehandelt werden, sowie in verzinsliche Wertpapiere, die alternativ

zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fur den Fonds eine Laufzeit oder Restlaufzeit von héchstens 397 Tagen haben.

zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fiir den Fonds eine Laufzeit oder Restlaufzeit haben, die langer als 397 Tage ist,
deren Verzinsung aber nach den Emissionsbedingungen regelméafig, mindestens einmal in 397 Tagen markt-
gerecht angepasst werden muss.

deren Risikoprofil dem Risikoprofil von Wertpapieren entspricht, die das Kriterium der Restlaufzeit oder das der
Zinsanpassung erfullen.

Fir den Fonds dirfen Geldmarktinstrumente erworben werden, wenn sie

1. an einer Borse in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den

EWR zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen
oder in diesen einbezogen sind,

ausschlieRlich an einer Borse auf3erhalb der Mitgliedstaaten der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens Uber den EWR zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem organisierten Markt
zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieser Borse oder dieses Marktes zuge-
lassen hat,

von der EU, dem Bund, einem Sondervermdgen des Bundes, einem Land, einem anderen Mitgliedstaat oder
einer anderen zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Gebietskérperschaft oder der Zentralbank eines Mit-
gliedstaats der EU, der Europdischen Zentralbank oder der Européischen Investitionsbank, einem Drittstaat
oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer internationalen
offentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein Mitgliedstaat der EU angehdrt, begeben oder garantiert
werden,

. von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere auf den unter den Nummern 1 und 2 bezeich-

neten Markten gehandelt werden,
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5. von einem Kreditinstitut begeben oder garantiert werden, das nach dem Recht der EU festgelegten Kriterien
einer Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtshestimmungen, die nach Auffassung der
BaFin denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind, unterliegt und diese einhalt, oder

6. von anderen Emittenten begeben werden und es sich bei dem jeweiligen Emittenten

a) um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von mindestens 10 Millionen Euro handelt, das seinen Jahres-
abschluss nach der Europaischen Richtlinie Uber den Jahresabschluss von Kapitalgesellschaften erstellt
und veroffentlicht, oder

b) um einen Rechtstrager handelt, der innerhalb einer eine oder mehrere bérsennotierte Gesellschaften um-
fassenden Unternehmensgruppe fir die Finanzierung dieser Gruppe zustandig ist, oder

¢) um einen Rechtstrager handelt, der Geldmarktinstrumente emittiert, die durch Verbindlichkeiten unterlegt
sind, durch Nutzung einer von einer Bank eingerdumten Kreditlinie. Dies sind Produkte, bei denen Kredit-
forderungen von Banken in Wertpapieren verbrieft werden (sogenannte Asset Backed Securities).

Samtliche genannten Geldmarktinstrumente dirfen nur erworben werden, wenn sie liquide sind und sich ihr Wert jeder-
zeit genau bestimmten l&sst. Liquide sind Geldmarktinstrumente, die sich innerhalb hinreichend kurzer Zeit mit begrenz-
ten Kosten verauf3ern lassen. Hierbei ist die Verpflichtung der Gesellschaft zu beriicksichtigen, Anteile am Fonds auf
Verlangen der Anleger zuriickzunehmen und hierfir in der Lage zu sein, solche Geldmarktinstrumente entsprechend
kurzfristig veraufRern zu kénnen. Fur die Geldmarktinstrumente muss zudem ein exaktes und verlassliches Bewertungs-
system existieren, das die Ermittlung des Nettobestandswerts des Geldmarktinstruments erméglicht und auf Marktdaten
basiert oder Bewertungsmodellen (einschliel3lich Systemen, die auf fortgefiihrten Anschaffungskosten beruhen). Das
Merkmal der Liquiditat gilt fir Geldmarktinstrumente als erfiillt, wenn diese an einem organisierten Markt innerhalb des
EWR zugelassen oder in diesen einbezogen sind oder an einem organisierten Markt au3erhalb des EWR zugelassen
oder in diesen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieses Marktes zugelassen hat. Dies gilt nicht, wenn der
Gesellschaft Hinweise vorliegen, die gegen die hinreichende Liquiditat der Geldmarktinstrumente sprechen.

Fir Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Bérse notiert oder an einem geregelten Markt zum Handel zugelassen
sind (siehe oben unter Nr. 3 bis 6), muss zudem die Emission oder der Emittent dieser Instrumente Vorschriften tber
den Einlagen- und Anlegerschutz unterliegen. So miissen firr diese Geldmarktinstrumente angemessene Informationen
vorliegen, die eine angemessene Bewertung der mit den Instrumenten verbundenen Kreditrisiken ermdglichen und die
Geldmarktinstrumente missen frei Gbertragbar sein. Die Kreditrisiken kdnnen etwa durch eine Kreditwirdigkeitsprifung
einer Rating-Agentur bewertet werden.

Fir diese Geldmarktinstrumente gelten weiterhin die folgenden Anforderungen, es sei denn, sie sind von der Européi-
schen Zentralbank oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates der EU begeben oder garantiert worden:
¢ Werden sie von folgenden (oben unter Nr. 3 genannten) Einrichtungen begeben oder garantiert:

o der EU,

o dem Bund,

o einem Sondervermdgen des Bundes,

o einem Land,

o einem anderen Mitgliedstaat,

o einer anderen zentralstaatlichen Gebietskérperschatft,

o der Européischen Investitionsbank,

o einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates

o einer internationalen 6ffentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein Mitgliedstaat der EU angehort,

miissen angemessene Informationen tber die Emission bzw. das Emissionsprogramm oder tber die rechtliche
und finanzielle Situation des Emittenten vor der Emission des Geldmarktinstruments vorliegen.
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Werden sie von einem im EWR beaufsichtigten Kreditinstitut begeben oder garantiert (s.o0. unter Nr. 5), so mis-
sen angemessene Informationen Uber die Emission bzw. das Emissionsprogramm oder tiber die rechtliche und
finanzielle Situation des Emittenten vor der Emission des Geldmarktinstruments vorliegen, die in regelmafigen
Abstanden und bei signifikanten Begebenheiten aktualisiert werden. Zudem miissen Uber die Emission bzw.
das Emissionsprogramm Daten (z.B. Statistiken) vorliegen, die eine angemessene Bewertung der mit der An-
lage verbundenen Kreditrisiken ermdglichen.

Werden sie von einem Kreditinstitut begeben, das au3erhalb des EWR Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die
nach Ansicht der BaFin den Anforderungen innerhalb des EWR an ein Kreditinstitut gleichwertig sind, so ist eine
der folgenden Voraussetzungen zu erfiillen:

o Das Kreditinstitut unterhalt einen Sitz in einem zur sogenannten Zehnergruppe (Zusammenschluss der wich-
tigsten fiihrenden Industrielander — G10) gehdrenden Mitgliedstaat der Organisation flir wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (nachfolgend ,OECD®).

o Das Kreditinstitut verfligt mindestens Uber ein Rating mit einer Benotung, die als sogenanntes ,Investment-
Grade* qualifiziert. Als ,Investment-Grade* bezeichnet man eine Benotung mit ,BBB* bzw. ,Baa“ oder besser
im Rahmen der Kreditwiirdigkeitspriifung durch eine Rating-Agentur.

o Mittels einer eingehenden Analyse des Emittenten kann nachgewiesen werden, dass die fir das Kreditinsti-
tut geltenden Aufsichtsbestimmungen mindestens so streng sind wie die des Rechts der EU.

Fur die Ubrigen Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Borse notiert oder einem geregelten Markt zum Handel
zugelassen sind (siehe oben unter Nr. 4 und 6 sowie die tbrigen unter Nr. 3 genannten), miissen angemessene
Informationen Uber die Emission bzw. das Emissionsprogramm sowie uber die rechtliche und finanzielle Situa-
tion des Emittenten vor der Emission des Geldmarktinstruments vorliegen, die in regelmafigen Abstanden und
bei signifikanten Begebenheiten aktualisiert und durch qualifizierte, vom Emittenten weisungsunabhangige
Dritte geprift werden. Zudem mussen Uber die Emission bzw. das Emissionsprogramm Daten (z.B. Statistiken)
vorliegen, die eine angemessene Bewertung der mit der Anlage verbundenen Kreditrisiken erméglichen.

Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds nur Bankguthaben halten, die eine Laufzeit von héchstens zw6lf Monaten

haben.

Diese Guthaben sind auf Sperrkonten bei Kreditinstituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens tiber den EWR zu fiihren. Sie kdnnen auch bei Kreditinstituten mit Sitz in einem Drittstaat
unterhalten werden, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung der BaFin denjenigen des Rechts der EU gleich-
wertig sind. Die Bankguthaben durfen auch auf Fremdwéahrung lauten.

Sonstige Vermdgensgegenstéande und deren Anlagegrenzen

Bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds darf die Gesellschaft insgesamt in folgende sonstige Vermdgensgegenstande
anlegen:

Wertpapiere, die nicht zum Handel an einer Bérse zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt zu-
gelassen oder in diesen einbezogen sind, jedoch grundsétzlich die Kriterien fur Wertpapiere erfullen. Abwei-
chend von den gehandelten bzw. zugelassenen Wertpapieren muss die verlassliche Bewertung fur diese Wert-
papiere in Form einer in regelmafigen Abstanden durchgefihrten Bewertung verfigbar sein, die aus Informati-
onen des Emittenten oder aus einer kompetenten Finanzanalyse abgeleitet wird. Angemessene Information
Uber das nicht zugelassene bzw. nicht einbezogene Wertpapier oder gegebenenfalls das zugehdrige, d.h. in
dem Wertpapier verbriefte Portfolio muss in Form einer regelméafigen und exakten Information fiir den Fonds
verflgbar sein.
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e Geldmarktinstrumente von Emittenten, die nicht den oben genannten Anforderungen gentigen, wenn sie liquide
sind und sich ihr Wert jederzeit genau bestimmten lasst. Liquide sind Geldmarktinstrumente, die sich innerhalb
hinreichend kurzer Zeit mit begrenzten Kosten verauf3ern lassen. Hierbei ist die Verpflichtung der Gesellschaft
zu bericksichtigen, Anteile am Fonds auf Verlangen der Anleger zuriickzunehmen und hierfiir in der Lage zu
sein, solche Geldmarktinstrumente entsprechend kurzfristig verauRern zu kénnen. Fir die Geldmarktinstru-
mente muss zudem ein exaktes und verlassliches Bewertungssystem existieren, das die Ermittlung des Netto-
bestandswerts des Geldmarktinstruments ermdglicht und auf Marktdaten basiert oder auf Bewertungsmodellen
(einschlieBlich Systeme, die auf fortgeflihrten Anschaffungskosten beruhen). Das Merkmal der Liquiditat gilt fur
Geldmarktinstrumente als erfiillt, wenn diese an einem organisierten Markt innerhalb des EWR zugelassen oder
in diesen einbezogen sind oder an einem organisierten Markt auRerhalb des EWR zugelassen oder in diesen
einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieses Marktes zugelassen hat.

e Aktien aus Neuemissionen, wenn nach deren Ausgabebedingungen

o

deren Zulassung an einer Bérse in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens Uber den EWR zum Handel oder deren Zulassung an einem organisierten Markt oder deren
Einbeziehung in diesen in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
Uber den EWR zu beantragen ist, oder

deren Zulassung an einer Bérse zum Handel oder deren Zulassung an einem organisierten Markt oder die
Einbeziehung in diesen au3erhalb der Mitgliedstaaten der EU oder auBerhalb der anderen Vertragsstaaten
des Abkommens uber den EWR zu beantragen ist, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten
Marktes von der BaFin zugelassen ist,

sofern die Zulassung oder Einbeziehung innerhalb eines Jahres nach der Ausgabe erfolgt.

e Schuldscheindarlehen, die nach dem Erwerb fir den Fonds mindestens zweimal abgetreten werden kdnnen
und von einer der folgenden Einrichtungen gewahrt wurden:

a)

b)

c)

d)

e)

dem Bund, einem Sondervermdgen des Bundes, einem Land, der EU oder einem Mitgliedstaat der OECD,

einer anderen inlandischen Gebietskdrperschaft oder einer Regionalregierung oder 6rtlichen Gebietskérper-
schaft eines anderen Mitgliedstaats der EU oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens tber den
EWR, sofern die Forderung nach der Verordnung uber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wert-
papierfirmen in derselben Weise behandelt werden kann wie eine Forderung an den Zentralstaat, auf dessen
Hoheitsgebiet die Regionalregierung oder die Gebietskdrperschaft ansassig ist,

sonstigen Kérperschaften oder Anstalten des 6ffentlichen Rechts mit Sitz im Inland oder in einem anderen
Mitgliedstaat der EU oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den EWR,

Unternehmen, die Wertpapiere ausgegeben haben, die an einem organisierten Markt innerhalb des EWR
zum Handel zugelassen sind oder die an einem sonstigen geregelten Markt, der die wesentlichen Anforde-
rungen an geregelte Markte im Sinne der Richtlinie tber Markte fir Finanzinstrumente in der jeweils gelten-
den Fassung erflllt, zum Handel zugelassen sind, oder

anderen Schuldnern, sofern eine der in Buchstabe a) bis c) bezeichneten Stellen die Gewahrleistung fir die
Verzinsung und Riickzahlung tbernommen hat.

Anlagegrenzen fur Wertpapiere und Geldmarktinstrumente auch unter Einsatz von Derivaten sowie Bankgut-

haben

Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten (Schuldners) bis zu 10 Prozent
des Wertes des Fonds anlegen. Dabei darf der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emit-
tenten (Schuldner) 40 Prozent des Fonds nicht tUbersteigen. Dariiber hinaus darf die Gesellschaft lediglich jeweils 5
Prozent des Wertes des Fonds in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten anlegen. In Pension
genommene Wertpapiere werden auf diese Anlagegrenze angerechnet.

Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des Wertes des Fonds in Bankguthaben bei je einem Kreditinstitut anlegen.
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Anlagegrenze fiir Schuldverschreibungen mit besonderer Deckungsmasse

Die Gesellschaft darf jeweils bis zu 25 Prozent des Wertes des Fonds in Pfandbriefe, Kommunalschuldverschreibungen
sowie Schuldverschreibungen anlegen, die ein Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens Uber den EWR ausgegeben hat. Voraussetzung ist, dass die mit den Schuldver-
schreibungen aufgenommenen Mittel so angelegt werden, dass sie die Verbindlichkeiten der Schuldverschreibungen
Uber deren ganze Laufzeit decken und vorranging fir die Ruckzahlungen und die Zinsen bestimmt sind, wenn der
Emittent der Schuldverschreibungen ausfallt. Sofern in solche Schuldverschreibungen desselben Emittenten mehr als
5 Prozent des Wertes des Fonds angelegt werden, darf der Gesamtwert solcher Schuldverschreibungen 80 Prozent
des Wertes des Fonds nicht Ubersteigen. In Pension genommene Wertpapiere werden auf diese Anlagegrenze ange-
rechnet.

Anlagegrenzen fiir 6ffentliche Emittenten

In Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente besonderer nationaler und supranationa-
ler 6ffentlicher Emittenten darf die Gesellschaft jeweils bis zu 35 Prozent des Wertes des Fonds anlegen. Zu diesen
offentlichen Emittenten zahlen der Bund, die Bundeslander, Mitgliedstaaten der EU oder deren Gebietskdrperschaften,
Drittstaaten sowie supranationale &ffentliche Einrichtungen denen mindestens ein EU-Mitgliedstaat angehort.

Die Gesellschaft kann in Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente eines oder mehre-
rer der folgenden Emittenten mehr als 35 Prozent des Wertes des Fonds anlegen:

- Die Bundesrepublik Deutschland
- Die Bundeslander:

- Baden-Wirttemberg
- Bayern

- Berlin

- Brandenburg

- Bremen

- Hamburg

- Hessen

- Mecklenburg-Vorpommern
- Niedersachsen

- Nordrhein-Westfalen
- Rheinland-Pfalz

- Saarland

- Sachsen

- Sachsen-Anhalt

- Schleswig-Holstein

- Thiringen

- Europaische Union
- Als EU-Mitgliedstaaten:

- Belgien

- Bulgarien

- Déanemark

- Estland

- Finnland

- Frankreich

- Griechenland

- Vereinigtes Kdnigreich Grof3britannien und Nordirland (solange das Vereinigte Konigreich EU-Mitglied-

staat ist)

- Republik Irland

- ltalien

- Kroatien
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Lettland

Litauen

Malta

Polen
Luxemburg
Niederlande
Osterreich
Portugal
Rumanien
Schweden
Slowakei
Slowenien
Spanien
Tschechische Republik
Ungarn
Republik Zypern

- Als Vertragsstaaten des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum:

Island
Liechtenstein
Norwegen

- Als Mitgliedstaaten der Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, die nicht
Mitglied des EWR sind:

Australien

Japan

Kanada

Sudkorea

Mexiko

Neuseeland

Schweiz

Turkei

Vereinigte Staaten von Amerika
Chile

Israel

Vereingtes Konigreich GroRbritannien und Nordirland (sobald das Vereinigte Kdnigreich nicht mehr EU-Mit-
gliedstaat ist)

- Als internationale Organisationen, der mindestens ein Mitgliedstaat der EU angehort:

EURATOM

Die Wertpapiere/Geldmarktinstrumente dieser Emittenten im Fonds mussen aus mindestens sechs verschiedenen
Emissionen stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent des Wertes des Fonds in einer Emission gehalten werden

durfen.

In Pension genommene Wertpapiere werden auf diese Anlagegrenze angerechnet.

Kombination von Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf hchstens 20 Prozent des Wertes des Fonds in eine Kombination der folgenden Vermdgensge-
genstande anlegen:

e von ein und derselben Einrichtung begebene Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente,

e Einlagen bei dieser Einrichtung, d.h. Bankguthaben,
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e Anrechnungsbetrage fiir das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung eingegangenen Geschafte in Deri-
vaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschéften.

Bei besonderen 6ffentlichen Emittenten (siehe Abschnitt ,Anlageziele, -strategie, -grundsatze und -grenzen — Anlage-
grenzen fur Wertpapiere und Geldmarktinstrumente auch unter Einsatz von Derivaten sowie Bankguthaben — Anlage-
grenzen fir 6ffentliche Emittenten®) darf eine Kombination der vorgenannten Vermdgensgegenstande 35 Prozent des
Wertes des Fonds nicht tbersteigen.

Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben unberiihrt.

Anlagegrenzen unter Einsatz von Derivaten

Die Betrage von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten eines Emittenten, die auf die vorstehend genannten Gren-
zen angerechnet werden, kénnen durch den Einsatz von marktgegenlaufigen Derivaten reduziert werden, welche Wert-
papiere oder Geldmarktinstrumente desselben Emittenten zum Basiswert haben. Fiir Rechnung des Fonds diirfen also
Uber die vorgenannten Grenzen hinaus Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente eines Emittenten erworben werden,
wenn das dadurch gesteigerte Emittentenrisiko durch Absicherungsgeschéafte wieder gesenkt wird.

Steuerliche Anlagequote fur Aktienfonds

Mehr als 50 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens werden in solche Kapitalbeteiligungeni. S. d. § 2 Absatz
8 Investmentsteuergesetz angelegt, die nach diesen Anlagebedingungen fiir das OGAW-Sondervermdgen erworben
werden kdnnen. Dabei kdnnen die tatsachlichen Kapitalbeteiligungsquoten von Zielinvestmentfonds beriicksichtigt wer-
den. Bei der Ermittlung des Umfangs des in Kapitalbeteiligungen angelegten Vermégens werden die Kredite entspre-
chend dem Anteil der Kapitalbeteiligungen am Wert aller Vermégensgegenstéande abgezogen.

Investmentanteile und deren Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds in Anteile an Zielfonds anlegen, sofern diese offene in-
und ausléndische Investmentvermdgen sind. Bei den erworbenen Zielfondsanteilen wird es sich ausschlie3lich um sol-
che handeln, die unter dem Recht eines EU-Mitgliedstaates, der Schweiz, Liechtenstein, USA, Hongkong, Kanada,
Japan und Norwegen aufgelegt wurden.

Die Zielfonds durfen nach ihren Anlagebedingungen oder ihrer Satzung hdchstens bis zu 10 Prozent in Anteile an
anderen offenen Investmentvermdgen investieren. Fir Anteile an AIF gelten dariiber hinaus folgende Anforderungen:

e Der Zielfonds muss nach Rechtsvorschriften zugelassen worden sein, die ihn einer wirksamen 6ffentlichen Auf-
sicht zum Schutz der Anleger unterstellen, und es muss eine ausreichende Gewabhr fir eine befriedigende Zu-
sammenarbeit zwischen der BaFin und der Aufsichtsbehdrde des Zielfonds bestehen.

e Das Schutzniveau der Anleger muss gleichwertig zu dem Schutzniveau eines Anlegers in einem inlandischen
OGAW sein, insbesondere im Hinblick auf Trennung von Verwaltung und Verwahrung der Vermégensgegen-
sténde, fir die Kreditaufnahme und -gewéhrung sowie fiir Leerverkdufe von Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten.

o Die Geschaftstatigkeit des Zielfonds muss Gegenstand von Jahres- und Halbjahresberichten sein und den An-
legern erlauben, sich ein Urteil tber das Vermogen und die Verbindlichkeiten sowie die Ertradge und die Trans-
aktionen im Berichtszeitraum zu bilden.

e Der Zielfonds muss ein Publikumsfonds sein, bei dem die Anzahl der Anteile nicht zahlenmé&Rig begrenzt ist
und die Anleger ein Recht zur Riickgabe der Anteile haben.

In Anteile an einem einzigen Zielfonds dirfen nur bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds angelegt werden. In AlF
dirfen insgesamt nur bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds angelegt werden. Die Gesellschaft darf fir Rechnung
des Fonds nicht mehr als 25 Prozent der ausgegebenen Anteile eines Zielfonds erwerben.
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Information der Anleger bei Aussetzung der Riicknahme von Zielfondsanteilen

Zielfonds kénnen im gesetzlichen Rahmen zeitweise die Riicknahme von Anteilen aussetzen. Dann kann die Gesell-
schaft die Anteile an dem Zielfonds nicht bei der Verwaltungsgesellschaft oder Verwahrstelle des Zielfonds gegen Aus-
zahlung des Riicknahmepreises zuriickgeben (siehe auch den Abschnitt ,Risikohinweise — Risiken im Zusammenhang
mit der Investition in Investmentanteile®). Auf den Internetseiten der Gesellschaft ist unter www.axxion.de aufgefiihrt, ob
und in welchem Umfang der Fonds Anteile von Zielfonds halt, die derzeit die Riicknahme von Anteilen ausgesetzt
haben.

Derivate

Die Gesellschaft darf fir den Fonds als Teil der Anlagestrategie Geschafte mit Derivaten tatigen. Dies schlief3t
Geschafte mit Derivaten zur effizienten Portfoliosteuerung und zur Erzielung von Zusatzertragen, d. h. auch zu
spekulativen Zwecken, ein. Dadurch kann sich das Verlustrisiko des Fonds zumindest zeitweise erh6hen.

Ein Derivat ist ein Instrument, dessen Preis von den Kursschwankungen oder den Preiserwartungen anderer Vermo-
gensgegenstande (,Basiswert”) abhangt. Die nachfolgenden Ausfiihrungen beziehen sich sowohl auf Derivate als auch
auf Finanzinstrumente mit derivativer Komponente (nachfolgend zusammen ,Derivate®).

Durch den Einsatz von Derivaten darf sich das Marktrisiko des Fonds hdéchstens verdoppeln (,Marktrisikogrenze®).
Marktrisiko ist das Verlustrisiko, das aus Schwankungen beim Marktwert von im Fonds gehaltenen Vermdgensgegen-
standen resultiert, die auf Verdnderungen von variablen Preisen bzw. Kursen des Marktes wie Zinssétzen, Wechselkur-
sen, Aktien- und Rohstoffpreisen oder auf Veranderungen bei der Bonitat eines Emittenten zuriickzufiihren sind. Die
Gesellschaft hat die Marktrisikogrenze laufend einzuhalten. Die Auslastung der Marktrisikogrenze hat sie taglich nach
gesetzlichen Vorgaben zu ermitteln; diese ergeben sich aus der Verordnung Uber Risikomanagement und Risikomes-
sung beim Einsatz von Derivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschéften in Investmentvermégen nach dem
Kapitalanlagegesetzbuch (nachfolgend ,Derivateverordnung®).

Zur Ermittlung der Auslastung der Marktrisikogrenze wendet die Gesellschaft den sogenannten qualifizierten Ansatz im
Sinne der Derivateverordnung an. Hierzu vergleicht die Gesellschaft das Marktrisiko des Fonds mit dem Marktrisiko
eines virtuellen Vergleichsvermdgens, in dem keine Derivate enthalten sind. Bei dem derivatefreien Vergleichsvermo-
gen handelt es sich um ein virtuelles Portfolio, dessen Wert stets genau dem aktuellen Wert des Fonds entspricht, das
aber keine Steigerungen oder Absicherungen des Marktrisikos durch Derivate enthalt. Die Zusammensetzung des Ver-
gleichsvermdgens muss im Ubrigen den Anlagezielen und der Anlagepolitik entsprechen, die fiir den Fonds gelten. Das
derivatefreie Vergleichsvermdgen fur den Fonds besteht aus dem Stoxx Europe 600, dem MSCI World und dem BofA
Merrill Lynch Euro Broad Market.

Durch den Einsatz von Derivaten darf der Risikobetrag fur das Marktrisiko des Fonds zu keinem Zeitpunkt das
Zweifache des Risikobetrags fir das Marktrisiko des zugehdrigen derivatefreien Vergleichsvermégens Uber-
steigen.

Das Marktrisiko des Fonds und des derivatefreien Vergleichsvermdgens wird jeweils mit Hilfe eines geeigneten Risi-
komodells ermittelt (sog. Value-at-Risk Methode). Die Gesellschaft verwendet hierbei als Modellierungsverfahren die
historische Simulation. Dieses Modellierungsverfahren basiert auf den historischen Returns aller relevante Risikofakto-
ren des Portfolios. Dies beriicksichtigt durch die Vollbewertung aller Szenarien in der Simulation auch nichtlineare Risi-
ken. Die Gesellschaft erfasst dabei die Marktpreisrisiken aus allen Geschéaften. Sie quantifiziert durch das Risikomodell
die Wertverdnderung der im Fonds gehaltenen Vermégensgegenstande im Zeitablauf. Der sogenannte Value-at-Risk
gibt dabei eine in Geldeinheiten ausgedriickte Grenze flr potenzielle Verluste eines Portfolios zwischen zwei vorgege-
benen Zeitpunkten an. Diese Wertveranderung wird von zufélligen Ereignissen bestimmt, ndmlich den kiunftigen Ent-
wicklungen der Marktpreise, und ist daher nicht mit Sicherheit vorhersagbar. Das zu ermitteinde Marktrisiko kann jeweils
nur mit einer genugend grofRen Wahrscheinlichkeit abgeschétzt werden.
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Die Gesellschaft darf — vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanagementsystems — fiir Rechnung des Fonds in jegliche
Derivate investieren. Voraussetzung ist, dass die Derivate von Vermdgensgegenstanden abgeleitet sind, die fir den
Fonds erworben werden dirfen, oder von folgenden Basiswerten:

e Zinssatze
e Wechselkurse
e Waéhrungen

e Finanzindices, die hinreichend diversifiziert sind, eine adaquate Bezugsgrundlage fiir den Markt darstellen, auf
den sie sich beziehen, sowie in angemessener Weise veroffentlicht werden.

Hierzu zahlen inshesondere Optionen, Finanzterminkontrakte und Swaps sowie Kombinationen hieraus.

Terminkontrakte

Terminkontrakte sind fiir beide Vertragspartner unbedingt verpflichtende Vereinbarungen, zu einem bestimmten Zeit-
punkt, dem Falligkeitsdatum, oder innerhalb eines bestimmten Zeitraumes, eine bestimmte Menge eines bestimmten
Basiswerts zu einem im Voraus bestimmten Preis zu kaufen bzw. zu verkaufen. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des
Fonds im Rahmen der Anlagegrundséatze Terminkontrakte auf fiir den Fonds erwerbbare Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente, Zinsséatze, Wechselkurse oder Wahrungen sowie auf Qualifizierte Finanzindices abschlieRen.

Optionsgeschéafte

Optionsgeschéfte beinhalten, dass einem Dritten gegen Entgelt (Optionspramie) das Recht eingerdumt wird, wahrend
einer bestimmten Zeit oder am Ende eines bestimmten Zeitraums zu einem von vornherein vereinbarten Preis (Basis-
preis) die Lieferung oder die Abnahme von Vermdgensgegenstanden oder die Zahlung eines Differenzbetrags zu ver-
langen, oder auch entsprechende Optionsrechte zu erwerben.

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds im Rahmen der Anlagegrundsatze am Optionshandel teilnehmen.

Swaps

Swaps sind Tauschvertrage, bei denen die dem Geschéft zugrundeliegenden Zahlungsstrome oder Risiken zwischen
den Vertragspartnern ausgetauscht werden. Die Gesellschaft darf fur Rechnung des Fonds im Rahmen der Anlage-
grundsétze Zinsswaps, Wahrungsswaps, Zins-Wahrungsswaps und Varianzswaps abschliel3en.

Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swaption ist das Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu einem bestimmten
Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimmten Frist in einen hinsichtlich der Konditionen genau spezifizierten Swap einzu-
treten. Im Ubrigen gelten die im Zusammenhang mit Optionsgeschéften dargestellten Grundséatze. Die Gesellschaft darf
fur Rechnung des Fonds nur solche Swaptions abschlie3en, die sich aus den oben beschriebenen Optionen und Swaps
zusammensetzen.

Credit Default Swaps
Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es ermdglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolumen auf andere zu tber-

tragen. Im Gegenzug zur Ubernahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkaufer des Risikos eine Pramie an seinen
Vertragspartner. Im Ubrigen gelten die Ausfiihrungen zu Swaps entsprechend.
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Total Return Swaps

Total Return Swaps sind Derivate, bei denen samtliche Ertrage und Wertschwankungen eines Basiswerts gegen eine
vereinbarte feste Zinszahlung getauscht werden. Ein Vertragspartner, der Sicherungsnehmer, transferiert damit das
gesamte Kredit- und Marktrisiko aus dem Basiswert auf den anderen Vertragspartner, den Sicherungsgeber. Im Ge-
genzug zahlt der Sicherungsnehmer eine Pramie an den Sicherungsgeber.

Total Return Swaps werden fiir den Fonds zu Absicherungszwecken oder zur effizienten Portfoliosteuerung und zur
Erzielung von Zusatzertragen, d.h. auch zu spekulativen Zwecken, getatigt. Dadurch kann sich das Verlustrisiko des
Fonds zumindest zeitweise erhdhen. Die in § 1 der BAB genannten Vermdgensgegenstanden des Fonds kdnnen Ge-
genstand von Total Return Swaps sein. Es dirfen bis zu 500 Prozent des Fondsvermégens Gegenstand solcher Ge-
schéfte sein. Die Gesellschaft erwartet, dass im Regelfall nicht mehr als 100 Prozent des Fondsvermégens Gegenstand
von Total Return Swaps sind. Dies ist jedoch lediglich ein geschatzter Wert, der im Einzelfall Gberschritten werden kann.
Die Ertrage aus Total Return Swaps flieRen — nach Abzug der Transaktionskosten — vollstandig dem Fonds zu.

Die Vertragspartner fiir Total Return Swaps werden je nach Ausgestaltung des Total Return Swaps individuell ausge-
wahlt und sollten in einem Mitgliedsstaat der EU, einem anderen Vertragsstaat des EWR oder einem Drittstaat, dessen
Aufsichtsbestimmungen denjenigen der EU gleichwertig sind. Grundsatzlich sollte der Vertragspartner Gber eine Min-
destbonitatsbewertung von Investment Grade (,BBB-, bzw. ,Baa3“ oder besser) verfligen, auf die jedoch in begriindeten
Ausnahmefallen verzichtet werden kann. Der konkrete Vertragspartner wird weiterhin unter Beriicksichtigung der Ver-
tragskonditionen und der wirtschaftlichen Verhaltnisse des Kontrahenten ausgewahilt.

In Wertpapieren verbriefte Finanzinstrumente

Die Gesellschaft kann fiir Rechnung des Fonds die vorstehend beschriebenen Finanzinstrumente auch erwerben, wenn
diese in Wertpapieren verbrieft sind. Dabei kénnen die Geschafte, die Finanzinstrumente zum Gegenstand haben, auch
nur teilweise in Wertpapieren enthalten sein (z. B. Optionsanleihen). Die Aussagen zu Chancen und Risiken gelten fiir
solche verbrieften Finanzinstrumente entsprechend, jedoch mit der MafRgabe, dass das Verlustrisiko bei verbrieften
Finanzinstrumenten auf den Wert des Wertpapiers beschrankt ist.

OTC-Derivatgeschafte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds sowohl Derivatgeschéfte tatigen, die an einer Borse zum Handel zuge-
lassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, als auch auRerbdrsliche
Geschéfte, sogenannte over-the-counter (OTC)-Geschéfte. Derivatgeschéfte, die nicht zum Handel an einer Bérse zu-
gelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, darf die Gesellschaft
nur mit geeigneten Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Basis standardisierter Rahmenvertrage
tatigen. Bei auRerbdrslich gehandelten Derivaten wird das Kontrahentenrisiko bezlglich eines Vertragspartners auf
5 Prozent des Wertes des Fonds beschrankt. Ist der Vertragspartner ein Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der
EU, in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tiber den EWR oder einem Drittstaat mit vergleichbarem Auf-
sichtsniveau, so darf das Kontrahentenrisiko bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds betragen. Aul3erbérslich gehan-
delte Derivatgeschafte, die mit einer zentralen Clearingstelle einer Bdrse oder eines anderen organisierten Marktes als
Vertragspartner abgeschlossen werden, werden auf diese Grenzen nicht angerechnet, wenn die Derivate einer tagli-
chen Bewertung zu Marktkursen mit tédglichem Margin-Ausgleich unterliegen. Anspriiche des Fonds gegen einen Zwi-
schenhandler sind jedoch auf die Grenzen anzurechnen, auch wenn das Derivat an einer Bérse oder an einem anderen
organisierten Markt gehandelt wird.

Wahrungsgesicherte Anteilklassen

Die Gesellschaft kann fiir Rechnung des Fonds Derivatgeschéfte zur Wahrungskurssicherung abschlieRen, die sich
ausschlieRlich zugunsten der Anteile der Anteilklasse CHF auswirken.
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Abgesicherte Anteile zielen darauf ab, nur das Wechselkursrisiko zwischen der Basiswahrung und der Wahrung der
abgesicherten Anteile zu reduzieren (abzusichern). Es erfolgt keine Absicherung zwischen der Wahrung der abgesi-
cherten Anteile und den Wahrungen der Anlagen im Portfolio. Damit kann der Einsatz dieser Strategien einen erhebli-
chen Schutz fiir den Anteilinhaber der betreffenden Klasse gegen das Risiko von Wertminderungen der Basiswahrung
(EUR) relativ zum Wert der Wéahrung der wahrungsgesicherten Anteilklasse bieten, er kann aber auch dazu fiihren,
dass die Anteilinhaber von einer Wertsteigerung in der Basiswahrung (EUR) nicht profitieren kénnen. Zudem kann keine
Zusicherung fir den Erfolg einer etwaigen Wéahrungsabsicherung gegeben werden. Die Kosten der Absicherung werden
von der jeweiligen Anteilklasse getragen. Fir alle weiteren Anteilklassen haben diese Absicherungsgeschafte keinen
Einfluss auf die Anteilwertentwicklung.

Wertpapier-Darlehensgeschéfte

Die im Fonds gehaltenen Wertpapiere kdnnen darlehensweise gegen marktgerechtes Entgelt an Dritte Gibertragen wer-
den. Hierbei kann der gesamte Bestand des Fonds an Wertpapieren nur auf unbestimmte Zeit als Wertpapier-Darlehen
an Dritte Ubertragen werden. Die Gesellschaft erwartet, dass im Regelfall nicht mehr als 10 Prozent des Fondsvermo-
gens Gegenstand von Darlehensgeschéften sind. Dies ist jedoch lediglich ein geschatzter Wert, der im Einzelfall tber-
schritten werden kann. Die Gesellschaft hat jederzeit die Mdglichkeit, das Darlehensgeschaft zu kiindigen. Es muss
vertraglich vereinbart werden, dass nach Beendigung des Darlehensgeschéfts dem Fonds Wertpapiere gleicher Art,
Gite und Menge innerhalb der tblichen Abwicklungszeit zuriickiibertragen werden. Voraussetzung fiir die darlehens-
weise Ubertragung ist, dass dem Fonds ausreichende Sicherheiten gewéhrt werden. Hierzu kénnen Guthaben abge-
treten bzw. Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente Gibereignet werden. Die Ertrdge aus der Anlage der Sicherheiten
stehen dem Fonds zu.

Der Darlehensnehmer ist auRerdem verpflichtet, die Zinsen aus darlehensweise erhaltenen Wertpapieren bei Falligkeit
an die Verwahrstelle fir Rechnung des Fonds zu zahlen. Alle an einen einzelnen Darlehensnehmer ibertragenen Wert-
papiere durfen 10 Prozent des Wertes des Fonds nicht Ubersteigen.

Es steht im Ermessen des Darlehensnehmers, wie er die an ihn verliehenen Vermdgensgegenstande verwahrt.

Die Gesellschaft kann sich eines organisierten Systems zur Vermittlung und Abwicklung von Wertpapier-Darlehen be-
dienen. Bei der Vermittlung und Abwicklung von Wertpapier-Darlehen iber das organisierte System kann auf die Stel-
lung von Sicherheiten verzichtet werden, da durch die Bedingungen dieses Systems die Wahrung der Interessen der
Anleger gewahrleistet ist. Bei Abwicklung von Wertpapier-Darlehen Uber organisierte Systeme durfen die an einen Dar-
lehensnehmer Ubertragenen Wertpapiere 10 Prozent des Wertes des Fonds Ubersteigen.

Die hier beschriebenen Darlehensgeschéfte werden getatigt, um fiir den Fonds zusétzliche Ertrége in Form des Leihe-
entgelts zu erzielen.

Die Wertpapier-Darlehensgeschéfte werden von der Gesellschaft selbst ohne Beteiligung externer Dienstleister getatigt.

Gelddarlehen darf die Gesellschaft Dritten fir Rechnung des Fonds nicht gewéahren.

Pensionsgeschéfte

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des Fonds Pensionsgeschéfte mit Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstitu-
ten mit einer Hochstlaufzeit von zwdlf Monaten abschlieRen. Dabei kann sie sowohl Wertpapiere des Fonds gegen
Entgelt auf einen Pensionsnehmer Ubertragen (einfaches Pensionsgeschaft), als auch Wertpapiere im Rahmen der
jeweils geltenden Anlagegrenzen in Pension nehmen (umgekehrtes Pensionsgeschéft). Die Gesellschaft hat die Mdg-
lichkeit, das Pensionsgeschéft jederzeit zu kiindigen; dies gilt nicht fir Pensionsgeschéfte mit einer Laufzeit von bis zu
einer Woche. Bei Kundigung eines einfachen Pensionsgeschéfts ist die Gesellschaft berechtigt, die in Pension gege-
benen Wertpapiere zurtickzufordern. Die Kiindigung eines umgekehrten Pensionsgeschéfts kann entweder die Riick-
erstattung des vollen Geldbetrags oder des angelaufenen Geldbetrags in Hohe des aktuellen Marktwertes zur Folge
haben. Pensionsgeschéfte sind nur in Form sogenannter echter Pensionsgeschéfte zuldssig. Dabei Ubernimmt der
Pensionsnehmer die Verpflichtung, die Wertpapiere zu einem bestimmten oder vom Pensionsgeber zu bestimmenden
Zeitpunkt zuriick zu Gbertragen oder den Geldbetrag samt Zinsen zurtickzuzahlen.

Die Gesellschaft fiihrt zur Zeit keine Pensionsgeschéfte durch.
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Sicherheitenstrategie

Im Rahmen von Derivate-, Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschaften nimmt die Gesellschaft fir Rechnung des
Fonds Sicherheiten entgegen. Die Sicherheiten dienen dazu, das Ausfallrisiko des Vertragspartners dieser Geschafte
ganz oder teilweise zu reduzieren.

Arten der zuldssigen Sicherheiten

Die Gesellschaft akzeptiert bei Derivategeschaften / Wertpapier-Darlehensgeschéften / Pensionsgeschéften folgende
Vermogensgegenstande als Sicherheiten:

e taglich kiindbare Barsicherheiten in Form von Bankguthaben in Teilfondswéahrung bei erstklassigen, nicht mit
dem Kontrahenten verbundenen Kreditinstituten

e Hochliquide Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem OECD-Mitgliedstaat oder dessen Gebiets-
korperschaften oder von supranationalen Institutionen und Behérden auf kommunaler, regionaler oder interna-
tionaler Ebene ausgegeben wurden und mit einem Rating im ,Investment Grade® eingestuft werden mit einer
Restlaufzeit von bis zu 5 Jahren

Die von einem Vertragspartner gestellten Sicherheiten missen u.a. in Bezug auf Emittenten angemessen risikodiversi-
fiziert sein. Stellen mehrere Vertragspartner Sicherheiten desselben Emittenten, sind diese zu aggregieren. Ubersteigt
der Wert der von einem oder mehreren Vertragspartnern gestellten Sicherheiten desselben Emittenten nicht 20 Prozent
des Wertes des Fonds, gilt die Diversifizierung als angemessen. Eine angemessene Diversifizierung liegt auch bei
Uberschreitung dieser Grenze vor, wenn dem Fonds insoweit ausschlieRlich Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente
der folgenden Emittenten oder Garanten als Sicherheit gewéhrt werden:

e Wertpapiere, die von einem OECD-Mitgliedstaat oder dessen Gebietskérperschaften oder von supranationa-
len Institutionen und Behérden auf kommunaler, regionaler oder internationaler Ebene ausgegeben wurden.

Sofern sémtliche gewéhrten Sicherheiten aus Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten eines solchen Emittenten oder
Garanten bestehen, miissen diese Sicherheiten im Rahmen von mindestens sechs verschiedenen Emissionen begeben
worden sein. Der Wert der im Rahmen derselben Emission begebenen Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente darf
dabei 30 Prozent des Wertes des Investmentvermdgens nicht tiberschreiten.

Umfang der Besicherung

Wertpapier-Darlehensgeschéfte werden in vollem Umfang besichert. Der Kurswert der als Darlehen Uibertragenen Wert-
papiere bildet dabei zusammen mit den zugehérigen Ertragen den Sicherungswert. Die Leistung der Sicherheiten durch
den Darlehensnehmer darf den Sicherungswert zuzuglich eines marktiblichen Aufschlags nicht unterschreiten.

Im Ubrigen miissen Derivate-, Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschéfte in einem Umfang besichert sein, der si-
cherstellt, dass der Anrechnungsbetrag fir das Ausfallrisiko des jeweiligen Vertragspartners 5 Prozent des Wertes des
Fonds nicht Gberschreitet. Ist der Vertragspartner ein Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens uUber den EWR oder in einem Drittstaat, in dem gleichwertige Aufsichtsbestim-
mungen gelten, so darf der Anrechnungsbetrag flr das Ausfallrisiko 10 Prozent des Wertes des Fonds betragen.

Sicherheitenbewertung und Strategie fir Abschlage der Bewertung (Haircut-Strategie)

Fir die Bewertung der Sicherheiten werden bewertungstaglich Preisdaten von unabhéngigen Anbietern eingeholt und
qualitativ validiert. Dabei sind Kontrollprozesses implementiert, die unter Zuhilfenahme von Toleranzschwellen unge-
wohnliche Preisbewegungen identifizieren und tiber implementierte Eskalationsschritte eine angemessene Bewertung
sicherstellen sollen. Bewertungsinformationen, die &lter als 5 Tage sind werden im Rahmen der ,Stale Prices Uberprii-
fung” identifiziert und ebenso in einem gesonderten Eskalationsschritt untersucht mit dem Ziel einer angemessenen
Bewertung. Es findet ein regelméRiger Marginausgleich fur das Sondervermdgen statt. Mit dem vorgenannten Verfahren
wird ein ausreichender Schutz des jeweiligen Sondervermdgens durch eine adaquate Bewertung der Sicherheiten an-
gestrebt.
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Die Gesellschaft verfolgt zur Anwendung bestimmter Bewertungsabschlage eine Haircut-Strategie auf die als Sicher-
heiten angenommenen Vermdgensgegenstande. Sie umfasst alle Vermdgensgegenstéande, die als Sicherheiten zulas-
sig sind wie folgt:

- Bei Bankguthaben in Fondswahrung wird auf einen Abschlag verzichtet

- Bei Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die von einem OECD-Mitgliedstaat oder dessen Gebietskorper-
schaften oder von supranationalen Institutionen und Behérden auf kommunaler, regionaler oder internationaler
Ebene ausgegeben wurden wird

o bei einer Restlaufzeit unter 1 Jahr ein Abschlag von 2 Prozent;
o bei einer Restlaufzeit von 1-3 Jahren ein Abschlag von 3,5 Prozent und

o bei einer Restlaufzeit von 3-5 Jahren ein Abschlag von 5 Prozent in Abzug gebracht.

Anlage von Barsicherheiten

Barsicherheiten in Form von Bankguthaben dirfen auf Sperrkonten bei der Verwahrstelle des Fonds oder mit ihrer
Zustimmung bei einem anderen Kreditinstitut gehalten werden. Die Wiederanlage darf nur in Staatsanleihen von hoher
Qualitat oder in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur erfolgen. Zudem kdnnen Barsicherheiten im Wege eines
umgekehrten Pensionsgeschéfts mit einem Kreditinstitut angelegt werden, wenn die Riickforderung des aufgelaufenen
Guthabens jederzeit gewahrleistet ist.

Verwahrung von Wertpapieren als Sicherheit

Die Gesellschaft kann fir Rechnung des Fonds im Rahmen von Derivate-, Wertpapier-Darlehens- und Pensionsge-
schaften Wertpapiere als Sicherheit entgegennehmen. Wenn diese Wertpapiere als Sicherheit bertragen wurden, mis-
sen sie bei der Verwahrstelle verwahrt werden. Hat die Gesellschaft die Wertpapiere im Rahmen von Derivatgeschéften
als Sicherheit verpfandet erhalten, kdnnen sie auch bei einer anderen Stelle verwahrt werden, die einer wirksamen
offentlichen Aufsicht unterliegt und vom Sicherungsgeber unabhéngig ist. Eine Wiederverwendung der Wertpapiere ist
nicht zul&ssig.

Kreditaufnahme

Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten fir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger ist bis zu 10 Prozent des Wertes
des Fonds zulassig, sofern die Bedingungen der Kreditaufnahme marktublich sind und die Verwahrstelle der Kreditauf-
nahme zustimmt.

Hebelwirkung (Leverage)

Leverage bezeichnet jede Methode, mit der die Gesellschaft den Investitionsgrad des Fonds erhéht (Hebelwirkung).
Solche Methoden sind insbesondere Kreditaufnahmen, der Abschluss von Wertpapier-Darlehen oder Pensionsgeschéf-
ten sowie der Erwerb von Derivaten mit eingebetteter Hebelfinanzierung. Die Gesellschaft kann solche Methoden fiir
den Fonds in dem in diesem Verkaufsprospekt beschriebenen Umfang nutzen. Die Mdglichkeit der Nutzung von Deri-
vaten und des Abschlusses von Wertpapier-Darlehensgeschéaften sowie Pensionsgeschaften wird im Abschnitt ,Anla-
geziele, -strategie, -grundséatze und -grenzen — Vermégensgegenstdnde — Derivate bzw. — Wertpapier-Darlehensge-
schéfte und - Pensionsgeschéafte” dargestellt. Die Méglichkeit zur Kreditaufnahme ist im Abschnitt ,Anlageziele, -strate-
gie, -grundsétze und grenzen - Kreditaufnahme* erlautert.
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Die Gesellschaft darf durch die vorstehend beschriebenen Methoden das Marktrisiko des Fonds héchstens verdoppeln
(,Marktrisikogrenze®, vgl. Abschnitt ,Anlageziele, -strategie, -grundséatze und -grenzen — Vermdgensgegenstande — De-
rivate*). Kurzfristige Kreditaufnahmen werden bei der Berechnung dieser Grenze nicht beriicksichtigt. Sie beschrénkt
den Einsatz von Leverage im Fonds.

Der Leverage des Fonds wird aus dem Verhaltnis zwischen dem Risiko des Fonds und seinem Nettoinventarwert er-
mittelt. Die Berechnung des Nettoinventarwerts wird im Abschnitt ,Anteile“, Unterabschnitt ,Ausgabe- und Riicknahme-
preis“ erlautert. Das Risiko des Fonds wird nach einer Bruttomethode berechnet. Es bezeichnet die Summe der abso-
luten Werte aller Positionen des Fonds mit Ausnahme von Bankguthaben, die entsprechend den gesetzlichen Vorgaben
bewertet werden. Dabei ist es nicht zulassig, einzelne Derivatgeschafte oder Wertpapierpositionen miteinander zu ver-
rechnen (d. h. keine Beriicksichtigung sogenannter Netting- und Hedging-Vereinbarungen). Etwaige Effekte aus der
Wiederanlage von Sicherheiten bei Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschéaften werden mitberiicksichtigt. Die Ge-
sellschaft erwartet, dass das nach der Brutto-Methode berechnete Risiko des Fonds seinen Nettoinventarwert hochs-
tens um das dreifache Uibersteigt. Abhangig von den Marktbedingungen kann der Leverage jedoch schwanken, so dass
es trotz der standigen Uberwachung durch die Gesellschaft zu Uberschreitungen der angestrebten Marke kommen
kann.

Bewertung
Allgemeine Regeln fur die Vermégensbewertung
An einer Borse zugelassene/an einem organisierten Markt gehandelte Vermégensgegenstande

Vermdgensgegenstande, die zum Handel an einer Borse zugelassen sind oder an einem anderen organisierten Markt
zugelassen oder in diesen einbezogen sind sowie Bezugsrechte fiir den Fonds werden zum letzten verfiigbaren han-
delbaren Kurs, der eine verlassliche Bewertung gewahrleistet, bewertet, sofern im nachfolgenden Abschnitt ,Besondere
Regeln fiir die Bewertung einzelner Vermdgensgegenstande® nicht anders angegeben.

Nicht an Borsen notierte oder an organisierten Méarkten gehandelte Vermdgensgegenstéande oder Vermdgensgegen-
stdnde ohne handelbaren Kurs

Vermdgensgegenstande, die weder zum Handel an Bérsen zugelassen sind noch in einem anderen organisier-
ten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind oder fur die kein handelbarer Kurs verfugbar ist, werden
zu dem aktuellen Verkehrswert bewertet, der bei sorgfaltiger Einschétzung nach geeigneten Bewertungsmo-
dellen unter Bericksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten angemessen ist, sofern im nachfolgenden
Abschnitt ,,Besondere Regeln fiir die Bewertung einzelner Vermdgensgegenstiande“ nicht anders angegeben.
Besondere Regeln fir die Bewertung einzelner Vermdgensgegenstande

Nichtnotierte Schuldverschreibungen und Schuldscheindarlehen

Fir die Bewertung von Schuldverschreibungen, die nicht zum Handel an einer Borse zugelassen oder an einem anderen
organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind (z. B. nicht notierte Anleihen, Commercial Papers und
Einlagenzertifikate), und fur die Bewertung von Schuldscheindarlehen werden die fur vergleichbare Schuldverschrei-
bungen und Schuldscheindarlehen vereinbarten Preise und gegebenenfalls die Kurswerte von Anleihen vergleichbarer
Emittenten mit entsprechender Laufzeit und Verzinsung herangezogen, erforderlichenfalls mit einem Abschlag zum
Ausgleich der geringeren VerauRerbarkeit.

Optionsrechte und Terminkontrakte
Die zu dem Fonds gehérenden Optionsrechte und Verbindlichkeiten aus einem Dritten eingerdumten Optionsrechten,
die zum Handel an einer Bdrse zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen

einbezogen sind, werden zu dem jeweils letzten verfligbaren handelbaren Kurs, der eine verlassliche Bewertung ge-
wahrleistet, bewertet.
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Das gleiche gilt fir Forderungen und Verbindlichkeiten aus fir Rechnung des Fonds verkauften Terminkontrakten. Die
zu Lasten des Fonds geleisteten Einschiisse werden unter Einbeziehung der am Boérsentag festgestellten Bewertungs-
gewinne und Bewertungsverluste zum Wert des Fonds hinzugerechnet.

Bankguthaben, Festgelder, Anteile an Investmentvermdgen und Darlehen
Bankguthaben werden grundsatzlich zu ihrem Nennwert zuziglich zugeflossener Zinsen bewertet.

Festgelder werden zum Verkehrswert bewertet, sofern das Festgeld jederzeit kiindbar ist und die Riickzahlung bei der
Kindigung nicht zum Nennwert zuzliglich Zinsen erfolgt.

Anteile an Investmentvermdgen werden grundsatzlich mit ihnrem letzten festgestellten Riicknahmepreis angesetzt oder
zum letzten verfligbaren handelbaren Kurs, der eine verlassliche Bewertung gewahrleistet. Stehen diese Werte nicht
zur Verfligung, werden Anteile an Investmentvermdgen zu dem aktuellen Verkehrswert bewertet, der bei sorgfaltiger
Einschatzung nach geeigneten Bewertungsmodellen unter Berlicksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten ange-
messen ist.

Fur Rickerstattungsanspriiche aus Darlehensgeschéften ist der jeweilige Kurswert der als Darlehen tUbertragenen Ver-
mogensgegenstande maflgebend.
Auf auslandische Wahrung lautende Vermdgensgegenstande

Auf auslandische Wahrung lautende Vermdgensgegenstande werden unter Zugrundelegung des Fixings Bloomberg
(Source F110) um 17.00 Uhr der Wahrung des Vortages in Euro umgerechnet.

Teilinvestmentvermdgen

Der Frankfurter Aktienfonds fir Stiftungen ist nicht Teilinvestmentvermdgen einer Umbrella-Konstruktion.

Die Rechte der Anleger werden ausschlief3lich in Sammelurkunden verbrieft. Diese Sammelurkunden werden bei einer
Wertpapier-Sammelbank verwahrt. Ein Anspruch des Anlegers auf Auslieferung einzelner Anteilscheine besteht nicht.
Der Erwerb von Anteilen ist nur bei Depotverwahrung moglich. Die Anteile lauten auf den Inhaber.

Ausgabe und Ricknahme von Anteilen
Ausgabe von Anteilen

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsétzlich nicht beschrankt. Die Anteile kdnnen bei der Verwahrstelle er-
worben werden. Sie werden von der Verwahrstelle zum Ausgabepreis ausgegeben, der dem Nettoinventarwert pro
Anteil (,Anteilwert“) gegebenenfalls zuziglich eines Ausgabeaufschlags entspricht. Die Berechnung des Nettoinventar-
werts wird im Abschnitt ,Anteile®, Unterabschnitt ,Ausgabe- und Ricknahmepreis“ erlautert. Daneben ist der Erwerb
Uber die Vermittlung Dritter moglich, hierbei kénnen zusétzliche Kosten entstehen. Die Gesellschaft behdlt sich vor, die
Ausgabe von Anteilen voriibergehend oder dauerhaft teilweise oder vollstandig einzustellen.
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Die Mindestanlagesumme fiir die Anteilklasse S betragt 50.000,- Euro?.
Die Mindestanlagesumme fiir die Anteilklasse XL betragt 10.000.000,- Euro?.
Fir die Anteilklassen C, A, Al, T, Tl und CHF wird keine Mindestanlagesumme gefordert.

Anteile an manchen Anteilklassen des Fonds durfen jedoch nur von bestimmten Anlegern erworben und ge-
halten werden. Sie sind im Abschnitt ,Anteile — Faire Behandlung der Anleger und Anteilklassen® beschrieben.

Rucknahme von Anteilen

Die Anleger kdnnen unabhangig von der Mindestanlagesumme bewertungstéglich die Riicknahme von Anteilen verlan-
gen, sofern die Gesellschaft die Anteilricknahme nicht voriibergehend ausgesetzt hat (siehe Abschnitt ,Aussetzung der
Ricknahme®). Riicknahmeorders sind bei der Verwahrstelle zu stellen. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zu
dem am Abrechnungsstichtag geltenden Riicknahmepreis zuriickzunehmen, der dem an diesem Tag ermittelten Anteil-
wert — gegebenenfalls abziglich eines Riicknahmeabschlages — entspricht. Die Riicknahme kann auch durch die Ver-
mittlung Dritter erfolgen, hierbei kdnnen zusatzliche Kosten entstehen.

Abrechnung bei Anteilausgabe und —riicknahme

Die Gesellschaft tragt dem Grundsatz der Anlegergleichbehandlung Rechnung, indem sie sicherstellt, dass sich kein
Anleger durch den Kauf oder Verkauf von Anteilen zu bereits bekannten Anteilwerten Vorteile verschaffen kann. Sie
setzt deshalb einen taglichen Orderannahmeschluss fest. Die Abrechnung von Ausgabe- und Ricknahmeorders, die
bis zum Orderannahmeschluss bei der Verwahrstelle oder der Gesellschaft eingehen, erfolgt spatestens an dem auf
den Eingang der Order folgenden Wertermittlungstag (=Abrechnungstag) zu dem dann ermittelten Anteilwert. Orders,
die nach dem Annahmeschluss bei der Verwahrstelle oder bei der Gesellschaft eingehen, werden spétestens am tber-
nachsten Wertermittlungstag (=Abrechnungstag) zu dem dann ermittelten Anteilwert abgerechnet. Der Orderannahme-
schluss fir diesen Fonds ist auf den Internetseiten der Gesellschaft unter www.axxion.de verdffentlicht. Er kann von der
Gesellschaft jederzeit geandert werden.

Dariiber hinaus kénnen Dritte die Anteilausgabe bzw. -riicknahme vermitteln, z. B. die depotfiihrende Stelle des Anle-
gers. Dabei kann es zu langeren Abrechnungszeiten kommen. Auf die unterschiedlichen Abrechnungsmodalitaten der
depotfuhrenden Stellen hat die Gesellschaft keinen Einfluss.

Aussetzung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft kann die Rucknahme der Anteile zeitweilig aussetzen, sofern auRergewdhnliche Umsténde vorliegen,
die eine Aussetzung unter Berticksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich erscheinen lassen. Solche aul3er-
gewohnlichen Umsténde liegen etwa vor, wenn eine Borse, an der ein wesentlicher Teil der Wertpapiere des Fonds
gehandelt wird, auBerplanméfRig geschlossen ist, oder wenn die Vermdgensgegenstande des Fonds nicht bewertet
werden kénnen. Daneben kann die BaFin anordnen, dass die Gesellschaft die Riicknahme der Anteile auszusetzen
hat, wenn dies im Interesse der Anleger oder der Offentlichkeit erforderlich ist.

Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile erst dann zu dem dann giiltigen Riicknahmepreis zuriickzunehmen
oder umzutauschen, wenn sie unverzuglich, jedoch unter Wahrung der Interessen aller Anleger, Vermégensgegen-
sténde des Fonds verdufert hat. Einer voribergehenden Aussetzung kann ohne erneute Wiederaufnahme der Rick-
nahme der Anteile direkt eine Auflésung des Fonds folgen (siehe hierzu den Abschnitt ,Auflésung, Ubertragung und
Verschmelzung des Fonds®).

Die Gesellschaft unterrichtet die Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und dariiber hinaus durch Verof-
fentlichung auf den Internetseiten der Gesellschaft unter www.axxion.de. Uber die Aussetzung und die Wiederaufnahme
der Ricknahme der Anteile. AulRerdem werden die Anleger ber ihre depotfiihrenden Stellen per dauerhaftem Daten-
trager, etwa in Papierform oder elektronischer Form informiert.

2 Die Verwaltungsgesellschaft kann in eigenem Ermessen von der Mindestanlagesumme abweichen.
3 Die Verwaltungsgesellschaft kann in eigenem Ermessen von der Mindestanlagesumme abweichen.
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Liquiditatsmanagement

Die Gesellschaft hat fiir den Fonds schriftliche Grundsétze und Verfahren festgelegt, die es ihr erméglichen, die Liqui-
ditatsrisiken des Fonds zu iberwachen und zu gewahrleisten, dass sich das Liquiditatsprofil der Anlagen des Fonds mit
den zugrundeliegenden Verbindlichkeiten des Fonds deckt. Unter Berlicksichtigung der unter Abschnitt ,Anlageziele, -
strategie, -grundséatze und -grenzen“ dargelegten Anlagestrategie ergibt sich folgendes Liquiditatsprofil des Fonds: Fir
den Fonds wird angestrebt, das Vermdgen des Fonds in Vermdgensgegenstande anzulegen, die nach Einschatzung
der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Verkaufsprospektes nahezu vollstandig innerhalb von einer
Woche liquidierbar sind. Die Grundsatze und Verfahren umfassen:

e Die Gesellschaft Giberwacht die Liquiditatsrisiken, die sich auf Ebene des Fonds oder der Vermdgensgegen-
stéande ergeben kénnen. Sie nimmt dabei eine Einschatzung der Liquiditat der im Fonds gehaltenen Vermo-
gensgegenstande in Relation zum Fondsvermdgen vor und legt hierfiir eine Liquiditatsquote fest. Die Beurtei-
lung der Liquiditat beinhaltet beispielsweise eine Analyse des Handelsvolumens, der Komplexitat des Vermo-
gensgegenstands, die Anzahl der Handelstage, die zur Verauf3erung des jeweiligen Vermdgensgegenstands
bendtigt werden, ohne Einfluss auf den Marktpreis zu nehmen. Die Gesellschaft (iberwacht hierbei auch die
Anlagen in Zielfonds und deren Ricknahmegrundsétze und daraus resultierende etwaige Auswirkungen auf die
Liquiditat des Fonds.

¢ Die Gesellschaft iberwacht die Liquiditatsrisiken, die sich durch erh6hte Verlangen der Anleger auf Anteilriick-
nahme ergeben kdnnen. Hierbei bildet sie sich Erwartungen tber Nettomittelveranderungen unter Beriicksich-
tigung von verfiigbaren Informationen tber die Anlegerstruktur und Erfahrungswerten aus historischen Netto-
mittelverédnderungen. Sie beriicksichtigt die Auswirkungen von GroRabrufrisiken und anderen Risiken (z. B. Re-
putationsrisiken).

¢ Die Gesellschaft hat fiir den Fonds adéaquate Limits fur die Liquiditatsrisiken festgelegt. Sie berwacht die Ein-
haltung dieser Limits und hat Verfahren bei einer Uberschreitung oder maglichen Uberschreitung der Limits
festgelegt.

e Die von der Gesellschaft eingerichteten Verfahren gewahrleisten eine Konsistenz zwischen Liquiditatsquote,
den Liquiditatsrisikolimits und den zu erwarteten Nettomittelverdnderungen.

Die Gesellschaft Gberprift diese Grundsétze regelmafig und aktualisiert sie entsprechend.

Die Gesellschaft fihrt regelmé&Rig, mindestens zweimal monatlich Stresstests durch, mit denen sie die Liquiditatsrisiken
des Fonds bewerten kann. Die Gesellschaft fuhrt die Stresstests auf der Grundlage zuverlassiger und aktueller quanti-
tativer oder, falls dies nicht angemessen ist, qualitativer Informationen durch.

Hierbei werden Anlagestrategie, Riicknahmefristen, Zahlungsverpflichtungen und Fristen, innerhalb derer die Vermo-
gensgegenstande verdul3ert werden kdnnen, sowie Informationen in Bezug auf allgemeines Anlegerverhalten, spezifi-
sche Handelsvolumina und Marktentwicklungen einbezogen.

Die Stresstests simulieren gegebenenfalls mangelnde Liquiditat der Vermodgenswerte im Fonds sowie in Anzahl und
Umfang atypische Verlangen auf Anteilricknahmen. Sie decken Marktrisiken und deren Auswirkungen ab, einschliel3-
lich Nachschussforderungen, Anforderungen der Besicherung oder Kreditlinien. Sie tragen Bewertungssensitivitaten
unter Stressbedingungen Rechnung. Sie werden unter Berlicksichtigung der Anlagestrategie, des Liquiditatsprofils, der
Anlegerart und der Ricknahmegrundsétze des Fonds in einer der Art des Fonds angemessenen Haufigkeit durchge-
fuhrt.

Die Ruckgaberechte unter normalen und aulRergewthnlichen Umsténden sowie die Aussetzung der Ricknahme sind
im Abschnitt ,Anteile — Ausgabe und Ricknahme von Anteilen — Aussetzung der Anteilrlicknahme® dargestellt. Die
hiermit verbundenen Risiken sind unter ,Risikohinweise — Risiken einer Fondsanlage — Aussetzung der Anteilriick-
nahme* sowie ,Risikohinweise — Risiko der eingeschrankten oder erhéhten Liquiditat des Fonds und Risiken im Zusam-
menhang mit vermehrten Zeichnungen oder Rickgaben (Liquiditatsrisiko)* erlautert.
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Borsen und Markte

Die Gesellschaft kann die Anteile des Fonds an einer Borse oder in organisierten Markten zulassen; derzeit hat die
Gesellschaft von dieser Moéglichkeit keinen Gebrauch gemacht.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Anteile ohne Zustimmung der Gesellschaft an Markten gehandelt wer-
den. Ein Dritter kann ohne Zustimmung der Gesellschaft veranlassen, dass die Anteile in den Freiverkehr oder einen
anderen auR3erbdrslichen Handel einbezogen werden.

Der dem Handel an sonstigen Markten zugrundeliegende Marktpreis wird nicht ausschlieB3lich durch den Wert der im
Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstande, sondern auch durch Angebot und Nachfrage bestimmt. Daher kann dieser
Marktpreis von dem von der Gesellschaft bzw. der Verwahrstelle ermittelten Anteilwert abweichen.

Faire Behandlung der Anleger und Anteilklassen

Die Gesellschaft kann fur den Fonds Anteilklassen bilden, die sich insbesondere hinsichtlich der Ertragsverwendung,
des Ausgabeaufschlags, der Wahrung des Anteilwerts, der Verwaltungsvergiitung, der Mindestanlagesumme oder einer
Kombination dieser Merkmale unterscheiden. Die Anteilklassen S und V kdnnen sich dartiber hinaus hinsichtlich der
Anleger, die Anteile erwerben und halten dirfen, unterscheiden. Die Bildung von Anteilklassen ist jederzeit zulassig und
liegt im Ermessen der Gesellschaft.

Derzeit werden Anteile an folgenden Anteilklassen mit folgender Ausgestaltung ausgegeben: A, C, T, S, Al, Tl, CHF
und XL.

Anteile der Anteilklassen ,A, C, T, Al, Tl, CHF und XL" diirfen grundsatzlich von jedermann erworben werden.
Anteile an der Anteilklasse ,S* durfen nur erworben und gehalten werden von

¢ inlandischen Kdrperschaften, Personenvereinigungen oder Vermdgensmassen, die nach der Satzung, dem Stif-
tungsgeschaft oder der sonstigen Verfassung und nach der tatsachlichen Geschéftsfihrung ausschlieRlich und
unmittelbar gemeinniitzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecken im Sinne der Abgabenordnung dienen und
die die Anteile nicht in einem wirtschaftlichen Geschéaftsbetrieb halten;

¢ inlAndischen Stiftungen des offentlichen Rechts, die ausschlief3lich und unmittelbar gemeinnutzigen oder mild-
tatigen Zwecken dienen;

¢ inl&ndischen juristischen Personen des offentlichen Rechts, die ausschlie3lich und unmittelbar kirchlichen Zwe-
cken dienen, sowie

e den vorstehenden drei Spiegelstrichen vergleichbaren auslandischen Anlegern mit Sitz und Geschéftsleitung in
einem Amts- und Beitreibungshilfe leistenden ausléandischen Staat.

Zum Nachweis der vorgenannten Voraussetzungen hat der Anleger der Gesellschaft eine gultige Bescheinigung der
Steuerbefreiung zu Gbermitteln. Fallen bei einem Anleger die vorgenannten Voraussetzungen weg, so ist er verpflichtet,
dies der Gesellschaft innerhalb eines Monats nach dem Wegfall mitzuteilen. Die Anteile der Anteilklasse ,,S“ diirfen
vom Anleger nicht an Dritte Gibertragen werden. Ubertragt ein Anleger dennoch Anteile, so ist er verpflichtet,
dies der Gesellschaft innerhalb eines Monats nach dem Ubertrag mitzuteilen.

Anteile an der Anteilklasse ,V* dirfen nur im Rahmen von Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrdgen erworben und
gehalten werden, die nach dem Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes zertifiziert wurden. Zum Nachweis der
vorgenannten Voraussetzung hat der Anbieter des Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrags der Gesellschaft mitzutei-
len, dass er die Anteile ausschlie3lich im Rahmen von Altersvorsorge- und Basisrentenvertrdgen erwirbt. Fallt die vor-
genannte Voraussetzung weg, so ist der Anleger verpflichtet, dies der Gesellschaft innerhalb eines Monats nach dem
Wegfall mitzuteilen. Die Anteile der Anteilklasse ,,V* diirfen vom Anleger nicht an Dritte iibertragen werden. Uber-
tragt ein Anleger dennoch Anteile, so ist er verpflichtet, dies der Gesellschaft innerhalb eines Monats nach dem
Ubertrag mitzuteilen.
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Die Gesellschaft hat die Anleger des Fonds fair zu behandeln. Sie darf im Rahmen der Steuerung des Liquiditatsrisikos
und der Ricknahme von Anteilen die Interessen eines Anlegers oder einer Gruppe von Anlegern nicht tiber die Interes-
sen eines anderen Anlegers oder einer anderen Anlegergruppe stellen.

Zu den Verfahren, mit denen die Gesellschaft die faire Behandlung der Anleger sicherstellt, siehe Abschnitt ,Abrech-
nung bei Anteilausgabe und —riicknahme* sowie ,Liquiditatsmanagement®.

Ausgabe- und Rucknahmepreis

Zur Errechnung des Ausgabepreises und des Riicknahmepreises fiir die Anteile ermittelt die Gesellschaft unter Kon-
trolle der Verwahrstelle bewertungstaglich den Wert der zum Fonds gehdrenden Vermdgensgegenstande abziglich der
Verbindlichkeiten (,Nettoinventarwert®). Die Teilung des so ermittelten Nettoinventarwerts durch die Anzahl der ausge-
gebenen Anteile ergibt den Anteilwert.

Der Wert fur die Anteile des Fonds wird an allen deutschen Bérsentagen ermittelt. An gesetzlichen Feiertagen in
Deutschland, die Borsentage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jeden Jahres kénnen die Gesellschaft und die
Verwabhrstelle von einer Ermittlung des Wertes absehen. Von einer Ermittlung des Anteilwerts wird derzeit an Neujahr,
Karfreitag, Ostermontag, 1. Maifeiertag, Christi Himmelfahrt, Pfingstmontag, Fronleichnam, Tag der Deutschen Einheit,
Allerheiligen, Heiligabend, 1. und 2. Weihnachtsfeiertag sowie Silvester abgesehen.

Aussetzung der Errechnung des Ausgabe-/ Ricknahmepreises
Die Gesellschaft kann die Errechnung des Ausgabe- und Riucknahmepreises zeitweilig unter denselben Voraussetzun-

gen wie die Anteilricknahme aussetzen. Diese sind im Abschnitt ,Anteile — Aussetzung der Anteilricknahme” naher
erlautert.

Ausgabeaufschlag

Bei Festsetzung des Ausgabepreises wird dem Anteilwert gegebenenfalls ein Ausgabeaufschlag hinzugerechnet. Der
Ausgabeaufschlag betragt bis zu 5,00 Prozent des Anteilwertes. Der Ausgabeaufschlag kann insbesondere bei kurzer
Anlagedauer die Wertentwicklung des Fonds reduzieren oder sogar ganz aufzehren. Der Ausgabeaufschlag stellt im
Wesentlichen eine Vergutung fur den Vertrieb der Anteile des Fonds dar. Die Gesellschaft kann den Ausgabeaufschlag
zur Abgeltung von Vertriebsleistungen an etwaige vermittelnde Stellen weitergeben.

Es steht der Gesellschatft frei, fur eine oder mehrere Anteilklassen einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen
oder von der Berechnung eines Ausgabeaufschlags abzusehen.

Rucknahmeabschlag

Ein Rucknahmeabschlag wird nicht erhoben.

Veroffentlichung der Ausgabe- und Ricknahmepreise

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise sowie gegebenenfalls der Nettoinventarwert je Anteil werden bei jeder Ausgabe
und Ricknahme auf den Internetseiten der Gesellschaft unter www.axxion.de verdffentlicht.
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Kosten bei Ausgabe und Ricknahme der Anteile

Die Ausgabe und Riicknahme der Anteile durch die Gesellschaft bzw. durch die Verwahrstelle erfolgt zum Ausgabepreis
(Anteilwert/Anteilwert zuziiglich Ausgabeaufschlag) bzw. Ricknahmepreis (Anteilwert/Anteilwert abziiglich Ricknah-
meabschlag) ohne Berechnung zusatzlicher Kosten.

Erwirbt der Anleger Anteile durch Vermittlung Dritter, kdnnen diese héhere Kosten als den Ausgabeaufschlag berech-
nen. Gibt der Anleger Anteile Uber Dritte zurlick, so kénnen diese bei der Rliicknahme der Anteile eigene Kosten be-
rechnen.

Verwaltungs- und sonstige Kosten
Verwaltungsvergitung

1. Vergitungen, die an die Gesellschaft zu zahlen sind:

a) Die Gesellschaft erhalt fiir die Verwaltung des OGAW-Sondervermdgens eine jahrliche Vergitung in H6he von
bis zu 1,35 Prozent des Durchschnittswertes des OGAW-Sondervermdgens. Der Durchschnittswert des OGAW -
Sondervermdgens wird borsentaglich errechnet. Die Vergiitung wird monatlich anteilig erhoben.

b) Die Gesellschaft kann sich zur Umsetzung der Anlageziele eines Portfoliomanagers bedienen. Der Portfolioma-
nager erhalt in diesem Fall eine jahrliche Vergiitung von bis zu 0,05 Prozent des Durchschnittswertes des
OGAW-Sondervermdgens, der bérsentéglich errechnet wird. Die Vergiitung wird durch die Verwaltungsvergu-
tung gem. Ziffer 1. a) abgegolten.

c) Die Gesellschaft erhalt fir die Anbahnung, Vorbereitung und Durchfiihrung von Wertpapierdarlehensgeschaften
und Wertpapierpensionsgeschaften fir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens eine marktubliche Vergitung
in H6he von maximal einem Drittel der Bruttoertradge aus diesen Geschéften. Die im Zusammenhang mit der
Vorbereitung und Durchfiihrung von solchen Geschéften entstandenen Kosten einschlie3lich der an Dritte zu
zahlenden Vergutungen tragt die Gesellschaft.

2. Die Gesellschaft zahlt aus dem OGAW-Sondervermdégen fir die folgenden Dienstleistungen eine jahrliche Vergu-
tung an Dritte in H6he von bis zu 0,03 Prozent des Durchschnittswertes des OGAW-Sondervermégens, der bor-
sentéglich errechnet wird. Die Vergutung wird monatlich anteilig erhoben und ist nicht durch die Verwaltungsvergu-
tung gem. Ziffer 1. a) abgegolten:

a) Marktrisiko- und Liquiditdtsmessung gemaf DerivateV
b) Bewertung von Vermdgensgegenstanden
c) Rating der Vermdgensgegenstéanden

d) Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Einsatz und der Abwicklung von Derivaten oder fur die Deckung
der hiermit verbundenen Kosten:

— Reporting an die Aufsichtsbehérden (z.B. EMIR-Reporting),
— Anbindung an zentrale Gegenparteien (z.B. CCP-Clearing) und
— Sicherheitenmanagement durch Collateralmanager

3. Die Verwahrstelle erhélt fiir inre Tatigkeit eine jahrliche Vergitung von bis zu 0,03 Prozent des Durchschnittswertes
des OGAW-Sondervermdgens, der bérsentéglich errechnet wird. Die Vergltung wird monatlich anteilig erhoben.

4. Der Betrag, der jéhrlich aus dem OGAW-Sondervermdgen nach den vorstehenden Ziffern 1. a), 2. a) bis 2. d) und
3. als Vergutung entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,41 Prozent des Durchschnittswertes des OGAW-Son-
dervermdgens, der borsentaglich errechnet wird, betragen.
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Neben den vorgenannten Vergitungen gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des OGAW- Sondervermé-
gens:

a) bankubliche Depot- und Kontogebiihren, gegebenenfalls einschlieRlich der bankiblichen Kosten fiir die Ver-
wahrung auslandischer Vermogensgegenstande im Ausland;

b) Kosten fiir den Druck und Versand der fiir die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsunter-
lagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen);

c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Ricknahmepreise und
gegebenenfalls der Ausschiittungen oder Thesaurierungen und des Auflésungsberichtes;

d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datentragers, auer im Fall der Informationen Gber
Verschmelzungen von Investmentvermégen und auf3er im Fall der Informationen tiber MaRnahmen im Zusam-
menhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung;

e) Kosten fir die Prifung des OGAW-Sondervermégens durch den Abschlusspriifer des OGAW- Sondervermo-
gens;

f) Kosten fiir die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die steuerlichen
Angaben nach den Regeln des jeweils anwendbaren Steuerrechts ermittelt wurden;

g) Kosten fiur die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsanspriichen durch die Gesellschaft fiir Rechnung
des OGAW-Sondervermdgens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des OGAW-Sonder-
vermoégens erhobenen Anspriichen;

h) Gebuhren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermdgen erhoben werden;
i) Kosten fur Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermdgen;

j) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. Nennung eines Vergleichs-
malRstabes oder Finanzindizes anfallen kénnen;

k) Kosten fur die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmachtigten;
I) Kosten fiir die Analyse des Anlageerfolges des OGAW-Sondervermdégens durch Dritte;

m) Steuern, die anfallen im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden
Vergiitungen, im Zusammenhang mit den vorstehend genannten Aufwendungen und im Zusammenhang mit
der Verwaltung und Verwahrung.

Transaktionskosten

Neben den vorgenannten Vergitungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermdgen die in Zusam-
menhang mit dem Erwerb und der VerdufRerung von Vermogensgegenstinden entstehenden Kosten belastet
(Transaktionskosten).

Die Gesellschaft kann fir die Verwaltung des Sondervermdgens zusatzlich zu den Vergitungen gem. Ziffer 1.a je
ausgegebenen Anteil eine erfolgsabhangige Vergutung in Héhe von bis zu 15 Prozent des Betrages erhalten, um
den der Anteilwert am Ende einer Abrechnungsperiode den Héchststand des Anteilwertes am Ende der vorange-
gangenen funf Abrechnungsperioden Ubersteigt (,High Water Mark®), dies allerdings nur, soweit der Anteilwert am
Ende einer Abrechnungsperiode dariiber hinaus den Anteilwert am Anfang der Abrechnungsperiode um 8 Prozent
Ubersteigt ("Hurdle Rate") und jedoch insgesamt hdchstens bis zu 5 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventar-
wertes des Sondervermdgens in der Abrechnungsperiode, der aus den bewertungstéaglichen Werten innerhalb der
Abrechnungsperiode errechnet wird. Existieren fir das Sondervermdgen weniger als finf vorangegangene Abrech-
nungsperioden, so werden bei der Berechnung des Vergitungsanspruchs alle vorangegangenen Abrechnungspe-
rioden beriicksichtigt. In der ersten Abrechnungsperiode nach Auflegung des Sondervermdgens tritt an die Stelle
der High Water Mark der Anteilwert zu Beginn der ersten Abrechnungsperiode.

Die Abrechnungsperiode beginnt am 01. Januar und endet am 31. Dezember eines Kalenderjahres. Die erste Ab-
rechnungsperiode beginnt mit der Auflegung des Sondervermdgens und endet erst am zweiten 31. Dezember, der
der Auflegung folgt.
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Die Anteilwertentwicklung ist nach der BVI Methode* zu berechnen.

Entsprechend dem Ergebnis einer taglichen Berechnung wird eine rechnerisch angefallene erfolgsabhangige Ver-
gltung im Sondervermdgen je ausgegebenen Anteil zuriickgestellt oder eine bereits gebuchte Rickstellung ent-
sprechend aufgeldst. Aufgeloste Riickstellungen fallen dem Sondervermdgen zu. Eine erfolgsabhangige Vergitung
kann nur entnommen werden, soweit entsprechende Riickstellungen gebildet wurden.

8. Die Gesellschaft kann sich bei der Umsetzung des Anlagekonzeptes einer Beratungs- oder Asset Management
Gesellschaft bedienen. Die Vergiltung der Beratungs- oder Asset Management Gesellschaft wird von der Verwal-
tungsvergitung gem. Absatz 1 abgedeckt.

Besonderheiten beim Erwerb von Investmentanteilen

Neben der Vergitung zur Verwaltung des Fonds wird eine Verwaltungsvergitung fir die im Fonds gehaltenen Anteile
an Zielfonds berechnet.

Im Jahres- und Halbjahresbericht werden die Ausgabeaufschlage und Ricknahmeabschlage offengelegt, die dem
Fonds im Berichtszeitraum fur den Erwerb und die Riicknahme von Anteilen an Zielfonds berechnet worden sind. Ferner
wird die Vergutung offengelegt, die dem Fonds von einer in- oder ausléandischen Gesellschaft oder einer Gesellschaft,
mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, als Verwaltungs-
vergutung fiir die im Fonds gehaltenen Zielfondsanteile berechnet wurde.

Angabe einer Gesamtkostenquote

Im Jahresbericht werden die im Geschéftsjahr zu Lasten des Fonds angefallenen Verwaltungskosten offengelegt und
als Quote des durchschnittlichen Fondsvolumens ausgewiesen (,Gesamtkostenquote"). Die Verwaltungskosten setzen
sich zusammen aus der Vergiitung fiir die Verwaltung des Fonds einschlie3lich der erfolgsabhangigen Vergitung, der
Vergiitung der Verwahrstelle sowie den Aufwendungen, die dem Fonds zusétzlich belastet werden kénnen (siehe Ab-
schnitt ,Kosten — Verwaltungs- und sonstige Kosten® sowie ,Kosten — Verwaltungs- und sonstige Kosten — Besonder-
heiten beim Erwerb von Investmentanteilen®). Die Gesamtkostenquote beinhaltet keine Nebenkosten und Kosten, die
beim Erwerb und der VeraulRerung von Vermégensgegenstanden entstehen (Transaktionskosten). Die Gesamtkosten-
quote wird in den wesentlichen Anlegerinformationen als sogenannte ,laufende Kosten* veréffentlicht.

Abweichender Kostenausweis durch Vertriebsstellen

Wird der Anleger beim Erwerb von Anteilen durch Dritte beraten oder vermitteln diese den Kauf, weisen sie ihm gege-
benenfalls Kosten oder Kostenquoten aus, die nicht mit den Kostenangaben in diesem Prospekt und in den wesentli-
chen Anlegerinformationen deckungsgleich sind und die hier beschriebene Gesamtkostenquote Ubersteigen kénnen.
Grund dafur kann insbesondere sein, dass der Dritte die Kosten seiner eigenen Tatigkeit (z.B. Vermittlung, Beratung
oder Depotfuhrung) zusétzlich bertcksichtigt. Darliber hinaus berlcksichtigt er gegebenenfalls auch einmalige Kosten
wie Ausgabeaufschldge und benutzt in der Regel andere Berechnungsmethoden oder auch Schétzungen fir die auf
Fondsebene anfallenden Kosten, die insbesondere die Transaktionskosten des Fonds mit umfassen.

Abweichungen im Kostenausweis kénnen sich sowohl bei Informationen vor Vertragsschluss ergeben als auch bei re-
gelmafigen Kosteninformationen uber die bestehende Fondsanlage im Rahmen einer dauerhaften Kundenbeziehung.

4 Eine Erlauterung der BVI-Methode wird auf der Homepage des BVI Bundesverband Investment und Asset Management e.V. veréffent-
licht (www.bvi.de).
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Axxion S.A. verfligt Uber ein Vergitungssystem, das sowohl die regulatorischen Anforderungen erfillt wie auch das
verantwortungsvolle und risikobewusste Verhalten der Mitarbeiter férdert. Ziel der Vergitungspolitik ist eine markt- und
funktionsgerechte Vergitung, die die Interessen der Anleger, der Mitarbeiter und der Kapitalverwaltungsgesellschaft
gleichermal3en beriicksichtigt und somit eine nachhaltig positive Entwicklung unterstiitzen kann. Das Vergiltungssystem
ist dabei im Wesentlichen auf drei Grundprinzipien aufgebaut: (1) eine markt- und funktionsgerechte Grundvergitung;
(2) eine ergebnis- und leistungsorientierte variable Vergutung (3) evtl. sonstige Vergltungsbausteine wie beispielsweise
Dienstwagen.

Weitere Einzelheiten zur aktuellen Vergitungspolitik der Gesellschaft sind im Internet unter www.axxion.de verdoffent-
licht. Auf Verlangen werden die Informationen von der Gesellschaft kostenlos in Papierform zur Verfligung gestellt.

Wertentwicklung

Jahrliche Wertentwicklung Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen
Anteilklasse T in Prozent
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Die Anteilklasse T des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen wurde im Januar 2008 aufgelegt. Die Darstellung der
Wertentwicklung® bezieht sich ausschlieRlich auf die Anteilklasse T des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen.

Wertentwicklung des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen, Anteilklasse T in Prozent (Stand: 20. Januar 2020)

3 Jahre 5 Jahre 10 Jahre seit Auflage
6,7 31,6 162,1 169,1

5 Die Wertentwicklung wurde nach der BVI-Methode (ohne Berlicksichtigung von Ausgabeaufschlagen) berechnet. Die
historische Wertentwicklung des Fonds ermdglicht keine Prognose fir die zuklnftige Wertentwicklung. Der Wert von An-
teilen und deren Ertrag kdnnen sowohl steigen als auch fallen. Bei diesen Angaben handelt es sich um die Nettowerte.
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Die Anteilklasse A des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen wurde im Marz 2013 aufgelegt. Die Darstellung der Wert-

entwicklung® bezieht sich ausschlieRlich auf die Anteilklasse A des Frankfurter Aktienfonds fiir Stiftungen.

Wertentwicklung des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen, Anteilklasse A in Prozent (Stand: 20. Januar 2020)
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6,6
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49,5

6 Die Wertentwicklung wurde nach der BVI-Methode (ohne Beriicksichtigung von Ausgabeaufschlagen) berechnet. Die
historische Wertentwicklung des Fonds ermdglicht keine Prognose fir die zuklnftige Wertentwicklung. Der Wert von An-

teilen und deren Ertrag kdnnen sowohl steigen als auch fallen. Bei diesen Angaben handelt es sich um die Nettowerte.
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Jahrliche Wertentwicklung Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen
Anteilklasse Al in Prozent
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Die Anteilklasse Al des Frankfurter Aktienfonds fir Stiftungen wurde im Dezember 2014 aufgelegt. Die Darstellung der

Wertentwicklung” bezieht sich ausschlieflich auf die Anteilklasse Al des Frankfurter Aktienfonds fiir Stiftungen.

Wertentwicklung des Frankfurter Aktienfonds fiir Stiftungen, Anteilklasse Al in Prozent (Stand: 20. Januar 2020)

3 Jahre 5 Jahre 10 Jahre seit Auflage

7,2 32,2 - 33,7

7 Die Wertentwicklung wurde nach der BVI-Methode (ohne Berlicksichtigung von Ausgabeaufschlagen) berechnet. Die
historische Wertentwicklung des Fonds ermdglicht keine Prognose fiir die zukunftige Wertentwicklung. Der Wert von An-

teilen und deren Ertrag kdnnen sowohl steigen als auch fallen. Bei diesen Angaben handelt es sich um die Nettowerte.
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Jahrliche Wertentwicklung Frankfurter Aktienfonds flr Stiftungen
Anteilklasse Tlin Prozent

15,9
14,2

8,2
6,4

2015 2016 2017 2018 2019

-12,6

Die Anteilklasse Tl des Frankfurter Aktienfonds fiir Stiftungen wurde im Dezember 2014 aufgelegt. Die Darstellung der

Wertentwicklung?® bezieht sich ausschlieflich auf die Anteilklasse Tl des Frankfurter Aktienfonds fiir Stiftungen.

Wertentwicklung des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen, Anteilklasse Tl in Prozent (Stand: 20. Januar 2020)

3 Jahre 5 Jahre 10 Jahre seit Auflage

7,5 32,4 - 34,0

8 Die Wertentwicklung wurde nach der BVI-Methode (ohne Beriicksichtigung von Ausgabeaufschlagen) berechnet. Die
historische Wertentwicklung des Fonds ermdglicht keine Prognose fir die zuklnftige Wertentwicklung. Der Wert von An-

teilen und deren Ertrag kdnnen sowohl steigen als auch fallen. Bei diesen Angaben handelt es sich um die Nettowerte.
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Jahrliche Wertentwicklung Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen

2015

Anteilklasse C in Prozent

2016

2017

2018

7,8

2019

Die Anteilklasse C des Frankfurter Aktienfonds fir Stiftungen wurde im Oktober 2018 aufgelegt. Die Darstellung der

Wertentwicklung® bezieht sich ausschlie3lich auf die Anteilklasse C des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen.

Wertentwicklung des Frankfurter Aktienfonds fiir Stiftungen, Anteilklasse C in Prozent (Stand: 20. Januar 2020)

3 Jahre

5 Jahre

10 Jahre

seit Auflage

0,8

9 Die Wertentwicklung wurde nach der BVI-Methode (ohne Beriicksichtigung von Ausgabeaufschlagen) berechnet. Die
historische Wertentwicklung des Fonds ermdglicht keine Prognose fir die zuklnftige Wertentwicklung. Der Wert von An-

teilen und deren Ertrag kdnnen sowohl steigen als auch fallen. Bei diesen Angaben handelt es sich um die Nettowerte.
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Jahrliche Wertentwicklung Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen
Anteilklasse S in Prozent

8,2

2015 2016 2017 2018 2019

Die Anteilklasse S des Frankfurter Aktienfonds fir Stiftungen wurde im Oktober 2018 aufgelegt. Die Darstellung der
Wertentwicklung'® bezieht sich ausschlieRlich auf die Anteilklasse S des Frankfurter Aktienfonds fuir Stiftungen.

Wertentwicklung des Frankfurter Aktienfonds fiir Stiftungen, Anteilklasse S in Prozent (Stand: 20. Januar 2020)

3 Jahre 5 Jahre 10 Jahre seit Auflage
- - - 1,2

Die Anteilklasse CHF des Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen wurde im April 2019 und die Anteilklasse XL im April
2020 aufgelegt. Es liegt demnach noch keine ausreichende Datenhistorie vor, um die frihere Wertentwicklung!?! in
nitzlicher Weise zu reprasentieren.

Informationen zur Wertentwicklung des Fonds nach Auflegung des Verkaufsprospekts kdnnen den jeweils ak-
tuellen Angaben im Jahres- und Halbjahresbericht sowie der Internetseite der Gesellschaft unter
https://lwww.axxion.de entnommen werden.

Ermittlung der Ertrage, Ertragsausgleichsverfahren

Der Fonds erzielt Ertréage in Form der wahrend des Geschéftsjahres angefallenen und nicht zur Kostendeckung ver-
wendeten Zinsen, Dividenden, Ertrdgen aus Investmentanteilen und Optionspramien. Hinzu kommen Entgelte aus Dar-
lehens- und Pensionsgeschéften. Weitere Ertrége kdnnen aus der VeraufRerung von fur Rechnung des Fonds gehalte-
nen Vermégensgegenstanden resultieren.

10 Die Wertentwicklung wurde nach der BVI-Methode (ohne Beriicksichtigung von Ausgabeaufschlagen) berechnet. Die
historische Wertentwicklung des Fonds ermdglicht keine Prognose fir die zukinftige Wertentwicklung. Der Wert von An-
teilen und deren Ertrag kbnnen sowohl steigen als auch fallen. Bei diesen Angaben handelt es sich um die Nettowerte.

11 Die Wertentwicklung wurde nach der BVI-Methode (ohne Beriicksichtigung von Ausgabeaufschlagen) berechnet. Die
historische Wertentwicklung des Fonds ermdglicht keine Prognose fir die zukunftige Wertentwicklung. Der Wert von
Anteilen und deren Ertrag kdnnen sowohl steigen als auch fallen. Bei diesen Angaben handelt es sich um die Nettowerte.
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Die Gesellschaft wendet fiir den Fonds ein sog. Ertragsausgleichsverfahren an. Dieses verhindert, dass der Anteil der
ausschuttungsfahigen Ertrage am Anteilpreis infolge von Mittelzu- und -abfliissen schwankt. Anderenfalls wirde jeder
Mittelzufluss in den Fonds wahrend des Geschéftsjahres dazu fiihren, dass an den Ausschittungsterminen pro Anteil
weniger Ertrage zur Ausschittung zur Verfligung stehen, als dies bei einer konstanten Anzahl umlaufender Anteile der
Fall ware. Mittelabflisse hingegen wiirden dazu fuhren, dass pro Anteil mehr Ertrdge zur Ausschiittung zur Verfligung
stiinden, als dies bei einer konstanten Anzahl umlaufender Anteile der Fall wére.

Um das zu verhindern, werden wahrend des Geschaftsjahres die ausschiittungsfahigen Ertrage, die der Anteilerwerber
als Teil des Ausgabepreises bezahlen muss und der Verkaufer von Anteilen als Teil des Riicknahmepreises vergutet
erhalt, fortlaufend berechnet und als ausschiittungsfahige Position in der Ertragsrechnung eingestellt. Dabei wird in
Kauf genommen, dass Anleger, die beispielsweise kurz vor dem Ausschiittungstermin Anteile erwerben, den auf Ertrage
entfallenden Teil des Ausgabepreises in Form einer Ausschiittung zuriickerhalten, obwohl ihr eingezahltes Kapital an
dem Entstehen der Ertrage nicht mitgewirkt hat.

Ertragsverwendung und Geschaftsjahr

Bei ausschittenden Anteilklassen schiittet die Gesellschaft grundsatzlich die wahrend des Geschaftsjahres fiir Rech-
nung des Fonds angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und Ertrédge aus Invest-
mentanteilen und Optionspramien, sowie Entgelte aus Darlehens- und Pensionsgeschéften innerhalb von vier Monaten
nach Schluss des Geschéftsjahres - unter Beruicksichtigung des zugehdérigen Ertragsausgleichs - an die Anleger aus.
Realisierte VerauRerungsgewinne und sonstige Ertrége - unter Beruicksichtigung des zugehdrigen Ertragsausgleichs -
kénnen ebenfalls zur Ausschiittung herangezogen werden. Zwischenausschittungen sind daneben jederzeit moglich.
Bei der Gutschrift von Ausschittungen kénnen zuséatzliche Kosten entstehen.

Bei thesaurierenden Anteilklassen werden die auf diese Anteilklassen entfallenden Ertrage nicht ausgeschiittet, sondern
im Fonds wiederangelegt (Thesaurierung).

Die Ertragsverwendung der einzelnen Anteilklassen kann dem Abschnitt ,Anteilklassen im Uberblick“ enthommen wer-
den.

Steuerliche Befreiungsbetrage, die die Gesellschaft im Zusammenhang mit der Verwaltung des Fonds erhalt und die
auf Ertrage der Anteilklasse ,S* entfallen, fiihrt sie unmittelbar dem Fonds zu. Diese Betréage werden buchhalterisch der
Anteilklasse ,.S* zugeordnet und wirken sich nur auf den Wert der Anteile dieser Klasse aus. Bei der Zufiihrung werden
keine neuen Anteile ausgegeben.

Das Geschéftsjahr des Fonds endet am 30. September eines jeden Jahres.

Voraussetzungen fur die Auflésung des Fonds

Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflésung des Fonds zu verlangen. Die Gesellschaft kann ihr Recht zur Verwaltung
des Fonds kindigen unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von mindestens sechs Monaten durch Bekanntgabe im
Bundesanzeiger und dariiber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht. Uber die Kiindigung werden die Anleger
aulRerdem uber ihre depotfihrenden Stellen per dauerhaftem Datentréger, etwa in Papierform oder elektronischer Form
informiert. Mit dem Wirksamwerden der Kundigung erlischt das Recht der Gesellschaft, den Fonds zu verwalten.

Des Weiteren endet das Verwaltungsrecht der Gesellschaft, wenn das Insolvenzverfahren tber ihr Vermégen eroffnet

wird oder mit der Rechtskraft des Gerichtsbeschlusses, durch den der Antrag auf die Erdffnung des Insolvenzverfahrens
mangels Masse abgewiesen wird.
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Mit Erldschen des Verwaltungsrechts der Gesellschaft geht das Verfligungsrecht tiber den Fonds auf die Verwahrstelle
Uber, die den Fonds abwickelt und den Erlés an die Anleger verteilt, oder mit Genehmigung der BaFin einer anderen
Kapitalverwaltungsgesellschaft die Verwaltung tbertragt.

Verfahren bei Auflésung des Fonds

Mit dem Ubergang des Verfiigungsrechts iiber den Fonds auf die Verwahrstelle wird die Ausgabe und Riicknahme von
Anteilen eingestellt und der Fonds abgewickelt.

Der Erl6s aus der VerauRerung der Vermogenswerte des Fonds abziiglich der noch durch den Fonds zu tragenden
Kosten und der durch die Auflésung verursachten Kosten werden an die Anleger verteilt, wobei diese in Héhe ihrer
jeweiligen Anteile am Fonds Anspriiche auf Auszahlung des Liquidationserl6ses haben.

Die Gesellschaft erstellt auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht erlischt, einen Aufldsungsbericht, der den Anforde-
rungen an einen Jahresbericht entspricht. Spatestens drei Monate nach dem Stichtag der Auflésung des Fonds wird
der Auflésungsbericht im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Wahrend die Verwahrstelle den Fonds abwickelt, erstellt
sie jahrlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen Bericht, der den Anforderungen an einen
Jahresbericht entspricht. Diese Berichte sind ebenfalls spatestens drei Monate nach dem Stichtag im Bundesanzeiger
bekannt zu machen.

Ubertragung des Fonds

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfiigungsrecht tber das Sondervermdgen auf eine andere Kapitalver-
waltungsgesellschaft iibertragen. Die Ubertragung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die BaFin. Die geneh-
migte Ubertragung wird im Bundesanzeiger und dariiber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht des Fonds
bekannt gemacht. Uber die geplante Ubertragung werden die Anleger auRerdem iiber ihre depotfithrenden Stellen per
dauerhaften Datentréger, etwa in Papierform oder elektronischer Form informiert. Der Zeitpunkt, zu dem die Ubertra-
gung wirksam wird, bestimmt sich nach den vertraglichen Vereinbarungen zwischen der Gesellschaft und der aufneh-
menden Kapitalverwaltungsgesellschaft. Die Ubertragung darf jedoch frithestens drei Monate nach ihrer Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger wirksam werden. Sdmtliche Rechte und Pflichten der Gesellschaft in Bezug auf den Fonds
gehen dann auf die aufnehmende Kapitalverwaltungsgesellschaft tber.

Voraussetzungen fir die Verschmelzung des Fonds

Alle Vermdgensgegenstande dieses Fonds dirfen mit Genehmigung der BaFin auf ein anderes bestehendes oder durch
die Verschmelzung neu gegrundetes Investmentvermdgen ubertragen werden, welches die Anforderungen an einen
OGAW erfiillen muss, der in Deutschland oder in einem anderen EU- oder EWR-Staat aufgelegt wurde.

Die Ubertragung wird zum Geschéftsjahresende des libertragenden Fonds (Ubertragungsstichtag) wirksam, sofern kein
anderer Ubertragungsstichtag bestimmt wird.

Rechte der Anleger bei der Verschmelzung des Fonds

Die Anleger haben bis finf Arbeitstage vor dem geplanten Ubertragungsstichtag entweder die Méglichkeit, inre Anteile
ohne etwaigen Ricknahmeabschlag und ohne weitere Kosten zurtickzugeben, mit Ausnahme der Kosten zur Deckung
der Aufldsung des Fonds, oder ihre Anteile gegen Anteile eines anderen offenen Publikums-Investmentvermdgens um-
zutauschen, das ebenfalls von der Gesellschaft oder einem Unternehmen desselben Konzerns verwaltet wird und des-
sen Anlagegrundséatze mit denen des Fonds vergleichbar sind.
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Die Gesellschaft hat die Anleger des Fonds vor dem geplanten Ubertragungsstichtag per dauerhaftem Datentrager,
etwa in Papierform oder elektronischer Form lber die Griinde fir die Verschmelzung, die potentiellen Auswirkungen fiir
die Anleger, deren Rechte in Zusammenhang mit der Verschmelzung sowie iber maf3gebliche Verfahrensaspekte zu
informieren. Den Anlegern sind zudem die wesentlichen Anlegerinformationen fiir das Investmentvermégen zu Gibermit-
teln, auf das die Vermdgensgegenstande des Fonds Ubertragen werden. Der Anleger muss die vorgenannten Informa-
tionen mindestens 30 Tage vor Ablauf der Frist zur Riickgabe oder Umtausch seiner Anteile erhalten.

Am Ubertragungsstichtag werden die Nettoinventarwerte des Fonds und des iibernehmenden Investmentvermdgens
berechnet, das Umtauschverhaltnis wird festgelegt und der gesamte Umtauschvorgang wird vom Abschlussprifer ge-
pruft. Das Umtauschverhéaltnis ermittelt sich nach dem Verhéltnis der Nettoinventarwerte je Anteil des Fonds und des
tibernehmenden Investmentvermégens zum Zeitpunkt der Ubernahme. Der Anleger erhélt die Anzahl von Anteilen an
dem tbernehmenden Investmentvermégen, die dem Wert seiner Anteile an dem Fonds entspricht.

Sofern die Anleger von ihrem Riickgabe- oder Umtauschrecht keinen Gebrauch machen, werden sie am Ubertragungs-
stichtag Anleger des Glbernehmenden Investmentvermégens. Die Gesellschaft kann gegebenenfalls auch mit der Ver-
waltungsgesellschaft des Gibernehmenden Investmentvermdgens festlegen, dass den Anlegern des Fonds bis zu 10
Prozent des Wertes ihrer Anteile in bar ausgezahlt werden. Mit der Ubertragung aller Vermogenswerte erlischt der
Fonds. Findet die Ubertragung wahrend des laufenden Geschéftsjahres des Fonds statt, muss die Gesellschaft auf den
Ubertragungsstichtag einen Bericht erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht.

Die Gesellschaft macht im Bundesanzeiger und dartiber hinaus auf ihren Internetseiten unter www.axxion.de bekannt,
wenn der Fonds auf ein anderes von der Gesellschaft verwaltetes Investmentvermdgen verschmolzen wurde und die
Verschmelzung wirksam geworden ist. Sollte der Fonds auf ein anderes Investmentvermégen verschmolzen werden,
das nicht von der Gesellschaft verwaltet wird, so Gbernimmt die Verwaltungsgesellschaft die Bekanntmachung des
Wirksamwerdens der Verschmelzung, die das tibernehmende oder neu gegriindete Investmentvermégen verwaltet.

Die Gesellschaft hat die folgenden Tatigkeiten ausgelagert:

e Das Portfoliomanagement fir den Fonds wurde an die Baader Bank AG (Weihenstephaner Str. 4, D-85716
UnterschleiRheim, Deutschland) ausgelagert.

¢ Die Fondsbuchhaltung wurde an die navAXX S.A. (17, rue de Flaxweiler, L-6776 Grevenmacher, Luxemburg)
ausgelagert. Die navAXX S.A. ist ein mit der Gesellschaft verbundenes Unternehmen.

Bei der Gesellschaft kénnen folgende Interessenskonflikte entstehen:

Die Interessen des Anlegers kdnnen mit folgenden Interessen kollidieren:
e Interessen der Gesellschaft und der mit dieser verbundenen Unternehmen,
e Interessen der Mitarbeiter der Gesellschaft oder

¢ Interessen anderer Anleger in diesem oder anderen Fonds.

Umsténde oder Beziehungen, die Interessenskonflikte begriinden kdnnen, umfassen insbesondere:
e Anreizsysteme fur Mitarbeiter der Gesellschaft,
e Mitarbeitergeschéafte,
e Zuwendungen an Mitarbeiter der Gesellschaft,

e Umschichtungen im Fonds,
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Stichtagsbezogene Aufbesserung der Fondsperformance (,window dressing*),

Geschéfte zwischen der Gesellschaft und den von ihr verwalteten Investmentvermégen oder Individualportfolios
bzw.

Geschéfte zwischen von der Gesellschaft verwalteten Investmentvermdgen und/oder Individualportfolios,
Zusammenfassung mehrerer Orders (,block trades*),

Beauftragung von verbundenen Unternehmen und Personen,

Einzelanlagen von erheblichem Umfang,

Wenn nach einer Uberzeichnung im Rahmen einer Aktienemission die Gesellschaft die Papiere fiir mehrere
Investmentvermoégen oder Individualportfolios gezeichnet hat (,IPO-Zuteilungen®),

Transaktionen nach Handelsschluss zum bereits bekannten Schlusskurs des laufenden Tages, sogenanntes
Late Trading.

Der Gesellschaft kbnnen im Zusammenhang mit Geschéaften fir Rechnung des Fonds geldwerte Vorteile (Broker rese-
arch, Finanzanalysen, Markt- und Kursinformationssysteme) entstehen, die im Interesse der Anleger bei den Anlage-
entscheidungen verwendet werden.

Der Gesellschaft flieBen keine Riickvergutungen der aus dem Fonds an die Verwahrstelle und an Dritte geleisteten
Vergiitungen und Aufwandserstattungen zu.

Die Gesellschaft gewéhrt an Vermittler, z. B. Kreditinstitute, wiederkehrend — meist jahrlich — Vermittlungsentgelte als
so genannte ,Vermittlungsfolgeprovisionen®.

Zum Umgang mit Interessenskonflikten setzt die Gesellschaft folgende organisatorische MalRnahmen ein, um Interes-
senskonflikte zu ermitteln, ihnen vorzubeugen, sie zu steuern, zu beobachten und sie offenzulegen:

Bestehen einer Compliance-Funktion, die die Einhaltung von Gesetzen und Regeln tiberwacht und an die Inte-
ressenskonflikte gemeldet werden missen.

Pflichten zur Offenlegung
Organisatorische Mafl3nahmen wie

» die Einrichtung von Vertraulichkeitsbereichen fur einzelne Abteilungen, um dem Missbrauch von vertrauli-
chen Informationen vorzubeugen

* Zuordnung von Zustandigkeiten, um unsachgemafe Einflussnahme zu verhindern
» die Trennung von Eigenhandel und Kundenhandel

Verhaltensregeln fur Mitarbeiter in Bezug auf Mitarbeitergeschéfte, Verpflichtungen zur Einhaltung des Insider-
rechts

Einrichtung von geeigneten Vergutungssystemen

Grundsatze zur Berlcksichtigung von Kundeninteressen und zur anleger- und anlagegerechten Beratung bzw.
Beachtung der vereinbarten Anlagerichtlinien

Grundsatze zur bestmdglichen Ausfiihrung beim Erwerb bzw. VerdufRerung von Finanzinstrumenten

Einrichten von Orderannahmezeiten (Cut-off Zeiten)
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Der Fonds ist als Zweckvermdgen grundsatzlich von der Korperschaft- und Gewerbesteuer befreit. Er ist jedoch partiell
korperschaftsteuerpflichtig mit seinen inlandischen Beteiligungseinnahmen und sonstigen inlandischen Einkinften im
Sinne der beschrankten Einkommensteuerpflicht mit Ausnahme von Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen an Kapi-
talgesellschaften. Der Steuersatz betragt 15 Prozent. Soweit die steuerpflichtigen Einkiinfte im Wege des Kapitalertrag-
steuerabzugs erhoben werden, umfasst der Steuersatz von 15 Prozent bereits den Solidaritatszuschlag.

Die Investmentertrage werden jedoch beim Privatanleger als Einkiinfte aus Kapitalvermdgen der Einkommensteuer
unterworfen, soweit diese zusammen mit sonstigen Kapitalertragen den aktuell geltenden Sparer-Pauschbetrag?? tiber-
steigen.

Einklinfte aus Kapitalvermdgen unterliegen grundsatzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziiglich Solidaritatszu-
schlag und gegebenenfalls Kirchensteuer). Zu den Einkiinften aus Kapitalvermdgen gehéren auch die Ertrage aus In-
vestmentfonds (Investmentertrage), d.h. die Ausschiittungen des Fonds, die Vorabpauschalen und die Gewinne aus
der VerauRRerung der Anteile.

Der Steuerabzug hat fir den Privatanleger grundsétzlich Abgeltungswirkung (sog. Abgeltungsteuer), so dass die Ein-
kiinfte aus Kapitalvermdgen regelmaRig nicht in der Einkommensteuererklarung anzugeben sind. Bei der Vornahme
des Steuerabzugs werden durch die depotfiihrende Stelle grundsétzlich bereits Verlustverrechnungen vorgenommen
und aus der Direktanlage stammende auslandische Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgeltungswirkung, wenn der personliche Steuersatz geringer ist als der
Abgeltungssatz von 25 Prozent. In diesem Fall kdnnen die Einkiinfte aus Kapitalvermdgen in der Einkommensteuerer-
klarung angegeben werden. Das Finanzamt setzt dann den niedrigeren persénlichen Steuersatz an und rechnet auf die
personliche Steuerschuld den vorgenommenen Steuerabzug an (sog. Gunstigerpriifung).

Sofern Einkiinfte aus Kapitalvermdgen keinem Steuerabzug unterlegen haben (weil z.B. ein Gewinn aus der VerauRle-
rung von Fondsanteilen in einem auslandischen Depot erzielt wird), sind diese in der Steuererklarung anzugeben. Im
Rahmen der Veranlagung unterliegen die Einkinfte aus Kapitalvermdgen dann ebenfalls dem Abgeltungssatz von 25
Prozent oder dem niedrigeren personlichen Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermdgen befinden, werden die Ertrage als Betriebseinnahmen steuerlich erfasst.

Anteile im Privatvermdgen (Steuerinléander)
Ausschuttungen
Ausschittungen des Fonds sind grundséatzlich steuerpflichtig.

Der Fonds erfiillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds, daher sind 30 Prozent der Ausschiit-
tungen steuerfrei.

Die steuerpflichtigen Ausschuttungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzuglich Solidaritatszu-
schlag und gegebenenfalls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der Anleger Steuerinlédnder ist und einen Freistellungsauf-
trag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile den aktuell geltenden Sparer-Pauschbetrag!® nicht Gberschreiten.

12 Der Sparer-Pauschbetrag betragt seit dem Jahr 2009 bei Einzelveranlagung 801,- Euro und bei Zusammenveranlagung
1.602,- Euro.
13 Der Sparer-Pauschbetrag betragt seit dem Jahr 2009 bei Einzelveranlagung 801,- Euro und bei Zusammenveranlagung
1.602,- Euro.
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Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fir Personen, die voraussichtlich nicht zur Einkommens-
steuer veranlagt werden (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend ,NV-Bescheinigung®).

Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile in einem inlandischen Depot, so nimmt die depotfiihrende Stelle als Zahl-
stelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem festgelegten Ausschiittungstermin ein in ausreichender H6he aus-
gestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt fiir die Dauer
von maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall erhalt der Anleger die gesamte Ausschiittung unge-
kiirzt gutgeschrieben.

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschiittungen des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den Basiser-
trag flr dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multiplikation des Riicknahmepreises des An-
teils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren Rendite &ffentli-
cher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten
und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzten Ricknahmepreis zuziglich der Ausschiittungen innerhalb des Kalen-
derjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert sich die Vorabpauschale um ein Zwélftel fir jeden vollen
Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des folgenden Kalender-
jahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsétzlich steuerpflichtig.

Der Fonds erfilllt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Aktienfonds, daher sind 30 Prozent der Vorabpau-
schalen steuerfrei.

Die steuerpflichtigen Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich Solidaritatszu-
schlag und gegebenenfalls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der Anleger Steuerinlander ist und einen Freistellungsauf-
trag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile den aktuell geltenden Sparer-Pauschbetrag'# nicht Gberschreiten.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fiir Personen, die voraussichtlich nicht zur Einkommens-
steuer veranlagt werden (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend ,NV-Bescheinigung®).

Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile in einem inlandischen Depot, so nimmt die depotfuhrende Stelle als Zahl-
stelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem Zuflusszeitpunkt ein in ausreichender Héhe ausgestellter Freistel-
lungsauftrag nach amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt fir die Dauer von maximal drei
Jahren erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall wird keine Steuer abgefihrt. Andernfalls hat der Anleger der inlandi-
schen depotfiihrenden Stelle den Betrag der abzuflihrenden Steuer zur Verfuigung zu stellen. Zu diesem Zweck darf die
depotfuhrende Stelle den Betrag der abzufiihrenden Steuer von einem bei ihr unterhaltenen und auf den Namen des
Anlegers lautenden Kontos ohne Einwilligung des Anlegers einziehen. Soweit der Anleger nicht vor Zufluss der Vorab-
pauschale widerspricht, darf die depotfiihrende Stelle insoweit den Betrag der abzufiihrenden Steuer von einem auf
den Namen des Anlegers lautenden Konto einziehen, wie ein mit dem Anleger vereinbarter Kontokorrentkredit fir dieses
Konto nicht in Anspruch genommen wurde. Soweit der Anleger seiner Verpflichtung, den Betrag der abzufuhrenden
Steuer der inlandischen depotfihrenden Stelle zur Verfiigung zu stellen, nicht nachkommt, hat die depotfiihrende Stelle
dies dem fir sie zustandigen Finanzamt anzuzeigen. Der Anleger muss in diesem Fall die Vorabpauschale insoweit in
seiner Einkommensteuererklarung angeben.

14 Der Sparer-Pauschbetrag betragt seit dem Jahr 2009 bei Einzelveranlagung 801,- Euro und bei Zusammenveranlagung
1.602,- Euro.
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VeraufRerungsgewinne auf Anlegerebene

Werden Anteile an dem Fonds nach dem 31. Dezember 2017 veraufert, unterliegt der Verau3erungsgewinn dem Ab-
geltungssatz von 25 Prozent. Dies gilt sowohl fur Anteile, die vor dem 01. Januar 2018 erworben wurden und die zum
31. Dezember 2017 als verauf3ert und zum 01. Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, als auch fiir nach dem
31. Dezember 2017 erworbene Anteile.

Der Fonds erfillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds, daher sind 30 Prozent der Verauf3e-
rungsgewinne steuerfrei.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die vor dem 01. Januar 2018 erworben wurden und die zum 31. Dezem-
ber 2017 als veraufRert und zum 01. Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, ist zu beachten, dass im Zeitpunkt der
tatsachlichen VerauRerung auch die Gewinne aus der zum 31. Dezember 2017 erfolgten fiktiven Verauf3erung zu ver-
steuern sind, falls die Anteile tatsachlich nach dem 31. Dezember 2008 erworben worden sind.

Sofern die Anteile in einem inlandischen Depot verwahrt werden, nimmt die depotfihrende Stelle den Steuerabzug
unter Beriicksichtigung etwaiger Teilfreistellungen vor. Der Steuerabzug von 25 Prozent (zuziiglich Solidaritatszuschlag
und gegebenenfalls Kirchensteuer) kann durch die Vorlage eines ausreichenden Freistellungsauftrags bzw. einer NV-
Bescheinigung vermieden werden. Werden solche Anteile von einem Privatanleger mit Verlust verduf3ert, dann ist der
Verlust mit anderen positiven Einkiinften aus Kapitalvermdgen verrechenbar. Sofern die Anteile in einem inlandischen
Depot verwahrt werden und bei derselben depotfiihrenden Stelle im selben Kalenderjahr positive Einkiinfte aus Kapi-
talvermdgen erzielt wurden, nimmt die depotfiihrende Stelle die Verlustverrechnung vor.

Bei einer VerauRRerung der vor dem 01. Januar 2009 erworbenen Fondsanteile nach dem 31. Dezember 2017 ist der
Gewinn, der nach dem 31. Dezember 2017 entsteht, bei Privatanlegern grundsétzlich bis zu einem Betrag von 100.000
Euro steuerfrei. Dieser Freibetrag kann nur in Anspruch genommen werden, wenn diese Gewinne gegeniiber dem fur
den Anleger zustandigen Finanzamt erklart werden.

Bei der Ermittlung des VeraufRerungsgewinns ist der Gewinn um die wahrend der Besitzzeit angesetzten Vorabpau-
schalen zu mindern.

Anteile im Betriebsvermdgen (Steuerinlander)
Erstattung der Kérperschaftsteuer des Fonds

Die auf Fondsebene angefallene Kdrperschaftsteuer kann dem Fonds zur Weiterleitung an einen Anleger erstattet wer-
den, soweit der Anleger eine inlandische Kdrperschaft, Personenvereinigung oder Vermdgensmasse ist, die nach der
Satzung, dem Stiftungsgeschéaft oder der sonstigen Verfassung und nach der tatschlichen Geschaftsfihrung aus-
schlieRlich und unmittelbar gemeinnttzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecken dient oder eine Stiftung des 6&ffentli-
chen Rechts, die ausschlieRlich und unmittelbar gemeinnitzigen oder mildtatigen Zwecken dient, oder eine juristische
Person des offentlichen Rechts ist, die ausschlie3lich und unmittelbar kirchlichen Zwecken dient; dies gilt nicht, wenn
die Anteile in einem wirtschaftlichen Geschéftsbetrieb gehalten werden. Dasselbe gilt fur vergleichbare ausléndische
Anleger mit Sitz und Geschéftsleitung in einem Amts- und Beitreibungshilfe leistenden auslandischen Staat.

Voraussetzung hierfir ist, dass ein solcher Anleger einen entsprechenden Antrag stellt und die angefallene Korper-
schaftsteuer anteilig auf seine Besitzzeit entféllt. Zudem muss der Anleger seit mindestens drei Monaten vor dem Zu-
fluss der kérperschaftsteuerpflichtigen Ertrage des Fonds zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentimer der Anteile
sein, ohne dass eine Verpflichtung zur Ubertragung der Anteile auf eine andere Person besteht. Ferner setzt die Erstat-
tung im Hinblick auf die auf der Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer auf deutsche Dividenden und Ertrage aus
deutschen eigenkapitaldhnlichen Genussrechten im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und deutsche eigen-
kapitaldhnliche Genussrechte vom Fonds als wirtschaftlichem Eigentiimer ununterbrochen 45 Tage innerhalb von 45
Tagen vor und nach dem Félligkeitszeitpunkt der Kapitalertrdge gehalten wurden und in diesen 45 Tagen ununterbro-
chen Mindestwertdnderungsrisiken i.H.v. 70 Prozent bestanden.
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Dem Antrag sind Nachweise Uber die Steuerbefreiung und ein von der depotfiihrenden Stelle ausgestellter Investmen-
tanteil-Bestandsnachweis beizufiigen. Der Investmentanteil-Bestandsnachweis ist eine nach amtlichen Muster erstellte
Bescheinigung Uiber den Umfang der durchgehend wahrend des Kalenderjahres vom Anleger gehaltenen Anteile sowie
den Zeitpunkt und Umfang des Erwerbs und der VeraufRerung von Anteilen wahrend des Kalenderjahres.

Die auf Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer kann dem Fonds ebenfalls zur Weiterleitung an einen Anleger
erstattet werden, soweit die Anteile an dem Fonds im Rahmen von Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrdgen gehalten
werden, die nach dem Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetz zertifiziert wurden. Dies setzt voraus, dass der An-
bieter eines Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrags dem Fonds innerhalb eines Monats nach dessen Geschéftsjah-
resende mitteilt, zu welchen Zeitpunkten und in welchem Umfang Anteile erworben oder verduRRert wurden.

Eine Verpflichtung des Fonds bzw. der Gesellschaft, sich die entsprechende Korperschaftsteuer zur Weiterleitung an
den Anleger erstatten zu lassen, besteht nicht.

Aufgrund der hohen Komplexitat der Regelung erscheint die Hinzuziehung eines steuerlichen Beraters sinnvoll.

Ausschittungen
Ausschiittungen des Fonds sind grundsatzlich einkommen- bzw. kérperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig.

Der Fonds erfiillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds, daher sind 60 Prozent der Ausschiit-
tungen steuerfrei fiir Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent fiir Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile
von natirlichen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fir steuerpflichtige Kérperschaften sind generell 80
Prozent der Ausschittungen steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und 40 Prozent fir Zwecke der Gewerbe-
steuer. Fir Kérperschaften, die Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen die Anteile den
Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen
sind oder von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 30
Prozent der Ausschittungen steuerfrei fiir Zwecke der Kdérperschaftsteuer und 15 Prozent fur Zwecke der Gewerbe-
steuer.

Die Ausschittungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich Solidaritéatszuschlag).

Da der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds erfullt, wird beim Steuerabzug die Teilfreistellung
von 30 Prozent bericksichtigt.

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschiittungen des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den Basiser-
trag fur dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multiplikation des Riicknahmepreises des An-
teils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren Rendite 6ffentli-
cher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten
und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzten Ricknahmepreis zuzuglich der Ausschittungen innerhalb des Kalen-
derjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert sich die Vorabpauschale um ein Zwdlftel fir jeden vollen
Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des folgenden Kalender-
jahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsatzlich einkommen- bzw. kérperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig.
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Der Fonds erfillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Aktienfonds, daher sind 60 Prozent der Vorabpau-
schalen steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile
von natlrlichen Personen im Betriebsvermdgen gehalten werden. Fir steuerpflichtige Kdrperschaften sind generell 80
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei fiir Zwecke der Korperschaftsteuer und 40 Prozent fir Zwecke der Gewerbe-
steuer. Fir Korperschaften, die Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen die Anteile den
Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen
sind oder von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 30
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei fiir Zwecke der Korperschaftsteuer und 15 Prozent fir Zwecke der Gewerbe-
steuer.

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziiglich Solidaritatszuschlag).

Da der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds erfillt, wird beim Steuerabzug die Teilfreistellung
von 30 Prozent beriicksichtigt.

Veraulerungsgewinne auf Anlegerebene

Gewinne aus der VeraufRerung der Anteile unterliegen grundsatzlich der Einkommen- bzw. Kérperschaftsteuer und der
Gewerbesteuer. Bei der Ermittlung des VeraufRerungsgewinns ist der Gewinn um die wahrend der Besitzzeit angesetz-
ten Vorabpauschalen zu mindern.

Der Fonds erfillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds, daher sind 60 Prozent der VerauRle-
rungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent fiir Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die
Anteile von natirlichen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fir steuerpflichtige Kérperschaften sind ge-
nerell 80 Prozent der VerauRerungsgewinne steuerfrei fiir Zwecke der Koérperschaftsteuer und 40 Prozent fir Zwecke
der Gewerbesteuer. Fir Kérperschaften, die Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen die
Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch
zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden,
sind 30 Prozent der VerauRerungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Kdrperschaftsteuer und 15 Prozent fir Zwecke
der Gewerbesteuer.

Die Gewinne aus der VerauRerung der Anteile unterliegen i.d.R. keinem Steuerabzug.

Negative steuerliche Ertrage

Eine direkte Zurechnung der negativen steuerlichen Ertrdge auf den Anleger ist nicht méglich.

Abwicklungsbesteuerung

Wahrend der Abwicklung des Fonds gelten Ausschiittungen nur insoweit als Ertrag, wie in ihnen der Wertzuwachs eines
Kalenderjahres enthalten ist.

Steuerauslander

Verwahrt ein Steuerauslander die Fondsanteile im Depot bei einer inlandischen depotfuhrenden Stelle, wird vom Steu-
erabzug auf Zinsen, zinséhnliche Ertrage, Wertpapierverduf3erungsgewinne, Termingeschéaftsgewinne und auslandi-
sche Dividenden Abstand genommen, sofern er seine steuerliche Auslandereigenschaft nachweist. Sofern die Auslan-
dereigenschaft der depotfihrenden Stelle nicht bekannt bzw. nicht rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der ausléandische
Anleger gezwungen, die Erstattung des Steuerabzugs entsprechend der Abgabenordnung zu beantragen. Zustandig
ist das fir die depotfihrende Stelle zustandige Finanzamt.
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Solidaritatszuschlag

Auf den bei Ausschittungen oder Thesaurierungen abzufiihrenden Steuerabzug ist ein Solidaritatszuschlag in Hohe
von 5,5 Prozent zu erheben. Der Solidaritatszuschlag ist bei der Einkommensteuer und Koérperschaftsteuer anrechen-
bar.

Kirchensteuer

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer inlandischen depotfiihrenden Stelle (Abzugsverpflichteter) durch den
Steuerabzug erhoben wird, wird die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz der Religionsge-
meinschatft, der der Kirchensteuerpflichtige angehort, regelmafig als Zuschlag zum Steuerabzug erhoben. Die Abzugs-
fahigkeit der Kirchensteuer als Sonderausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd berticksichtigt.

Auslandische Quellensteuer

Auf die auslandischen Ertrage des Fonds wird teilweise in den Herkunftslandern Quellensteuer einbehalten. Diese
Quellensteuer kann bei den Anlegern nicht steuermindernd beriicksichtigt werden.

Folgen der Verschmelzung von Sondervermdgen

In den Fallen der Verschmelzung eines inlandischen Sondervermdgens auf ein anderes inlandisches Sondervermégen
kommt es weder auf der Ebene der Anleger noch auf der Ebene der beteiligten Sondervermdgen zu einer Aufdeckung
von stillen Reserven, d.h. dieser Vorgang ist steuerneutral. Das Gleiche gilt fiir die Ubertragung aller Vermdgensgegen-
stande eines inlandischen Sondervermdgens auf eine inlandische Investmentaktiengesellschaft mit veranderlichem Ka-
pital oder ein Teilgesellschaftsvermdgen einer inlandischen Investmentaktiengesellschaft mit veranderlichem Kapital.
Erhalten die Anleger des libertragenden Sondervermdgens eine im Verschmelzungsplan vorgesehene Barzahlung, ist
diese wie eine Ausschiittung zu behandeln.

Automatischer Informationsaustausch in Steuersachen

Die Bedeutung des automatischen Austauschs von Informationen zur Bekampfung von grenziiberschreitendem Steu-
erbetrug und grenzuberschreitender Steuerhinterziehung hat auf internationaler Ebene in den letzten Jahren stark zu-
genommen. Die OECD hat daher im Auftrag der G20 in 2014 einen globalen Standard fur den automatischen Informa-
tionsaustausch Uber Finanzkonten in Steuersachen veréffentlicht (Common Reporting Standard, im Folgenden "CRS").
Der CRS wurde von mehr als 90 Staaten (teilnehmende Staaten) im Wege eines multilateralen Abkommens vereinbart.
Auf3erdem wurde er Ende 2014 mit der Richtlinie 2014/107/EU des Rates vom 09. Dezember 2014 in die Richtlinie
2011/16/EU bezuglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung
integriert. Die teilnehmenden Staaten (alle Mitgliedstaaten der EU sowie etliche Drittstaaten) wenden den CRS grund-
sétzlich ab 2016 mit Meldepflichten ab 2017 an. Lediglich einzelnen Staaten (z.B. Osterreich und die Schweiz) wird es
gestattet, den CRS ein Jahr spater anzuwenden. Deutschland hat den CRS mit dem Finanzkonten-Informationsaus-
tauschgesetz vom 21. Dezember 2015 in deutsches Recht umgesetzt und wendet diesen ab 2016 an.

Mit dem CRS werden meldende Finanzinstitute (im Wesentlichen Kreditinstitute) dazu verpflichtet, bestimmte Informa-
tionen uber ihre Kunden einzuholen. Handelt es sich bei den Kunden (naturliche Personen oder Rechtstréager) um in
anderen teilnehmenden Staaten ansassige meldepflichtige Personen (dazu z&hlen nicht z.B. bérsennotierte Kapitalge-
sellschaften oder Finanzinstitute), werden deren Konten und Depots als meldepflichtige Konten eingestuft. Die melden-
den Finanzinstitute werden dann fir jedes meldepflichtige Konto bestimmte Informationen an ihre Heimatsteuerbehérde
Ubermitteln. Diese bermittelt die Informationen dann an die Heimatsteuerbehdrde des Kunden.
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Bei den zu Ubermittelnden Informationen handelt es sich im Wesentlichen um die personlichen Daten des meldepflich-
tigen Kunden (Name; Anschrift; Steueridentifikationsnummer; Geburtsdatum und Geburtsort (bei natirlichen Personen);
Ansassigkeitsstaat) sowie um Informationen zu den Konten und Depots (z.B. Kontonummer; Kontosaldo oder Konto-
wert; Gesamtbruttobetrag der Ertrage wie Zinsen, Dividenden oder Ausschiittungen von Investmentfonds); Gesamtbrut-
toerlose aus der VerauRerung oder Riickgabe von Finanzvermégen (einschliellich Fondsanteilen).

Konkret betroffen sind folglich meldepflichtige Anleger, die ein Konto und/oder Depot bei einem Kreditinstitut unterhal-
ten, das in einem teilnehmenden Staat ansassig ist. Daher werden deutsche Kreditinstitute Informationen tiber Anleger,
die in anderen teilnehmenden Staaten ansassig sind, an das Bundeszentralamt fiir Steuern melden, das die Informati-
onen an die jeweiligen Steuerbehorden der Ansassigkeitsstaaten der Anleger weiterleiten. Entsprechend werden Kre-
ditinstitute in anderen teilnehmenden Staaten Informationen Gber Anleger, die in Deutschland anséssig sind, an ihre
jeweilige Heimatsteuerbehodrde melden, die die Informationen an das Bundeszentralamt fiir Steuern weiterleiten. Zuletzt
ist es denkbar, dass in anderen teilnehmenden Staaten ansassige Kreditinstitute Informationen tber Anleger, die in
wiederum anderen teilnehmenden Staaten ansassig sind, an ihre jeweilige Heimatsteuerbehérde melden, die die Infor-
mationen an die jeweiligen Steuerbehdrden der Ansassigkeitsstaaten der Anleger weiterleiten.

Foreign Account Tax Compliance Act

Mit dem Foreign Account Tax Compliance Act (,FATCA”) soll die Steuerhinterziehung durch in den USA unbeschrankt
steuerpflichtige Personen verhindert werden, indem nicht US-amerikanische Finanzinstitute verpflichtet werden, der
US-amerikanischen Finanzverwaltung (Internal Revenue Service) steuerliche Informationen tiber Finanzkonten von US-
Personen zur Verfligung zu stellen. Nicht US-amerikanische Finanzinstitute, die dieser Verpflichtung nicht nach, wird
von Zahlungen aus US-Quellen und bestimmten BruttoverdufRerungserlésen eine Strafsteuer in Héhe von 30 Prozent
einbehalten.

Die Bundesrepublik Deutschland und die USA haben sich am 31. Mai 2013 in einem zwischenstaatlichen Abkommen
(FATCA-Abkommen) darauf verstandigt, durch gegenseitigen Informationsaustausch tiber Finanzkonten (mit US-Bezug
bzw. mit Bezug zu Deutschland) eine effektive Besteuerung sicherzustellen. Durch das Abkommen verpflichten sich
beide Vertragsparteien, die vereinbarten Daten von Finanzinstituten zu erheben und regelmafig automatisch auszu-
tauschen.

Die FATCA-USA-UmsV (FATCA-USA-Umsetzungsverordnung) regelt die Erhebung der erforderlichen Daten durch die
Finanzinstitute und deren Ubermittlungsform. Meldende deutsche Finanzinstitute sind verpflichtet, sich bei der US-Fi-
nanzbehdorde zu registrieren und die zu erhebenden Daten zu US-amerikanischen meldepflichtigen Konten an das Bun-
deszentralamt fir Steuern zu melden. Das Bundeszentralamt fiir Steuern leitet die Daten an die US-Finanzbehdrde
weiter.

Der Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen ist nach den Bestimmungen des FATCA-Abkommens ein deutsches Finan-
zinstitut. Er ist jedoch derzeit nicht selbst verpflichtet, steuerliche Daten tGiber bestimmte US-Anleger zu erheben und an
das Bundeszentralamt fiir Steuern zu Gbermitteln, da er der Aufsicht durch das BaFin unterliegt, die Anteile in Sam-
melurkunden verbrieft sind, diese bei einer Wertpapiersammelbank verwahrt werden und der Erwerb der Anteile nur bei
Depotverwahrung mdglich ist.

Anleger sollten jedoch beachten, dass die depotfiihrenden Banken entweder nach einem zwischen dem Sitzstaat der
depotfuhrenden Bank geschlossenen FATCA-Abkommen oder aufgrund eines mit den US-Finanzbehdrden abge-
schlossenen Vertrags verpflichtet sind, steuerliche Daten zu erheben und Informationen in Bezug auf bestimmte US-
amerikanische Konten entweder tber die nationalen Steuerbehdrden oder direkt an die US-Finanzbehorden zu melden.
Sofern die depotfihrende Bank aul3erhalb eines Staats mit einem FATCA-Abkommen ansassig ist, sollten die Anleger
prufen, ob die depotfilhrende Bank einen entsprechenden Vertrag mit den US-Finanzbehdrden unterhélt oder aus an-
deren Griinden FATCA-konform ist.

In Bezug auf die Anwendung der FATCA-Bestimmungen fir ihre persoénlichen Umsténde sollten sich Anleger an ihren
steuerlichen Berater wenden.
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Mit der Prifung des Fonds und des Jahresberichts ist die Wirtschaftspriifungsgesellschaft KPMG AG Wirtschaftspri-
fungsgesellschaft (The Squaire, Am Flughafen, D-60549 Frankfurt am Main, Deutschland) beauftragt.

Der Wirtschaftspriifer prift den Jahresbericht des Fonds. Das Ergebnis der Priifung hat der Wirtschaftspriifer in einem
besonderen Vermerk zusammenzufassen; der Vermerk ist in vollem Wortlaut im Jahresbericht wiederzugeben. Bei der
Prifung hat der Wirtschaftsprifer auch festzustellen, ob bei der Verwaltung des Fonds die Vorschriften des KAGB sowie
die Bestimmungen der Anlagebedingungen beachtet worden sind. Der Wirtschaftspriifer hat den Bericht tiber die Prii-
fung des Fonds bei der BaFin einzureichen.

Unternehmen, die von der Gesellschaft ausgelagerte Funktionen Gbernehmen, sind unter Gliederungspunkt ,Auslage-
rung“ dargestellt. Dartiber hinaus hat die Gesellschaft folgende Dienstleister beauftragt:

e Anlageberater: Shareholder Value Management AG (Neue Mainzer Strale 1, D-60311 Frankfurt am Main,
Deutschland) fir Rechnung und unter der Haftung des Unternehmens NFS Netfonds Financial Service GmbH
(Heidenkampsweg 73, D-20097 Hamburg, Deutschland).®

Durch die Beauftragung der Verwahrstelle ist sichergestellt, dass die Anleger die Ausschittungen erhalten und dass
Anteile zuriickgenommen werden. Die in diesem Verkaufsprospekt erwéhnten Anlegerinformationen kénnen auf dem
im Abschnitt ,Grundlagen — Verkaufsunterlagen und Offenlegung von Informationen* angegebenen Wege bezogen wer-
den. Daruber hinaus sind diese Unterlagen auch bei der Verwahrstelle zu erhalten.

15 Der gebundene Agent Shareholder Value Management AG erbringt die Anlageberatung gemaR §2 Abs. 10 des Kre-
ditwesengesetzes fir Rechnung und unter Haftung des Unternehmen NFS Netfonds Financial Service GmbH (Heiden-
kampsweg 73, D-20097 Hamburg, Deutschland). Grundlage hierfir ist ein zwischen dem haftenden Unternehmen und der
Verwaltungsgesellschaft geschlossener Vertrag uber die Anlageberatung. Dieser kann von beiden Vertragsparteien ge-
kundigt werden, wodurch auch der gebundene Agent keine Anlageberatung mehr gegentiber der Verwaltungsgesellschaft
bzw. dem Portfoliomanager erbringt.
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Anteilklasse T AOM8HD
Anteilklasse A ALISWP
Anteilklasse TI Al12BPP
Anteilklasse Al A12BPQ
Anteilklasse C A2N5MA
Anteilklasse S A23J22
Anteilklasse CHF A2N66D
Anteilklasse XL A2P1AS
Anteilklasse T DEOOOAOM8HD2
Anteilklasse A DEOOOA1ISWP1
Anteilklasse TI DEOOOA12BPP4
Anteilklasse Al DEOOOA12BPQ2
Anteilklasse C DEOOOA2N5MAL
Anteilklasse S DEO00A2JJ222
Anteilklasse CHF DEOOOA2N66D4
Anteilklasse XL DEOOOA2P1ASS5
Euro
Anteilklasse T Euro
Anteilklasse A Euro
Anteilklasse TI Euro
Anteilklasse Al Euro
Anteilklasse C Euro
Anteilklasse S Euro

Anteilklasse CHF6
Anteilklasse XL

Schweizer Franken
Euro

Anteilklasse T EUR 50,-
Anteilklasse A EUR 100,-
Anteilklasse Tl EUR 100,-
Anteilklasse Al EUR 100,-
Anteilklasse C7 EUR 100.000,-
Anteilklasse S EUR 100.000,-
Anteilklasse CHF CHF 100,-
Anteilklasse XL EUR 1.000,-

16 Bei der Anteilklasse CHF handelt es sich um eine wahrungsgesicherte Anteilklasse. Nahere Informationen sind im Ab-
schnitt ,Vermdgensgesgenstande®, Unterabschnitt ,Wahrungsgesicherte Anteilklassen® enthalten.
17 Mit Wirkung zum 23. November 2018 wurde ein Anteilsplit (1:1.000) durchgefiihrt.
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Anteilklasse T
Anteilklasse A
Anteilklasse TI
Anteilklasse Al
Anteilklasse C
Anteilklasse S

Anteilklasse CHF

Anteilklasse XL

Anteilklasse T
Anteilklasse A
Anteilklasse TI
Anteilklasse Al
Anteilklasse C
Anteilklasse S

Anteilklasse CHF

Anteilklasse XL

Anteilklasse T
Anteilklasse A
Anteilklasse TI
Anteilklasse Al
Anteilklasse C
Anteilklasse S

Anteilklasse CHF

Anteilklasse XL

Anteilklasse T
Anteilklasse A
Anteilklasse TI
Anteilklasse Al
Anteilklasse C
Anteilklasse S

Anteilklasse CHF

Anteilklasse XL

Anteilklasse T
Anteilklasse A
Anteilklasse TI
Anteilklasse Al
Anteilklasse C
Anteilklasse S

Anteilklasse CHF

Anteilklasse XL

18 Die Verwaltungsgesellschaft kann in eigenem Ermessen von dem Mindestanlagesumme abweichen.

15. Januar 2008
15. Méarz 2013

30. Dezember 2014
30. Dezember 2014
08. Oktober 2018
08. Oktober 2018
15. April 2019

01. April 2020

ausschuttend (einmal pro Jahr)
ausschuttend (zweimal pro Jahr)
ausschuttend (einmal pro Jahr)
ausschuttend (zweimal pro Jahr)
thesaurierend

ausschuttend (zweimal pro Jahr)
thesaurierend

ausschittend

bis zu 5 Prozent
bis zu 5 Prozent
keiner
keiner
keiner
keiner
bis zu 5 Prozent
keiner

keiner
keiner
keiner
keiner
keiner
keiner
keiner
keiner

keine
keine
keine
keine
keine
EUR 50.000,-
keine
EUR 10.000.000,-



Anteilklasse T
Anteilklasse A
Anteilklasse TI
Anteilklasse Al
Anteilklasse C
Anteilklasse S
Anteilkasse CHF
Anteilklasse XL

Anteilklasse C

Anteilklasse A, T, S, Al, TI, CHF und
XL

Die erfolgsabhangige Vergitung
wird von der Gesellschaft an NFS
Netfonds Financial Service GmbH
weitergeleitet.

bis zu 1,35 Prozent p.a. (aktuell: bis zu 1,25 Prozent p.a.)
bis zu 1,35 Prozent p.a. (aktuell: bis zu 1,25 Prozent p.a.)
bis zu 1,35 Prozent p.a. (aktuell: bis zu 0,95 Prozent p.a.)
bis zu 1,35 Prozent p.a. (aktuell: bis zu 0,95 Prozent p.a.)
bis zu 1,35 Prozent p.a. (aktuell: bis zu 1,25 Prozent p.a.)
bis zu 1,35 Prozent p.a. (aktuell: bis zu 0,95 Prozent p.a.)
bis zu 1,35 Prozent p.a. (aktuell: bis zu 1,25 Prozent p.a.)
bis zu 1,35 Prozent p.a. (aktuell: bis zu 0,55 Prozent p.a.)

bis zu 0,03 Prozent p.a.

Keine

Die Gesellschaft kann fiir die Verwaltung des Sondervermdégens zusétzlich zu den
Vergltungen gem. Ziffer 1.a je ausgegebenen Anteil eine erfolgsabhéangige Ver-
giitung in H6he von bis zu 15 Prozent des Betrages erhalten, um den der Anteil-
wert am Ende einer Abrechnungsperiode den Hochststand des Anteilwertes am
Ende der vorangegangenen finf Abrechnungsperioden Ubersteigt (,High Water
Mark*“), dies allerdings nur, soweit der Anteilwert am Ende einer Abrechnungspe-
riode dariiber hinaus den Anteilwert am Anfang der Ab-rechnungsperiode um 8
Prozent Gbersteigt ("Hurdle Rate") und jedoch insgesamt héchstens bis zu 5 Pro-
zent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermdégens in der Ab-
rechnungsperiode, der aus den bewertungstaglichen Werten innerhalb der Ab-
rechnungsperiode errechnet wird. Existieren fir das Sondervermégen weniger als
finf vorangegangene Abrechnungsperioden, so werden bei der Berechnung des
Vergutungsanspruchs alle vorangegangenen Abrechnungsperioden bertcksich-
tigt. In der ersten Abrechnungsperiode nach Auflegung des Sondervermdogens tritt
an die Stelle der High Water Mark der Anteilwert zu Beginn der ersten Abrech-
nungsperiode.

Die Abrechnungsperiode beginnt am 01. Januar und endet am 31. Dezember ei-
nes Kalenderjahres. Die erste Abrechnungsperiode beginnt mit der Auflegung des
Sondervermdgens und endet erst am zweiten 31. Dezember, der der Auflegung
folgt.

Die Anteilwertentwicklung ist nach der BVl Methode zu berechnen.

Entsprechend dem Ergebnis einer taglichen Berechnung wird eine rechnerisch
angefallene erfolgsabhangige Vergutung im Sondervermdgen je ausgegebenen
Anteil zurlickgestellt oder eine bereits gebuchte Riickstellung entsprechend auf-
geldst. Aufgeldste Rickstellungen fallen dem Sondervermdégen zu. Eine erfolgs-
abhéangige Vergltung kann nur entnommen werden, soweit entsprechende Ruck-
stellungen gebildet wurden.
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Diese Informationen richten sich an Investoren und potentielle Erwerber in der Republik Osterreich, indem sie den
Verkaufsprospekt mit Bezug auf den derzeitigen 6ffentlichen Vertrieb des Fonds in der Republik Osterreich préazisieren
und erganzen.

Zahl- und Informationsstelle in Osterreich fur in Osterreich dffentlich vertriebene Fondsanteile:

Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG
Am Belvedere 1
A-1100 Wien

Rucknahmeantrage fir Anteile des in Osterreich vertriebenen Fonds kénnen bei der dsterreichischen Zahlstelle einge-
reicht werden. Diese wird dann auch die Abwicklung und die Auszahlung des Riicknahmpreises in Zusammenarbeit mit
der Kapitalanlagegesellschaft und der Verwahrstelle vornehmen.

Der Verkaufsprospekt, die Anlagebedingungen, die Jahres- und Halbjahresberichte sowie die wesentlichen Anlegerin-
formationen sind bei der 6sterreichischen Zahl- und Informationsstelle kostenlos erhéltlich. Ausgabe- und Ricknahme-
preise der Anteile des Fonds sowie sonstige Informationen, insbesondere Mitteilungen an die Anleger, werden taglich
auf der Internetseite der Kapitalanlagegesellschaft www.axxion.de veréffentlicht und sind auch bei der dsterreichischen
Zahl- und Informationsstelle sowie bei der Kapitalanlagegesellschaft erhéltlich.

Steuerlicher Vertreter in Osterreich:
Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG
Am Belvedere 1
A-1100 Wien
Besteuerung:
Bitte beachten Sie, dass die Besteuerung nach dsterreichischem Recht wesentlich von der in diesem Verkaufsprospekt

dargelegten steuerlichen Situation abweichen kann. Anteilinhaber und interessierte Personen sollten ihren Steuerbera-
ter bezuglich der auf ihre Anteilsbestande falligen Steuern konsultieren.
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Diese Informationen richten sich an Investoren und potentielle Erwerber in Luxemburg, indem sie den Verkaufsprospekt
mit Bezug auf den derzeitigen 6ffentlichen Vertrieb des Fonds in Luxemburg prazisieren und erganzen.

Fir in Luxemburg offentlich vertriebene Fondsanteile agiert als Zahl- und Informationsstelle gemaR den andwendbaren
gesetzlichen und regulatorischen Bestimmungen in Luxemburg:

Hauck & Aufhauser Privatbankiers, AG
Niederlassung Luxemburg

1c, rue Gabriel Lippmann

L-5365 Munsbach

Ricknahmeantrage fir Anteile des in Luxemburg vertriebenen Fonds kénnen bei der luxemburger Zahistelle eingereicht
werden. Diese wird dann auch die Abwicklung und die Auszahlung des Riicknahmpreises in Zusammenarbeit mit der
Kapitalanlagegesellschaft und der Verwahrstelle vornehmen.

Der Verkaufsprospekt, die Anlagebedingungen, die Jahres- und Halbjahresberichte sowie die wesentlichen Anlegerin-
formationen kénnen bei der luxemburger Zahl- und Informationsstelle angefragt werden. Ausgabe- und Riicknahme-
preise der Anteile des Fonds sowie sonstige Informationen, insbesondere Mitteilungen an die Anleger, werden téglich
auf der Internetseite der Kapitalanlagegesellschaft www.axxion.de veréffentlicht und kénnen ebenfalls bei der lurxem-
burger Zahl- und Informationsstelle angefragt werden.
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Vertreter

Der Vertreter in der Schweiz ist ACOLIN Fund Services AG, Leutschenbachstrasse 50, CH-8050 Zrich.

Zahlstelle

Die Zahlstelle in der Schweiz ist die InCore Bank AG, Fonds/Zahlstellen, Stauffacherstrasse 41, CH-8036 Zrich.

Bezugsort der maRgebenden Dokumente

Die maRRgebenden Dokumente wie der Verkaufsprospekt, die wesentlichen Informationen fir den Anleger, die Vertrags-
bedigungen sowie der aktuelle Jahres- und Halbjahresbericht kénnen kostenlos bei dem Vertreter in der Schweiz be-
zogen werden.

Publikationen

Die den Anlagefonds betreffenden Publikationen erfolgen in der Schweiz auf der elektronischen Plattform der "fundinfo
AG* (www.fundinfo.com). In diesem Publikationsorgan werden insbesondere wesentliche Mitteilungen an die Anteils-
eigner wie wichtige Anderungen am Verkaufsprospekt sowie die Liquidation des Anlagefonds verdffentlicht.

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise bzw. der Inventarwert mit dem Hinweis ,exklusive Kommissionen* aller Anteilklas-
sen werden taglich auf "fundinfo AG* (www.fundinfo.com) publiziert.

Zahlung von Retrozessionen und Rabatten

Der Anlagefonds bzw. die Verwaltungsgesellschaft sowie deren Beauftragte kdnnen Retrozessionen zur Entschédigung
der Vertriebstatigkeit von Fondsanteilen in oder von der Schweiz aus bezahlen.

Diese Entschédigung gilt fiir jedes Anbieten und jedes Werben fiir den Anlagefonds, einschlief3lich jeder Art von Tétig-
keit, welche auf den Verkauf des Anlagefonds abzielt, wie insbesondere die Organisation von Roadshows, die Teil-
nahme an Messen und Veranstaltungen, die Herstellung von Marketingmaterial, die Schulung von Vertriebspartnern,
etc..

Retrozessionen gelten nicht als Rabatte auch wenn sie ganz oder teilweise letztendlich an die Anleger weitergeleitet
werden.

Die Empfénger der Retrozessionen gewahrleisten eine transparente Offenlegung und informieren den Anleger von sich
aus kostenlos Uber die Hohe der Entschadigungen, die sie fur den Vertrieb erhalten kénnten.

Auf Anfrage legen die Empfanger der Retrozessionen die effektiv erhaltenen Betrdge, welche sie fir den Vertrieb des
Anlagefonds dieser Anleger erhalten, offen.

Der Anlagefonds bzw. die Verwaltungsgesellschaft sowie deren Beauftrage bezahlen im Vertrieb in oder von der
Schweiz aus keine Rabatte, um die auf den Anleger entfallenden, dem Fonds belasteten Gebuhren und Kosten zu
reduzieren.

Erfullungsort und Gerichtsstand

Mit Bezug auf die in und von der Schweiz aus vertriebenen Fondsanteile sind Erfillungsort und Gerichtsstand am Sitz
des Vertreters in der Schweiz begriindet.
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Sprache

Fir das Rechtsverhaltnis zwischen dem Anlagefonds und den Anlegern in der Schweiz ist die deutsche Fassung des
ausflhrlichen Verkaufsprospektes maRgebend.
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Anlagebedingungen

Allgemeine Anlagebedingungen flr
OGAW-Sondervermdgen

- Keine Umbrella-Konstruktion nach § 96 KAGB -

Allgemeine Anlagebedingungen zur Regelung des Rechtsverhéltnisses zwischen den Anlegern und der
Axxion S.A. (Grevenmacher, Luxemburg), (,Gesellschaft®) fur die von der Gesellschaft verwalteten Sonder-
vermogen gemafl der OGAW-Richtlinie, die nur in Verbindung mit den fir das jeweilige OGAW-Sonderver-
modgen aufgestellten ,Besonderen Anlagebedingungen® gelten.
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Die Gesellschaft ist eine EU-OGAW-Verwaltungsgesellschaft mit Sitz in Luxemburg und unterliegt der Aufsicht der
Commission de Surveillance du Secteur Financier (,CSSF*), Luxemburg.

Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld im eigenen Namen fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger
nach dem Grundsatz der Risikomischung in den nach dem KAGB zugelassenen Vermdgensgegenstanden geson-
dert vom eigenen Vermogen in Form eines OGAW-Sondervermogens an. Uber die sich hieraus ergebenden Rechte
der Anleger werden Sammelurkunden ausgestellt.

Das OGAW-Sondervermdgen unterliegt der Aufsicht der Bundesanstalt fuir Finanzdienstleistungsaufsicht (“Bundes-
anstalt”) Uber Vermdgen zur gemeinschaftlichen Kapitalanlage nach MalRgabe des KAGB. Der Geschaftszweck
des OGAW-Sondervermogens ist auf die Kapitalanlage gemaR einer festgelegten Anlagestrategie im Rahmen einer
kollektiven Vermdgensverwaltung mittels der bei ihm eingelegten Mittel beschrankt; eine operative Tatigkeit und
eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung der gehaltenen Vermdgensgegenstande ist ausgeschlossen.

Das Rechtsverhaltnis zwischen Gesellschaft und dem Anleger richtet sich nach den Allgemeinen Anlagebedingun-
gen (AABen) und Besonderen Anlagebedingungen (BABen) des OGAW-Sondervermdgens und dem KAGB.

Die Gesellschaft bestellt fir das OGAW-Sondervermdgen ein Kreditinstitut als Verwahrstelle; die Verwahrstelle
handelt unabhéngig von der Gesellschaft und ausschlieRlich im Interesse der Anleger.

Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach dem mit der Gesellschaft geschlossenen Verwahr-
stellenvertrag, nach dem KAGB und den Anlagebedingungen.

Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach MaRgabe des § 73 KAGB auf ein anderes Unternehmen (Unterver-
wabhrer) auslagern. Naheres hierzu enthélt der Verkaufsprospekt.

Die Verwahrstelle haftet gegeniiber dem OGAW-Sondervermdgen oder gegeniiber den Anlegern fiir das Abhan-
denkommen eines verwahrten Finanzinstrumentes im Sinne des 8§ 72 Absatz 1 Nr. 1 KAGB durch die Verwabhrstelle
oder durch einen Unterverwahrer, dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten nach § 73 Absatz 1 KAGB uber-
tragen wurde. Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass das Abhandenkommen auf auf3ere
Ereignisse zuriickzufihren ist, deren Konsequenzen trotz aller angemessenen Gegenmafinahmen unabwendbar
waren. Weitergehende Anspruche, die sich aus den Vorschriften des biirgerlichen Rechts auf Grund von Vertragen
oder unerlaubten Handlungen ergeben, bleiben unberihrt. Die Verwahrstelle haftet auch gegeniiber dem OGAW -
Sondervermdgen oder den Anlegern fur sémtliche sonstigen Verluste, die diese dadurch erleiden, dass die Ver-
wahrstelle fahrléssig oder vorséatzlich ihre Verpflichtungen nach den Vorschriften des KAGB nicht erfullt. Die Haf-
tung der Verwahrstelle bleibt von einer etwaigen Ubertragung der Verwahraufgaben nach Absatz 3 Satz 1 unbe-
rahrt.

Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermdgensgegenstéande im eigenen Namen fur gemeinschaftliche Rech-
nung der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabh&ngig von der Verwahrstelle und ausschlie3lich im Interesse der Anleger.

Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern eingelegten Geld die Vermégensgegensténde zu erwer-
ben, diese wieder zu veraufRern und den Erlds anderweitig anzulegen; sie ist ferner erméachtigt, alle sich aus der
Verwaltung der Vermdgensgegensténde ergebenden sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen.

Die Gesellschaft darf fur gemeinschaftliche Rechnung der Anleger weder Gelddarlehen gewéahren noch Verpflich-
tungen aus einem Burgschafts- oder einem Garantievertrag eingehen; sie darf keine Vermdgensgegenstande nach
MaRgabe der 88 193, 194 und 196 KAGB verkaufen, die im Zeitpunkt des Geschéftsabschlusses nicht zum OGAW-
Sondervermégen gehdren. § 197 KAGB bleibt unberdhrt.
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Das OGAW-Sondervermégen wird unmittelbar oder mittelbar nach dem Grundsatz der Risikomischung angelegt. Die
Gesellschaft soll fur das OGAW-Sondervermégen nur solche Vermdgensgegenstande erwerben, die Ertrag und/oder
Wachstum erwarten lassen. Sie bestimmt in den BABen, welche Vermdgensgegenstande fur das OGAW-Sonderver-
mogen erworben werden durfen.

Sofern die BABen keine weiteren Einschrankungen vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB fiir
Rechnung des OGAW-Sondervermdgens Wertpapiere nur erwerben, wenn

a.

h.

sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an
einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

sie ausschlie3lich an einer Borse auf3erhalb der Mitgliedstaaten der Européischen Union oder auRerhalb der
anderen Vertragsstaaten des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen
oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,
sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt fir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (,Bundesanstalt*) zugelassen ist'®,

ihre Zulassung an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum zum Handel oder ihre Zulassung an einem
organisierten Markt oder ihre Einbeziehung in diesen Markt in einem Mitgliedstaat der Européaischen Union oder
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum nach den Ausgabe-
bedingungen zu beantragen ist, sofern die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wertpapiere innerhalb eines
Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt,

ihre Zulassung an einer Bérse zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder die Einbe-
ziehung in diesen Markt aulRerhalb der Mitgliedstaaten der Européaischen Union oder auRerhalb der anderen
Vertragsstaaten des Abkommens tber den Européischen Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu
beantragen ist, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt zuge-
lassen ist und die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wertpapiere innerhalb eines Jahres nach ihrer Ausgabe
erfolgt,

sie Aktien sind, die dem OGAW-Sondervermdgen bei einer Kapitalerh6hung aus Gesellschaftsmitteln zustehen,
sie in Ausiibung von Bezugsrechten, die zum OGAW-Sondervermdgen gehdren, erworben werden,

sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die in § 193 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 KAGB genannten Kriterien
erfullen,

sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193 Absatz 1 Satz 1 Nr. 8 KAGB genannten Kriterien erfullen.

Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buchstaben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusétzlich die Voraussetzungen
des 8§ 193 Absatz 1 Satz 2 KAGB erfiillt sind. Erwerbbar sind auch Bezugsrechte, die aus Wertpapieren herriihren,
welche ihrerseits nach diesem § 5 erwerbbar sind.

19 Die ,Liste der zugelassenen Boérsen und der anderen organisierten Markte geman § 193 Abs. 1 Nr. 2 und 4 KAGB* wird
auf der Internetseite der Bundesanstalt veroffentlicht (http://www.bafin.de).
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1. Sofern die BABen keine weiteren Einschréankungen vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB
fir Rechnung des OGAW-Sondervermégens Instrumente, die Ublicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden,
sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fir das OGAW-Sondervermdgen eine restliche
Laufzeit von hdchstens 397 Tagen haben, deren Verzinsung nach den Ausgabebedingungen wahrend ihrer ge-
samten Laufzeit regelmafig, mindestens aber einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder deren Risi-
koprofil dem Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht (,Geldmarktinstrumente*), erwerben.

Geldmarktinstrumente dirfen fir das OGAW-Sondervermégen nur erworben werden, wenn sie:

a. an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen orga-
nisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

b. ausschlieBlich an einer Borse auf3erhalb der Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder auRerhalb der ande-
ren Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder
dort an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser
Borse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen ist?°,

c. von der Europaischen Union, dem Bund, einem Sondervermdgen des Bundes, einem Land, einem anderen
Mitgliedstaat oder einer anderen zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Gebietskérperschaft oder der Zent-
ralbank eines Mitgliedstaates der Européischen Union, der Européischen Zentralbank oder der Européischen
Investitionsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaa-
tes oder von einer internationalen &ffentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein Mitgliedstaat der Euro-
paischen Union angehdrt, begeben oder garantiert werden,

d. von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere auf den unter den Buchstaben a) und b) be-
zeichneten Markten gehandelt werden,

e. von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der Européaischen Union festgelegten Kriterien einer Aufsicht
unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestimmungen, die nach Auffassung der Bundesanstalt
denjenigen des Rechts der Europaischen Union gleichwertig sind, unterliegt und diese einhalt, begeben oder
garantiert werden, oder

f. von anderen Emittenten begeben werden und diese den Anforderungen des § 194 Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 KAGB
entsprechen.

2. Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 dirfen nur erworben werden, wenn sie die jeweiligen Vorausset-
zungen des § 194 Absatz 2 und 3 KAGB erfiillen.

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens Bankguthaben halten, die eine Laufzeit von héchs-
tens zwolf Monaten haben. Die auf Sperrkonten zu fihrenden Guthaben kdnnen bei einem Kreditinstitut mit Sitz in
einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den Europai-
schen Wirtschaftsraum unterhalten werden; die Guthaben kdnnen auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Dritt-
staat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung der Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Européischen
Union gleichwertig sind, gehalten werden. Sofern in den BABen nichts anderes bestimmt ist, kénnen die Bankguthaben
auch auf Fremdwahrung lauten.

20 Die ,Liste der zugelassenen Borsen und der anderen organisierten Markte gemaf § 193 Abs. 1 Nr. 2 und 4 KAGB* wird
auf der Internetseite der Bundesanstalt veroffentlicht (http://www.bafin.de).
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Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft fir Rechnung des OGAW-Sonder-
vermdgens Anteile an Investmentvermdgen geman der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) erwerben. Anteile an ande-
ren inlandischen Sondervermdgen und Investmentaktiengesellschaften mit veranderlichem Kapital sowie Anteile
an offenen EU-AIF und auslandischen offenen AIF, kdnnen erworben werden, sofern sie die Anforderungen des §
196 Absatz 1 Satz 2 KAGB erfillen.

Anteile an inlandischen Sondervermdgen und Investmentaktiengesellschaften mit veranderlichem Kapital, an EU-
OGAW, an offenen EU-AIF und an auslandischen offenen AIF, darf die Gesellschaft nur erwerben, wenn nach den
Anlagebedingungen oder der Satzung der Kapitalverwaltungsgesellschaft, der Investmentaktiengesellschaft mit
veranderlichem Kapital des EU-Investmentvermdgens, der EU-Verwaltungsgesellschaft, des auslandischen AlF o-
der der auslandischen AlF-Verwaltungsgesellschaft insgesamt héchstens 10 Prozent des Wertes ihres Vermégens
in Anteilen an anderen inlandischen Sondervermégen, Investmentaktiengesellschaften mit veranderlichem Kapital,
offenen EU-Investmentvermdgen oder auslandischen offenen AlF angelegt werden durfen.

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des
OGAW-Sondervermogens Derivate gemal § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB und Finanzinstrumente mit derivativer
Komponente geméaR § 197 Absatz 1 Satz 2 KAGB einsetzen. Sie darf - der Art und dem Umfang der eingesetzten
Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente entsprechend - zur Ermittlung der Auslastung der nach
§ 197 Absatz 2 KAGB festgesetzten Marktrisikogrenze fur den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit
derivativer Komponente entweder den einfachen oder den qualifizierten Ansatz im Sinne der gemaf § 197 Absatz
3 KAGB erlassenen ,Verordnung Uber Risikomanagement und Risikomessung beim Einsatz von Derivaten, Wert-
papier-Darlehen und Pensionsgeschéften in Investmentvermodgen nach dem Kapitalanlagegesetzbuch® (DerivateV)
nutzen; das Nahere regelt der Verkaufsprospekt.

Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie regelméRig nur Grundformen von Derivaten und Fi-
nanzinstrumenten mit derivativer Komponente oder Kombinationen aus diesen Derivaten, Finanzinstrumenten mit
derivativer Komponente sowie gemaf § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB zulassigen Basiswerten im OGAW-Sonderver-
mogen einsetzen. Komplexe Derivate mit gemafd § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB zulassigen Basiswerten dirfen nur
zu einem vernachlassigbaren Anteil eingesetzt werden. Der nach MalRgabe von 8 16 DerivateV zu ermitteinde
Anrechnungsbetrag des OGAW-Sondervermdégens fur das Marktrisiko darf zu keinem Zeitpunkt den Wert des Son-
dervermdgens Ubersteigen.

Grundformen von Derivaten sind:

a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Absatz 1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen nach
§ 196 KAGB;

b) Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte nach § 197 Absatz 1 KAGB mit der Ausnahme von Invest-
mentanteilen nach § 196 KAGB und auf Terminkontrakte nach Buchstabe a), wenn sie die folgenden Eigen-
schaften aufweisen:

aa) eine Auslibung ist entweder wahrend der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit mdglich und

bb) der Optionswert hangt zum Ausubungszeitpunkt linear von der positiven oder negativen Differenz zwischen
Basispreis und Marktpreis des Basiswerts ab und wird null, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat;

c) Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-Wahrungsswaps;

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die in Buchstabe b) unter Buchstaben aa) und bb) beschrie-
benen Eigenschaften aufweisen (Swaptions);

e) Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Basiswert beziehen (Single Name Credit Default Swaps).

Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie - vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanage-
mentsystems - in jegliche Finanzinstrumente mit derivativer Komponente oder Derivate investieren, die von einem
gemaf § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB zulassigen Basiswert abgeleitet sind.
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Hierbei darf der dem OGAW-Sondervermégen zuzuordnende potenzielle Risikobetrag fur das Marktrisiko ("Risiko-
betrag") zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobetrags fiir das Marktrisiko des zugehérigen
Vergleichsvermdgens gemaf § 9 der DerivateV Ubersteigen. Alternativ darf der Risikobetrag zu keinem Zeitpunkt
20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens Ubersteigen.

4. Unter keinen Umstéanden darf die Gesellschaft bei diesen Geschéften von den in den Anlagebedingungen oder von
den im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrundsatzen und -grenzen abweichen.

5. Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente zum Zwecke der Absicherung,
der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusatzertragen einsetzen, wenn und soweit sie dies im
Interesse der Anleger fiir geboten hélt.

6. Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze fur den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer
Komponente darf die Gesellschaft jederzeit gemal § 6 Satz 3 der DerivateV zwischen dem einfachen und dem
qualifizierten Ansatz wechseln. Der Wechsel bedarf nicht der Genehmigung durch die Bundesanstalt, die Gesell-
schaft hat den Wechsel jedoch unverziiglich der Bundesanstalt anzuzeigen und im nachstfolgenden Halbjahres-
oder Jahresbericht bekannt zu machen.

7. Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente wird die Gesellschaft die Deri-
vateV beachten.

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft fir Rechnung des OGAW-Sondervermd-
gens bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens in Sonstige Anlageinstrumente gemaR § 198 KAGB
anlegen.

1. Beider Verwaltung hat die Gesellschaft die im KAGB, in der DerivateV und in den Anlagebedingungen festgelegten
Grenzen und Beschrankungen zu beachten.

2. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschlief3lich der in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente desselben Emittenten diirfen bis zu 5 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens erworben wer-
den; in diesen Werten dirfen jedoch bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens angelegt werden,
wenn der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten 40 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens nicht tUibersteigt.

3. Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente, die vom Bund,
einem Land, der Europaischen Union, einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder seinen Gebietskorper-
schaften, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum, einem Drittstaat
oder von einer internationalen Organisation, der mindestens ein Mitgliedstaat der Européischen Union angehort,
ausgegeben oder garantiert worden sind, jeweils bis zu 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens an-
legen.

4. In Pfandbriefen und Kommunalschuldverschreibungen sowie Schuldverschreibungen, die von Kreditinstituten mit
Sitz in einem Mitgliedstaat der Européischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den
Europaischen Wirtschaftsraum ausgegeben worden sind, darf die Gesellschaft jeweils bis zu 25 Prozent des Wertes
des OGAW-Sondervermdgens anlegen, wenn die Kreditinstitute aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der
Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer besonderen 6ffentlichen Aufsicht unterliegen und die mit der Ausgabe
der Schuldverschreibungen aufgenommenen Mittel nach den gesetzlichen Vorschriften in Vermégenswerten ange-
legt werden, die wéahrend der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich aus ihnen ergebenden Ver-
bindlichkeiten ausreichend decken und die bei einem Ausfall des Emittenten vorrangig fur die féllig werdenden
Rickzahlungen und die Zahlung der Zinsen bestimmt sind. Legt die Gesellschaft mehr als 5 Prozent des Wertes
des OGAW-Sondervermdgens in Schuldverschreibungen desselben Emittenten nach Satz 1 an, so darf der Ge-
samtwert dieser Schuldverschreibungen 80 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens nicht tibersteigen.
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Die Grenze in Absatz 3 darf fir Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten nach Maf3gabe von
§ 206 Absatz 2 KAGB berschritten werden, sofern die BABen dies unter Angabe der betreffenden Emittenten
vorsehen. In diesen Fallen missen die fir Rechnung des OGAW-Sondervermégens gehaltenen Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente aus mindestens sechs verschiedenen Emissionen stammen, wobei nicht mehr als 30 Pro-
zent des Wertes des OGAW-Sondervermégens in einer Emission gehalten werden dirfen.

Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens in Bankguthaben nach Maf3-
gabe des § 195 KAGB bei demselben Kreditinstitut anlegen.

Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination aus

a) Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten, die von ein und derselben Einrichtung begeben werden,

b) Einlagen bei dieser Einrichtung und

¢) Anrechnungsbetragen fiir das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung eingegangenen Geschéfte,

20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens nicht Gibersteigt. Satz 1 gilt fir die in Absatz 3 und 4 genann-
ten Emittenten und Garantiegeber mit der MaRgabe, dass die Gesellschaft sicherzustellen hat, dass eine Kombi-
nation der in Satz 1 genannten Vermdgensgegenstande und Anrechnungsbetrdge 35 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens nicht tibersteigt. Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in beiden Fallen unberthrt.

Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente wer-
den bei der Anwendung der in Absatz 2 genannten Grenzen von 40 Prozent nicht beriicksichtigt. Die in den Absat-
zen 2 bis 4 und Absatzen 6 bis 7 genannten Grenzen dirfen abweichend von der Regelung in Absatz 7 nicht
kumuliert werden.

Die Gesellschaft darf in Anteilen an einem einzigen Investmentvermégen nach MaRgabe des § 196 Absatz 1 KAGB
nur bis zu 20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens anlegen. In Anteilen an Investmentvermégen nach
MaRgabe des § 196 Absatz 1 Satz 2 KAGB darf die Gesellschaft insgesamt nur bis zu 30 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens anlegen. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens nicht mehr
als 25 Prozent der ausgegebenen Anteile eines anderen offenen inlandischen, EU- oder auslandischen Investment-
vermogens, das nach dem Grundsatz der Risikomischung in Vermdgensgegenstande im Sinne der 88 192 bis 198
KAGB angelegt ist, erwerben.

Die Gesellschaft darf nach MaflRgabe der §8 181 bis 191 KAGB

a) samtliche Vermégensgegenstande und Verbindlichkeiten dieses OGAW-Sondervermégens auf ein anderes be-
stehendes oder ein neues, dadurch gegrindetes OGAW-Sondervermégen oder einen EU-OGAW oder eine
OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit verédnderlichem Kapital Ubertragen;

b) samtliche Vermogensgegenstande und Verbindlichkeiten eines anderen offenen Publikumsinvestmentvermo-
gens in dieses OGAW-Sondervermdgen aufnehmen.

Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung der jeweils zustandigen Aufsichtsbehdrde. Die Einzelheiten des Ver-
fahrens ergeben sich aus den §8182 bis 191 KAGB.

Das OGAW-Sondervermégen darf nur mit einem Publikumsinvestmentvermdgen verschmolzen werden, das kein
OGAW ist, wenn das Ubernehmende oder neugegrindete Investmentvermdgen weiterhin ein OGAW ist. Ver-
schmelzungen eines EU-OGAW auf das OGAW-Sondervermdgen kdnnen dariiber hinaus gemaf den Vorgaben
des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe p Ziffer iii der Richtlinie 2009/65/EG erfolgen.
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1. Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des OGAW-Sondervermégens einem Wertpapier-Darlehensnehmer gegen ein
marktgerechtes Entgelt nach Ubertragung ausreichender Sicherheiten gemaR § 200 Absatz 2 KAGB ein jederzeit
kiindbares Wertpapier-Darlehen gewahren. Der Kurswert der zu tbertragenden Wertpapiere darf zusammen mit
dem Kurswert der flir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens demselben Wertpapier-Darlehensnehmer ein-
schlie3lich konzernangehdériger Unternehmen im Sinne des § 290 HGB bereits als Wertpapier-Darlehen ibertrage-
nen Wertpapiere 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens nicht tibersteigen.

2. Werden die Sicherheiten fiir die Ubertragenen Wertpapiere vom Wertpapier-Darlehensnehmer in Guthaben er-
bracht, missen die Guthaben auf Sperrkonten geméaR § 200 Absatz 2 Satz 3 Nr. 1 KAGB unterhalten werden.
Alternativ darf die Gesellschaft von der Moéglichkeit Gebrauch machen, diese Guthaben in der Wéhrung des Gut-
habens in folgende Vermégensgegenstande anzulegen:

a) in Schuldverschreibungen, die eine hohe Qualitat aufweisen und die vom Bund, einem Land, der Europaischen
Union, einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder seinen Gebietskodrperschaften, einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat ausgegeben worden
sind,

b) in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur entsprechend von der Bundesanstalt auf Grundlage von § 4 Ab-
satz 2 KAGB erlassenen Richtlinien oder

c) im Wege eines umgekehrten Pensionsgeschaftes mit einem Kreditinstitut, das die jederzeitige Riickforderung
des aufgelaufenen Guthabens gewahrleistet.

Die Ertrage aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem OGAW-Sondervermdgen zu.

3. Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer Wertpapiersammelbank oder von einem anderen in den BABen
genannten Unternehmen, dessen Unternehmensgegenstand die Abwicklung von grenziiberschreitenden Effekten-
geschéften fur andere ist, organisierten Systems zur Vermittlung und Abwicklung der Wertpapier-Darlehen bedie-
nen, das von den Anforderungen der §§ 200 und 201 KAGB abweicht, wenn durch die Bedingungen dieses Systems
die Wahrung der Interessen der Anleger gewabhrleistet ist und von dem jederzeitigen Kiindigungsrecht nach Absatz
1 nicht abgewichen wird.

4. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Wertpapier-Darlehen auch in Bezug
auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile gewéhren, sofern diese Vermdgensgegenstande fur das OGAW -
Sondervermdgen erwerbbar sind. Die Regelungen der Absétze 1 bis 3 gelten hierfur sinngeman.

1. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des OGAW-Sondervermdégens jederzeit kiindbare Wertpapier-Pensionsge-
schéafte im Sinne von § 340b Absatz 2 Handelsgesetzbuch gegen Entgelt mit Kreditinstituten oder Finanzdienstleis-
tungsinstituten auf der Grundlage standardisierter Rahmenvertrage abschlie3en.

2. Die Pensionsgeschéfte mussen Wertpapiere zum Gegenstand haben, die nach den Anlagebedingungen fir das
OGAW-Sondervermdgen erworben werden durfen.

3. Die Pensionsgeschéafte dirfen héchstens eine Laufzeit von 12 Monaten haben.

4. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Pensionsgeschéfte auch in Bezug
auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile abschliel3en, sofern diese Vermdgensgegenstande flr das
OGAW-Sondervermdgen erwerbbar sind. Die Regelungen der Absétze 1 bis 3 gelten hierflir sinngemaR.

Die Gesellschaft darf fir gemeinschatftliche Rechnung der Anleger kurzfristige Kredite bis zur Hohe von 10 Prozent des
Wertes des OGAW-Sondervermdgens aufnehmen, wenn die Bedingungen der Kreditaufnahme marktiblich sind und
die Verwahrstelle der Kreditaufnahme zustimmt.
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Die Anteile am Sondervermdgen lauten auf den Inhaber und werden in einer Sammelurkunde verbrieft; die Ausgabe
von Einzelurkunden ist ausgeschlossen. Mit dem Erwerb eines Anteils am Sondervermdgen erwirbt der Anleger
einen Miteigentumsanteil an der Sammelurkunde. Dieser ist Gbertragbar, soweit in den BABen nichts Abweichen-
des geregelt ist.

Die Anteile kdnnen verschiedene Ausgestaltungsmerkmale, insbesondere hinsichtlich der Ertragsverwendung, des
Ausgabeaufschlags, des Ricknahmeabschlags, der Wahrung des Anteilwertes, der Verwaltungsvergiitung, der
Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser Merkmale (Anteilklassen) haben. Die Einzelheiten sind in den
BABen festgelegt.

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsatzlich nicht beschrankt. Die Gesellschaft behalt sich vor, die Aus-
gabe von Anteilen voriibergehend oder vollstandig einzustellen.

Die Anteile kdnnen bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle oder durch Vermittlung Dritter erworben werden. Die
BABen kdnnen vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten Anlegern erworben und gehalten werden dirfen.

Die Anleger kdnnen von der Gesellschaft die Ricknahme der Anteile verlangen. Die Gesellschaft ist verpflichtet,
die Anteile zum jeweils geltenden Riicknahmepreis fir Rechnung des OGAW-Sondervermégens zuriickzunehmen.
Ricknahmestelle ist die Verwahrstelle.

Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die Riicknahme der Anteile gemal § 98 Absatz 2 KAGB auszusetzen,
wenn auBergewohnliche Umstande vorliegen, die eine Aussetzung unter Beriicksichtigung der Interessen der An-
leger erforderlich erscheinen lassen.

Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und dariiber hinaus in einer hinrei-
chend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektroni-
schen Informationsmedien tber die Aussetzung gemaR Absatz 4 und die Wiederaufnahme der Riicknahme zu
unterrichten. Die Anleger sind Uber die Aussetzung und Wiederaufnahme der Riicknahme der Anteile unverziglich
nach der Bekanntmachung im Bundesanzeiger mittels eines dauerhaften Datentrégers zu unterrichten.

Zur Errechnung des Ausgabe- und Rucknahmepreises der Anteile werden die Verkehrswerte der zu dem OGAW -
Sondervermdgen gehérenden Vermdgensgegenstande abzuglich der aufgenommenen Kredite und sonstigen Ver-
bindlichkeiten (Nettoinventarwert) ermittelt und durch die Zahl der umlaufenden Anteile geteilt (,Anteilwert”). Wer-
den gemald § 16 Absatz 2 unterschiedliche Anteilklassen fir das OGAW-Sondervermdgen eingefiihrt, ist der An-
teilwert sowie der Ausgabe- und Riicknahmepreis fir jede Anteilklasse gesondert zu ermitteln.

Die Bewertung der Vermdgensgegenstande erfolgt gemaf §8 168 und 169 KAGB und der Kapitalanlage-Rech-
nungslegungs- und -Bewertungsverordnung (KARBYV).

Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermégen, gegebenenfalls zuziglich eines in den
BABen festzusetzenden Ausgabeaufschlags gemaR § 165 Absatz 2 Nummer 8 KAGB. Der Rucknahmepreis ent-
spricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermdgen, gegebenenfalls abziiglich eines in den BABen festzusetzen-
den Ricknahmeabschlags gemaf § 165 Absatz 2 Nummer 8 KAGB.

Der Abrechnungsstichtag fur Anteilabrufe und Ricknahmeauftrage ist spétestens der auf den Eingang des An-
teilsabrufs- bzw. Ricknahmeauftrags folgende Wertermittlungstag, soweit in den BABen nichts anderes bestimmt
ist.

Die Ausgabe- und Rucknahmepreise werden borsentaglich ermittelt. Soweit in den BABen nichts weiteres bestimmt
ist, kbnnen die Gesellschaft und die Verwahrstelle an gesetzlichen Feiertagen, die Borsentage sind, sowie am 24.
und 31. Dezember jedes Jahres von einer Ermittlung des Wertes absehen; das Néhere regelt der Verkaufsprospekt.
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In den BABen werden die Aufwendungen und die der Gesellschaft, der Verwahrstelle und Dritten zustehenden Vergu-
tungen, die dem OGAW-Sondervermégen belastet werden kdnnen, genannt. Fir Vergitungen im Sinne von Satz 1 ist
in den BABen dartber hinaus anzugeben, nach welcher Methode, in welcher Héhe und aufgrund welcher Berechnung
sie zu leisten sind.

1. Spatestens vier Monate nach Ablauf des Geschéftsjahres des OGAW-Sondervermégens macht die Gesellschaft
einen Jahresbericht einschlielich Ertrags- und Aufwandsrechnung gemaf § 101 Absatz 1, 2 und 4 KAGB bekannt.

2. Spatestens zwei Monate nach der Mitte des Geschaftsjahres macht die Gesellschaft einen Halbjahresbericht ge-
maf 8§ 103 KAGB bekannt.

3. Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-Sondervermégens wahrend des Geschéftsjahres auf eine andere Ka-
pitalverwaltungsgesellschaft Gbertragen oder das OGAW-Sondervermdgen wahrend des Geschéftsjahres auf ein
anderes OGAW-Sondervermégen, eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit veréanderlichem Kapital oder ei-
nen EU-OGAW verschmolzen, so hat die Gesellschaft auf den Ubertragungsstichtag einen Zwischenbericht zu
erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemaR Absatz 1 entspricht.

4. Wird das OGAW-Sondervermdgen abgewickelt, hat die Verwahrstelle jahrlich sowie auf den Tag, an dem die Ab-
wicklung beendet ist, einen Abwicklungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemaf
Absatz 1 entspricht.

5. Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der Verwahrstelle und weiteren Stellen, die im Verkaufsprospekt und in
den wesentlichen Anlegerinformationen anzugeben sind, erhaltlich; sie werden ferner im Bundesanzeiger bekannt
gemacht.

1. Die Gesellschaft kann die Verwaltung des OGAW-Sondervermdgens mit einer Frist von mindestens sechs Monaten
durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und dartiber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kiindigen.
Die Anleger sind Uber eine nach Satz 1 bekannt gemachte Kiindigung mittels eines dauerhaften Datentragers un-
verzuglich zu unterrichten.

2. Mit dem Wirksamwerden der Kiindigung erlischt das Recht der Gesellschaft, das OGAW-Sondervermdgen zu ver-
walten. In diesem Falle geht das OGAW-Sondervermdgen bzw. das Verfugungsrecht tiber das OGAW-Sonderver-
mdogen auf die Verwahrstelle Gber, die es abzuwickeln und an die Anleger zu verteilen hat. Fur die Zeit der Abwick-
lung hat die Verwahrstelle einen Anspruch auf Vergutung ihrer Abwicklungstéatigkeit sowie auf Ersatz ihrer Aufwen-
dungen, die fur die Abwicklung erforderlich sind.

Mit Genehmigung der Bundesanstalt kann die Verwahrstelle von der Abwicklung und Verteilung absehen und einer
anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft die Verwaltung des OGAW-Sondervermégens nach MalRgabe der bisheri-
gen Anlagebedingungen ubertragen.

3. Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht nach MaRRgabe des § 99 KAGB erlischt, einen
Auflésungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht nach § 20 Absatz 1 entspricht.

1. Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfliigungsrecht tber das OGAW-Sondervermdgen auf eine andere
Kapitalverwaltungsgesellschaft tibertragen. Die Ubertragung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Bun-
desanstalt.
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Die genehmigte Ubertragung wird im Bundesanzeiger und dariiber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht
bekannt gemacht. Die Anleger sind Uber eine nach Satz 1 bekannt gemachte Ubertragung unverziiglich mittels
eines dauerhaften Datentragers zu unterrichten. Die Ubertragung wird friihestens drei Monate nach ihrer Bekannt-
machung im Bundesanzeiger wirksam.

Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle fir das OGAW-Sondervermdgen wechseln. Der Wechsel bedarf der Ge-
nehmigung der Bundesanstalt.

Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen andern.

Anderungen der Anlagebedingungen bediirfen der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt. Soweit die
Anderungen nach Satz 1 Anlagegrundsitze des OGAW-Sondervermégens betreffen, bedirfen sie der vorherigen
Zustimmung des Aufsichtsrates der Gesellschaft.

Samtliche vorgesehenen Anderungen werden im Bundesanzeiger und dariiber hinaus in einer hinreichend verbrei-
teten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den im Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informations-
medien bekannt gemacht. In einer Veréffentlichung nach Satz 1 ist auf die vorgesehenen Anderungen und ihr In-
krafttreten hinzuweisen. Im Falle von Kostenanderungen im Sinne des § 162 Absatz 2 Nummer 11 KAGB, Ande-
rungen der Anlagegrundsétze des OGAW-Sondervermdgens im Sinne des § 163 Absatz 3 KAGB oder Anderungen
in Bezug auf wesentliche Anlegerrechte sind den Anlegern zeitgleich mit der Bekanntmachung nach Satz 1 die
wesentlichen Inhalte der vorgesehenen Anderungen der Anlagebedingungen und ihre Hintergriinde sowie eine
Information uUber ihre Rechte nach § 163 Absatz 3 KAGB in einer verstandlichen Art und Weise mittels eines dau-
erhaften Datentrégers gemaR § 163 Absatz 4 KAGB zu ubermitteln.

Die Anderungen treten frilhestens am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft, im Falle von
Anderungen der Kosten und der Anlagegrundsatze jedoch nicht vor Ablauf von drei Monaten nach der entspre-
chenden Bekanntmachung.

Erflllungsort ist der Sitz der Gesellschaft.
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Besondere Anlagebedingungen

Besondere Anlagebedingungen flr
OGAW-Sondervermdgen

zur Regelung des Rechtsverhéltnisses zwischen den Anlegern und der Axxion S.A. (Grevenmacher, Lu-
xemburg), (nachstehend ,Gesellschaft® genannt) fiir das von der Gesellschaft verwaltete Sondervermdgen
gemal der OGAW- Richtlinie

Frankfurter Aktienfonds flr Stiftungen

die nur in Verbindung mit den fir dieses Sondervermégen von der Gesellschaft aufgestellten ,Allgemeinen
Anlagebedingungen® gelten.
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Die Gesellschaft darf fir das OGAW-Sondervermégen folgende Vermégensgegenstande erwerben:

1
2
3
4.
5
6

Wertpapiere gemaf 8 5 der AABen,
Geldmarktinstrumente gemaR § 6 der AABen,
Bankguthaben gemanR § 7 der AABen,
Investmentanteile gemaf § 8 der AABen,
Derivate gemaf § 9 der AABen,

Sonstige Anlageinstrumente gemaR § 10 der AABen.

Das OGAW-Sondervermdgen darf vollstdndig in Wertpapieren angelegt werden. Die in Pension genommenen
Wertpapiere sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen.

Mindestens 51 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens miissen in Aktien angelegt werden. Die Gesell-
schaft darf insgesamt bis zu 49 Prozent des Wertes des OGAW- Sondervermdgens in tUbrigen Wertpapieren nach
MafRgabe des 8§ 5 der AAB anlegen. Die in Pension genommenen Wertpapiere sind auf die Anlagegrenzen des §
206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen.

Bis zu 49 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens dirfen in Geldmarktinstrumenten angelegt werden.
Die in Pension genommenen Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB
anzurechnen.

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschlie3lich der in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente desselben Emittenten dirfen ber den in § 11 Abs. 2 der AABen genannten Wertanteil von 5 Prozent
hinaus bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens erworben werden und der Gesamtwert der
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten darf 40 Prozent des Wertes des OGAW -Sondervermo-
gens nicht Gibersteigen.

Bis zu 49 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens dirfen in Bankguthaben gehalten werden.

Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens dirfen in Investmentanteilen nach MaRgabe des § 8
der AABen gehalten werden. Die Gesellschaft wahlt die zu erwerbenden Investmentanteile entweder nach den
Anlagebestimmungen bzw. nach dem Anlageschwerpunkt dieser Anteile oder nach dem letzten Jahres- oder Halb-
jahresbericht der Investmentanteile aus. Es kénnen alle zulassigen Arten von Anteilen an inl&ndischen Sonderver-
mdogen und Investmentaktiengesellschaften mit veranderlichem Kapital sowie von Anteilen an EU-OGAW und von
EU-Verwaltungsgesellschaften oder ausléandischen Verwaltungsgesellschaften verwalteten offenen Investmentver-
mdgen, die keine EU-OGAW sind, erworben werden. Der Anteil des OGAW-Sondervermdégens, der héchstens in
Anteilen der jeweiligen Art gehalten werden darf, ist auf die Anlagegrenze nach Satz 1 beschrankt. Anteile an Fee-
derfonds gemaR § 1 Abs. 19 Nr. 11 KAGB werden fiir das OGAW-Sondervermdgen nicht erworben. Die in Pension
genommenen Investmentanteile sind auf die Anlagegrenzen der §8 207 und 210 Abs. 3 KAGB anzurechnen.

Die Gesellschaft darf in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten der im Anhang genannten Emittenten mehr als
35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens anlegen.

Mehr als 50 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens werden in solche Kapitalbeteiligungeni. S. d. § 2
Absatz 8 Investmentsteuergesetz angelegt, die nach diesen Anlagebedingungen fur das OGAW-Sondervermégen
erworben werden kdnnen. Dabei kdnnen die tatséchlichen Kapitalbeteiligungsquoten von Zielinvestmentfonds be-
ricksichtigt werden. Bei der Ermittlung des Umfangs des in Kapitalbeteiligungen angelegten Vermdgens werden
die Kredite entsprechend dem Anteil der Kapitalbeteiligungen am Wert aller Vermdgensgegenstéande abgezogen.
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1. Fir das OGAW-Sondervermdgen kénnen Anteilklassen im Sinne von § 16 Abs. 2 der AABen gebildet werden, die
sich insbesondere hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, der Wahrung des Anteilwerts, der
Verwaltungsvergutung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser Merkmale unterscheiden. Die An-
teilklassen S und V kdnnen sich dartber hinaus hinsichtlich der Anleger, die Anteile erwerben und halten diirfen,
unterscheiden. Die Bildung von Anteilklassen ist jederzeit zuldssig und liegt im Ermessen der Gesellschaft.

2. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht
einzeln aufgezahlt. Die die Anteilklassen kennzeichnenden Ausgestaltungsmerkmale (z.B. Ertragsverwendung,
Ausgabeaufschlag, Wahrung des Anteilwertes, Verwaltungsvergiitung, Mindestanlagesumme oder eine Kombina-
tion dieser Merkmale) werden im Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjahresbericht im Einzelnen beschrie-
ben.

3. Der Abschluss von Wahrungskurssicherungsgeschéften ausschliellich zugunsten einer einzigen Wéahrungsanteil-
klasse ist zuldssig. Fir Wéahrungsanteilklassen mit einer Wahrungsabsicherung zugunsten der Wahrung dieser
Anteilklasse (Referenzwahrung) darf die Gesellschaft auch unabhangig von § 9 der AABen Derivate im Sinne des
§ 197 Abs. 1 KAGB auf Wechselkurse oder Wahrungen mit dem Ziel einsetzen, Anteilwertverluste durch Wechsel-
kursverluste von nicht auf die Referenzwéhrung der Anteilklasse lautenden Vermégensgegenstanden des OGAW -
Sondervermdgens zu vermeiden.

4. Der Anteilwert wird fur jede Anteilklasse gesondert errechnet, indem die Kosten der Auflegung neuer Anteilklassen,
Ausschiittungen (einschlie3lich der aus dem Fondsvermégen gegebenenfalls abzufiihrenden Steuern), die Verwal-
tungsvergutung und die Ergebnisse aus Wahrungskurssicherungsgeschéften, die auf eine bestimmte Anteilklasse
entfallen, gegebenenfalls einschliel3lich Ertragsausgleich, ausschlie3lich dieser Anteilklasse zugeordnet werden.

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermogensgegenstédnden des OGAW-Sondervermdgens in Hohe ihrer Anteile als
Miteigentiimer nach Bruchteilen beteiligt.

Anteile an der Anteilklasse ,S* dlrfen nur erworben und gehalten werden von

¢ inlAndischen Kdrperschaften, Personenvereinigungen oder Vermdgensmassen, die nach der Satzung, dem Stif-
tungsgeschéft oder der sonstigen Verfassung und nach der tatsachlichen Geschéftsfiihrung ausschlief3lich und
unmittelbar gemeinniitzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecken im Sinne der §8§ 51 bis 68 der Abgabenord-
nung dienen und die die Anteile nicht in einem wirtschaftlichen Geschéftsbetrieb halten;

¢ inlAndischen Stiftungen des offentlichen Rechts, die ausschlie3lich und unmittelbar gemeinnitzigen oder mild-
tatigen Zwecken dienen;

¢ inl&ndischen juristischen Personen des offentlichen Rechts, die ausschlie3lich und unmittelbar kirchlichen Zwe-
cken dienen, sowie

e den vorstehenden drei Spiegelstrichen vergleichbaren auslandischen Anlegern mit Sitz und Geschéftsleitung in
einem Amts- und Beitreibungshilfe leistenden ausléandischen Staat.

Zum Nachweis der vorgenannten Voraussetzungen hat der Anleger der Gesellschaft eine giltige Bescheinigung nach
§ 9 Absatz 1 Nr. 1 oder 2 Investmentsteuergesetz zu tbermitteln. Fallen bei einem Anleger die vorgenannten Voraus-
setzungen weg, so ist er verpflichtet, dies der Gesellschaft innerhalb eines Monats nach dem Wegfall mitzuteilen. Steu-
erliche Befreiungsbetrage, die die Gesellschaft im Zusammenhang mit der Verwaltung des Sondervermdgens erhélt
und die auf Ertrage der Anteilklasse ,S* entfallen, sind grundséatzlich den Anlegern der Anteilklasse ,S* auszuzahlen.
Abweichend hiervon ist die Gesellschaft berechtigt, die Befreiungsbetrage unmittelbar dem Sondervermégen zugunsten
der Anleger der Anteilklasse ,S* zuzufuhren; aufgrund dieser Zufuihrung werden keine neuen Anteile ausgegeben. Das
verwendete Verfahren wird im Verkaufsprospekt erlautert.
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Anteile an der Anteilklasse ,V* dirfen nur im Rahmen von Altersvorsorge- oder Basisrentenvertragen erworben und
gehalten werden, die nach den 88 5 oder 5a des Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes zertifiziert wurden. Zum
Nachweis der vorgenannten Voraussetzung hat der Anbieter des Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrags der Gesell-
schaft mitzuteilen, dass er die Anteile ausschlieZlich im Rahmen von Altersvorsorge- und Basisrentenvertragen erwirbt.
Fallt die vorgenannte Voraussetzung weg, so ist der Anleger verpflichtet, dies der Gesellschaft innerhalb eines Monats
nach dem Wegfall mitzuteilen. Steuerliche Befreiungsbetrage, die die Gesellschaft im Zusammenhang mit der Verwal-
tung des Sondervermdgens erhalt und die auf Ertrage der Anteilklasse ,V* entfallen, sind grundsatzlich dem Anbieter
des Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrages auszuzahlen. Dieser hat sie zugunsten der Berechtigten aus dem jewei-
ligen Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrag wieder anzulegen. Abweichend hiervon ist die Gesellschaft berechtigt,
die Befreiungsbetrage unmittelbar dem Sondervermdgen zugunsten der Anleger der Anteilklasse ,V* zuzufiihren; auf-
grund dieser Zufiihrung werden keine neuen Anteile ausgegeben. Das verwendete Verfahren wird im Verkaufsprospekt
erlautert.

Abweichend von § 16 Absatz 3 der AABen dirfen die Anteile der Anteilklassen ,S“ und ,V* nicht Gibertragen werden.
Ubertragt ein Anleger dennoch Anteile, so ist er verpflichtet, dies der Gesellschaft innerhalb eines Monats nach dem
Ubertrag mitzuteilen. Das Recht zur Riickgabe der Anteile nur an die Gesellschaft fiir Rechnung des OGAW-Sonder-
vermdgens geman § 17 Absatz 3 der AABen bleibt unberiihrt.

1. Der Ausgabeaufschlag betréagt 5 Prozent des Anteilwerts. Es steht der Gesellschaft frei, einen niedrigeren Ausga-
beaufschlag zu berechnen. Die Gesellschaft hat im Verkaufsprospekt Angaben zum Ausgabeaufschlag nach Maf3-
gabe des § 165 Absatz 3 KAGB zu machen.

2. Ein Ricknahmeabschlag wird nicht erhoben.

1. Vergltungen, die an die Gesellschaft zu zahlen sind:

a) Die Gesellschaft erhdlt fiir die Verwaltung des OGAW-Sondervermégens eine jahrliche Vergutung in Héhe von
bis zu 1,35 Prozent des Durchschnittswertes des OGAW-Sondervermdgens. Der Durchschnittswert des OGAW -
Sondervermdgens wird bérsentéglich errechnet. Die Vergutung wird monatlich anteilig erhoben.

b) Die Gesellschaft kann sich zur Umsetzung der Anlageziele eines Portfoliomanagers bedienen. Der Portfolioma-
nager erhélt in diesem Fall eine jahrliche Vergitung von bis zu 0,05 Prozent des Durchschnittswertes des
OGAW-Sondervermdgens, der borsentaglich errechnet wird. Die Vergutung wird durch die Verwaltungsvergu-
tung gem. Ziffer 1. a) abgegolten.

c) Die Gesellschaft erhalt fir die Anbahnung, Vorbereitung und Durchfiihrung von Wertpapierdarlehensgeschaften
und Wertpapierpensionsgeschéften fur Rechnung des OGAW-Sondervermdgens eine marktibliche Vergutung
in Héhe von maximal einem Drittel der Bruttoertrdge aus diesen Geschéften. Die im Zusammenhang mit der
Vorbereitung und Durchfiihrung von solchen Geschéften entstandenen Kosten einschlie3lich der an Dritte zu
zahlenden Vergutungen tragt die Gesellschaft.

2. Die Gesellschaft zahlt aus dem OGAW-Sondervermdégen fir die folgenden Dienstleistungen eine jahrliche Vergu-
tung an Dritte in H6he von bis zu 0,03 Prozent des Durchschnittswertes des OGAW-Sondervermégens, der bor-
sentéglich errechnet wird. Die Vergutung wird monatlich anteilig erhoben und ist nicht durch die Verwaltungsvergu-
tung gem. Ziffer 1. a) abgegolten:

a) Marktrisiko- und Liquiditdtsmessung gemaf DerivateV
b) Bewertung von Vermdgensgegenstanden

c) Rating der Vermdgensgegenstéanden
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d) Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Einsatz und der Abwicklung von Derivaten oder fiir die Deckung
der hiermit verbundenen Kosten:

— Reporting an die Aufsichtshehérden (z.B. EMIR-Reporting),
— Anbindung an zentrale Gegenparteien (z.B. CCP-Clearing) und
— Sicherheitenmanagement durch Collateralmanager

Die Verwahrstelle erhalt fur ihre Tatigkeit eine jahrliche Vergitung von bis zu 0,03 Prozent des Durchschnittswertes
des OGAW-Sondervermdgens, der bérsentaglich errechnet wird. Die Vergiitung wird monatlich anteilig erhoben.

Der Betrag, der jahrlich aus dem OGAW-Sondervermégen nach den vorstehenden Ziffern 1. a), 2. a) bis 2. d) und
3. als Vergiitung entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,41 Prozent des Durchschnittswertes des OGAW-Son-
dervermdgens, der borsentaglich errechnet wird, betragen.

5. Neben den vorgenannten Vergitungen gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des OGAW - Sonderver-
mogens:
a) bankubliche Depot- und Kontogebiihren, gegebenenfalls einschliellich der bankiblichen Kosten firr die Ver-
wahrung auslandischer Vermdgensgegenstande im Ausland;

b) Kosten fiir den Druck und Versand der fir die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsunter-
lagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen);

¢) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Riicknahmepreise und
gegebenenfalls der Ausschiittungen oder Thesaurierungen und des Auflésungsberichtes;

d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datentragers, auf3er im Fall der Informationen Gber
Verschmelzungen von Investmentvermégen und aufRer im Fall der Informationen tiber Malnahmen im Zusam-
menhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung;

e) Kosten fur die Prifung des OGAW-Sondervermdgens durch den Abschlusspriifer des OGAW- Sondervermé-
gens;

f) Kosten fiir die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die steuerlichen
Angaben nach den Regeln des jeweils anwendbaren Steuerrechts ermittelt wurden;

g) Kosten fir die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsanspriichen durch die Gesellschaft fir Rechnung
des OGAW-Sondervermogens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des OGAW-Sonder-
vermdgens erhobenen Ansprichen;

h) Gebuhren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermdgen erhoben werden;
i) Kosten fiur Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermdgen;

j) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. Nennung eines Vergleichs-
mafstabes oder Finanzindizes anfallen kénnen;

k) Kosten fur die Beauftragung von Stimmrechtsbevollméchtigten;
I) Kosten fur die Analyse des Anlageerfolges des OGAW-Sondervermdgens durch Dritte;

m) Steuern, die anfallen im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden
Vergitungen, im Zusammenhang mit den vorstehend genannten Aufwendungen und im Zusammenhang mit
der Verwaltung und Verwahrung.

Transaktionskosten

Neben den vorgenannten Vergitungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermdgen die in Zusam-
menhang mit dem Erwerb und der VerduflRerung von Vermogensgegenstinden entstehenden Kosten belastet
(Transaktionskosten).
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7. Die Gesellschaft kann fur die Verwaltung des Sondervermégens zusatzlich zu den Vergiltungen gem. Ziffer 1.a je
ausgegebenen Anteil eine erfolgsabhangige Vergitung in Héhe von bis zu 15 Prozent des Betrages erhalten, um
den der Anteilwert am Ende einer Abrechnungsperiode den Héchststand des Anteilwertes am Ende der vorange-
gangenen funf Abrechnungsperioden Ubersteigt (,High Water Mark*), dies allerdings nur, soweit der Anteilwert am
Ende einer Abrechnungsperiode dariiber hinaus den Anteilwert am Anfang der Abrechnungsperiode um 8 Prozent
Ubersteigt ("Hurdle Rate") und jedoch insgesamt héchstens bis zu 5 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventar-
wertes des Sondervermdgens in der Abrechnungsperiode, der aus den bewertungstaglichen Werten innerhalb der
Abrechnungsperiode errechnet wird. Existieren fiir das Sondervermégen weniger als fiinf vorangegangene Abrech-
nungsperioden, so werden bei der Berechnung des Verglitungsanspruchs alle vorangegangenen Abrechnungspe-
rioden beriicksichtigt. In der ersten Abrechnungsperiode nach Auflegung des Sondervermégens tritt an die Stelle
der High Water Mark der Anteilwert zu Beginn der ersten Abrechnungsperiode.

Die Abrechnungsperiode beginnt am 01. Januar und endet am 31. Dezember eines Kalenderjahres. Die erste Ab-
rechnungsperiode beginnt mit der Auflegung des Sondervermdgens und endet erst am zweiten 31. Dezember, der
der Auflegung folgt.

Die Anteilwertentwicklung ist nach der BVI Methode?! zu berechnen.

Entsprechend dem Ergebnis einer taglichen Berechnung wird eine rechnerisch angefallene erfolgsabhangige Ver-
gltung im Sondervermdégen je ausgegebenen Anteil zuriickgestellt oder eine bereits gebuchte Rickstellung ent-
sprechend aufgeldst. Aufgeldste Rickstellungen fallen dem Sondervermégen zu. Eine erfolgsabhangige Vergitung
kann nur entnommen werden, soweit entsprechende Riickstellungen gebildet wurden.

8. Erwerb von Investmentanteilen

Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschldge und Riicknah-
meabschléage offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermdgen im Berichtszeitraum fiir den Erwerb und die Ruck-
nahme von Anteilen und Aktien im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von Anteilen oder
Aktien, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit
der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die Gesell-
schaft oder die andere Gesellschaft fir den Erwerb und die Riicknahme keine Ausgabeaufschldage und Riicknah-
meabschlage berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergiitung offen zu
legen, die dem OGAW-Sondervermdgen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Verwaltungsgesellschaft
oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Be-
teiligung verbunden ist als Verwaltungsvergutung fir die im OGAW-Sondervermdgen gehaltenen Anteile oder Ak-
tien berechnet wurde.

1. Beiausschittenden Anteilklassen schiittet die Gesellschaft grundsétzlich die wahrend des Geschéftsjahres auf die
jeweilige Anteilklasse entfallenden, fir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens angefallenen und nicht zur Kos-
tendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstige Ertrdge - unter Berticksichtigung des zugehdrigen Er-
tragsausgleichs - aus. Realisierte VeraulRerungsgewinne - unter Bericksichtigung des zugehérigen Ertragsaus-
gleichs - kbnnen ebenfalls zur Ausschuttung herangezogen werden.

2. Ausschittbare anteilige Ertrdge gemaR Absatz 1 kdnnen zur Ausschiittung in spateren Geschéftsjahren insoweit
vorgetragen werden, als die Summe der vorgetragenen Ertrdge 15 Prozent des jeweiligen Wertes des OGAW -
Sondervermdgens zum Ende des Geschaftsjahres nicht Ubersteigt. Ertrdge aus Rumpfgeschéftsjahren kénnen voll-
sténdig vorgetragen werden.

3. Im Interesse der Substanzerhaltung kénnen anteilige Ertréage teilweise, in Sonderféllen auch vollstéandig, zur Wie-
deranlage im OGAW-Sondervermdgen bestimmt werden.

2 Eine Erlauterung der BVI-Methode wird auf der Homepage des BVI Bundesverband Investment und Asset Management e.V. veréffent-
licht (www.bvi.de).

89



4. Die Ausschiittung erfolgt jahrlich innerhalb von vier Monaten nach Schluss des Geschéftsjahres. Zwischenaus-
schiittungen sind daneben jederzeit zulassig.

5. Bei thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft die wahrend des Geschéftsjahres flir Rechnung des
OGAW-Sondervermdgens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und sons-
tigen Ertrage — unter Beriicksichtigung des zugehérigen Ertragsausgleichs — sowie die realisierten Verauf3erungs-
gewinne im OGAW-Sondervermdgen wieder an.

Das Geschéftsjahr des OGAW-Sondervermdgens beginnt am 01. Oktober und endet am 30. September eines jeden
Jahres.
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Die Bundesrepublik Deutschland
Als Bundeslander:

- Baden-Wirttemberg
- Bayern

- Berlin

- Brandenburg

- Bremen

- Hamburg

- Hessen

- Mecklenburg-Vorpommern
- Niedersachsen

- Nordrhein-Westfalen
- Rheinland-Pfalz

- Saarland

- Sachsen

- Sachsen-Anhalt

- Schleswig-Holstein

- Thiringen

Europdaische Union
Als EU-Mitgliedstaaten:

- Belgien

- Bulgarien

- Danemark

- Estland

- Finnland

- Frankreich

- Griechenland

- Vereinigtes Konigreich GroR3britannien und Nordir-
land (solange das Vereinigte Konigreich EU-Mit-
gliedstaat ist)

- Republik Irland

- ltalien

- Kroatien

- Lettland

- Litauen

- Malta

- Polen

- Luxemburg

- Niederlande

- Osterreich

- Portugal

- Rumanien

- Schweden

- Slowakei

- Slowenien

- Spanien

- Tschechische Republik

- Ungarn

- Republik Zypern

GemaR 8§ 2 Absatz 7 der BABen darf die Gesellschaft fir das OGAW-Sondervermégen in Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente folgender Emittenten mehr als 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens anlegen:

Als Vertragsstaaten des Abkommens uber den
Europdaischen Wirtschaftsraum:

- Island
- Liechtenstein
- Norwegen

Als Mitgliedstaaten der Organisation fur wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
die nicht Mitglied des EWR sind:

- Australien

- Japan

- Kanada

- Sudkorea

- Mexiko

- Neuseeland

- Schweiz

- Turkei

- Vereinigte Staaten von Amerika

- Chile

- lsrael

- Vereingtes Kdnigreich GrofR3britannien und Nordir-
land (sobald das Vereinigte Konigreich nicht mehr
EU-Mitgliedstaat ist)

Als internationale Organisationen, der mindes-
tens ein Mitgliedstaat der EU angehort:

- EURATOM
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Axxion S.A.
15, rue de Flaxweiler
L-6776 Grevenmacher

Tel: +352 /76 94 94 -1

Fax: +352 / 76 94 94 - 555
info@axxion.lu
www.axxion.de





Anleitung flr Transaktionen in steuerbefreiten

Anteilklassen gem. § 8 Absatz 1 Nr. 1 InvStG
Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen — AK' S (ISIN DEO00A2JJ222)

Sehr geehrte Damen und Herren,

das seit dem 01. Januar 2018 gultige Investmentsteuergesetz (,InvStG®) sieht vor, dass nunmehr
auch Investmentfonds eine Steuer auf inlandische (deutsche) Dividenden in Héhe von 15 Prozent
entrichten missen. Flr bestimmte Anleger kdnnen Anteilklassen aufgelegt werden, die von diesem
Steuerabzug befreit sind, sofern bei den einzelnen Dividendenzahlungen die Kriterien des § 36a
Einkommensteuergesetz (,EStG*), die so genannten ,,Cum-Cum-Regeln®, eingehalten wurden.

Bei der obigen Anteilklasse handelt es sich um eine solche Anteilklasse, die ausschlie3lich von
Investoren erworben und gehalten werden darf, die die Voraussetzungen des § 44a Absatz 7 Satz
1 EStG erflllen, was in der Regel bei gemeinnitzigen Stiftungen der Fall ist.

Der Gesetzgeber sieht vor, dass die Verwaltungsgesellschaft sicherstellen muss, dass dieser
Steuervorteil nur den berechtigten Investoren zu Gute kommt. Vor diesem Hintergrund sind spezielle
Modalitaten far Zeichnungen und Ruckgaben zwingend. Dabei haben wir wesentliche Teile des
Zeichnungsprozesses an unser Tochterunternehmen navAXX S.A. (,navAXX") ausgelagert. Die
navAXX tritt im Auftrag der Axxion auf.

Mit dieser Anleitung méchten wir Ihnen eine entsprechende Hilfestellung geben.
Mit freundlichen GriBen

Ihr Axxion-Team
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Anleitung flr Transaktionen in steuerbefreiten

Anteilklassen gem. § 8 Absatz 1 Nr. 1 InvStG
Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen — AK' S (ISIN DEO00A2JJ222)

Zeichnungen

« Schritt 1 — Ubersendung des Zeichnungsscheins nebst Anlagen
Der Zeichnungsschein ist vom Investor vollstandig auszufillen und mit den erforderlichen
Anlagen an die navAXX S.A. zu Ubermitteln, die hier im Auftrag der Axxion S.A. abwickelt:

navAXX S.A.
17, Rue de Flaxweiler
L-6776 Grevenmacher

Erforderliche Anlagen:

Aufgrund der zahlreichen Gestaltungsformen gemeinnitziger Stiftungen im In- und Ausland dient
die nachfolgende Aufzahlung als indikatives Muster. Zur Identifikation der jeweiligen Stiftung
bendtigen wir unabhéngig der Gestaltungsform einen Nachweis |hrer Existenz, die Regelung der
entsprechenden Vertretung sowie die Bestatigung der Steuerfreiheit.

o Bescheinigung Uber die Erflllung der Voraussetzungen gemafi §44a Abs.7 Satz 1 EStG
(Freistellungsbescheinigung) oder vergleichbares auslandisches Dokument

o Aktueller Auszug aus dem relevanten Verzeichnis (nicht alter als 6 Monate)

Nachweis der Vertretungsbefugnis

o Amtlich beglaubigte oder von einer Bank/Sparkasse bestétigte Kopie der Personalausweise
der Vertretungsberechtigten und ggf. der Bevollmé&chtigten, die in Bezug auf die
Transaktionen auftreten bzw. kinftig auftreten sollen.

e}

» Schritt 2 — Priifung durch die navAXX und Bestétigung

Wir empfehlen, die Unterlagen vorab als Scan per E-Mail an svm-ask-s@navaxx.lu zu
dbermitteln. Die navAXX wird dann kurzfristig die Prifung der Unterlagen vornehmen. Sofern
Sie die Rickmeldung abwarten und dann die Originale versenden, vermindert sich das Risiko,
die Unterlagen erneut einsenden zu missen.

Sobald die Prifung abgeschlossen ist und die erforderlichen Unterlagen im Original vorliegen,
erhalt der Investor eine Mitteilung an die auf dem Zeichnungsschein angegebene E-Mail-
Adresse, aus der seine Investoren-Nummer hervorgeht. Gleichzeitig wird er aufgefordert, die
Zeichnung als Order bei seiner Hausbank aufzugeben.

» Schritt 3 — Zeichnung bei der Hausbank

Bei der Hausbank wird dann die Kauforder durch die Stiftung aufgegeben. Dabei ist die
Investoren-Nummer zwingend in der Order anzugeben. Sollte dies technisch nicht méglich sein,
ist die Verwahrstelle per E-Mail (CM-FH@hauck-aufhaeuser.com), Fax (+49-69-2161-1410)
oder in geeigneter Form (z.B. ein Screenshot der Order) parallel zu informieren. Dies kann durch
den Investor selbst oder seine Hausbank erfolgen.
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Anleitung flr Transaktionen in steuerbefreiten

Anteilklassen gem. § 8 Absatz 1 Nr. 1 InvStG
Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen — AK' S (ISIN DEO00A2JJ222)

Riickgaben

« Schritt 1 — Ubersendung des Riicknahmeantrags

Der Ricknahmeantrag ist an die navAXX im Original zu Ubermitteln. Die Investoren-Nummer ist
zwingend anzugeben.

» Schritt 2 - Priifung der navAXX und Bestétigung

Es erfolgt dann die Prifung, ob die fur den Investor vorliegenden Unterlagen, insbesondere die
Bescheinigung (ber die Erflllung der Voraussetzungen gemaB §44a Abs.7 Satz 1 EStG
(Freistellungsbescheinigung) vollstdndig und glltig sind. Sollte eine Ricknahme wegen
fehlender Unterlagen nicht méglich sein, so sind diese nachzureichen. Die Freigabe erfolgt,
wenn alle erforderlichen Unterlagen in der geforderten Form vorliegen. Eine
Bestatigung/Rickmeldung erfolgt im Normalfall innerhalb eines Tages.

» Schritt 3 — Auftragserteilung an die Hausbank

Bei der Hausbank wird dann die Verkaufsorder durch die Stiftung aufgegeben. Dabei ist die
Investoren-Nummer zwingend in der Order anzugeben. Sollte dies technisch nicht mdglich sein,
ist die Verwahrstelle per E-Mail (CM-FH@hauck-aufhaeuser.com), Fax (+49-69-2161-1410)
oder in geeigneter Form (z.B. ein Screenshot der Order) parallel zu informieren. Dies kann durch
den Investor selbst oder seine Hausbank erfolgen.

Laufende Uberwachung

» Wegfall der Voraussetzungen

Sollten die Voraussetzungen fir den Zugang zur steuerbefreiten Anteilklasse entfallen (z.B. falls
eine neue Bescheinigung Uber die Erflllung der Voraussetzungen gemai §44a Abs.7 Satz 1
EStG (Freistellungsbescheinigung) nicht mehr erteilt wird oder die bestehende eingezogen wird),
hat der Investor die navAXX unverzlglich zu informieren und die Anteile umgehend
zurtickzugeben.

« Anderungen von Anschrift, Ansprechpartner etc.

Wir bitten Sie, uns etwaige relevante Anderungen — ggf. durch Zusendung geeigneter
Dokumente — mitzuteilen:

navAXX S.A.

17, Rue de Flaxweiler

L-6776 Grevenmacher
E-Mail: svm-ask-s@navaxx.lu

» Ablauf der Giiltigkeit der Bescheinigung lber die Erfiillung der Voraussetzungen
gemaB §44a Abs.7 Satz 1 EStG (Freistellungsbescheinigung)

Im Falle des Ablaufs der Bescheinigung verpflichtet sich der Investor, rechtzeitig eine neue
Bescheinigung Uber die Erflllung der Voraussetzungen gemaB §44a Abs.7 Satz 1 ESIG
(Freistellungsbescheinigung) einzureichen. Sollte dies bis zum Ablaufdatum nicht erfolgen, kann
die navAXX die depotfihrende Bank der Stiftung und die Stiftung auffordern, die Anteile
unverzuglich zu verkaufen. Ggf. wird das Finanzamt, das ursprtinglich die Bescheinigung Uber
die  Erfullung der Voraussetzungen gemaB §44a Abs.7 Satz 1 ESIG
(Freistellungsbescheinigung) ausgestellt hat, iber den Sachverhalt informiert.
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Anteilklassen gem. § 8 Absatz 1 Nr. 1 InvStG
Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen — AK' S (ISIN DEO00A2JJ222)

Niitzliche Kontakte

Fondsinitiator
Shareholder Value Management AG

Alle Fragen zum Fonds sowie Erkldrungen
zum Zeichnungsprozess

Verwaltungsgesellschaft
Axxion S.A.

Alle Fragen zum Fonds

Dienstleister
navAXX S.A.

Alle Fragen zu Zeichnungsvertragen und
Rdcknahmeantragen sowie zur
Registerfihrung

Verwahrstelle
Hauck & Aufhauser Privatbankiers AG

Abwicklung des Anteilscheingeschéfts durch

die Verwahrstelle (Kontakt fir die
depotfiihrenden Banken)

Shareholder Value Management AG
Neue Mainzer StraBe 1
D - 60311 Frankfurt am Main

Micha Siegle

Client Support Manager

Telefon +49 (0) 69 66 98 30 259

E-Mail: micha.siegle@shareholdervalue.de
Team: info@shareholdervalue.de

Axxion S.A.
15, Rue de Flaxweiler
L-6776 Grevenmacher

Andreas Hartz

Client Service

Telefon +352 769494-542
E-Mail: a.hartz@axxion.lu
Team: crm@axxion.lu

navAXX S.A.
17, Rue de Flaxweiler
L-6776 Grevenmacher

Fund Operations

Team: svm-ask-s@navaxx.lu
Telefon +352 27173-721

Fax +352 27173-728

Hauck & Aufhauser Privatbankiers KGaA
Kaiserstral3e 24
60311 Frankfurt am Main

Volker Kdlsch

Capital Markets - Fondshandel

Telefon +49 (0) 69 2161-1303

Fax +49 (0) 69 2161-1410

Team: CM-FH@hauck-aufhaeuser.com
Order-Fax: +49 (0) 69-2161-1410
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Anteilklassen gem. § 8 Absatz 1 Nr. 1 InvStG
Frankfurter Aktienfonds fur Stiftungen — AK' S (ISIN DEO00A2JJ222)

Rechtliche Hinweise

Bitte beachten Sie, dass diese Information nur zu allgemeinen Informationszwecken und zur
Erklarung unseres Serviceangebotes an Sie dient. Sie ersetzt keinesfalls eine individuelle
Steuerberatung. Fir diese wenden Sie sich bitte an lhren Steuerberater.

Rein vorsorglich méchten wir darauf hinweisen, dass es sich bei den Ausfihrungen zum
Investmentsteuerreformgesetz 2016 um solche handelt, die nach unserem Kenntnisstand 08/2018
erstellt wurden. Daher bitten wir Sie um Verstandnis, dass wir keine Haftung flir eventuelle
Fehlinterpretation und Anderungen der regulatorischen Vorgaben sowie der Verfahrensweise der
Steuer- und Finanzbehdérden Gbernehmen kénnen.
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AXXION

Ricknahmeantrag fur Anteile der Anteilklasse S
fur steuerbefreite Anleger gem. § 8 Absatz 1 Nr. 1 InvStG

(ISIN DE000A2JJ222)

(nachfolgend ,,Fonds*“ oder ,Investmentfonds‘)

zwischen Axxion S.A., 15, Rue de Flaxweiler, L-6776 Grevenmacher
(nachfolgend ,,Axxion“ oder ,,Gesellschaft®)

und dem Investor
(nachfolgend ,Investor”“ gemaR den folgenden Angaben)

Zu Ubersenden im Original an: navAXX S.A.
17, Rue de Flaxweiler

L-6776 Grevenmacher
(nachfolgend ,,navAXX*)

Investor

Investoren-Nr. (sofern bereits identifiziert)

Anschrift, Land

Ansprechpartner (Name, Telefon-Nr., E-Mail)

Stiftungsregister (bzw. vergleichbares Register bei auslandischen Stiftungen)

Zustandiges Finanzamt

Steuernummer

Bescheinigung Uber die Erflillung der Voraussetzungen gem. § 44a VIl 1 EStG (Freistellungsbescheinigung) + Ausstellungsdatum

Depotfiihrende Bank und Ansprechpartner (Name, BIC, Telefon-Nr., E-Mail, FAX)

OOrder Betrag O Order Anteile =  Betrag in EUR/ Anteile

Axxion S.A. - 15, rue de Flaxweiler - L-6776 Grevenmacher - Tel.: +352 / 76 94 94 1 - Fax: +352 / 76 94 94 800 - info@axxion.lu - www.axxion.lu
Bankverbindung: Banque de Luxembourg - IBAN: LU43 0081 2010 9300 1003 - BIC: BLUXLULL - R.C.S. Luxembourg: B 82112 - USt-IDNr: LU1987 2678



j.koenig

Schreibmaschinentext





AXXION

Riickgabe von Anteilen und Abrechnung

Bei Ricknahme von Anteilen an der Anteilklasse ,S* des Fonds ist zu beachten, dass der Riicknahmeantrag
im Original an die navAXX zu Ubermitteln ist und erst anschlieRend die Order bei der depotfihrenden Bank
erteilt werden kann. Die Ausfuhrung erfolgt unter Beruicksichtigung der Orderannahmezeiten erst an dem
Datum, an dem beide Voraussetzungen erfillt sind. Es wird ausdrucklich darauf hingewiesen, dass es durch
diese Prozedur zu einer Verzoégerung bei der Ausfihrung der Auftrage kommen kann.

Die Gesellschaft haftet nicht fir erlittene Verluste oder entgangene Gewinne durch Kursbewegungen zwischen
dem Riicknahmepreis zum Datum der Ubermittlung des Riickgabeantrags und dem Riicknahmepreis am
Abrechnungstag. Die Gesellschaft kann den Rickgabeantrag nicht ablehnen, sofern die Riicknahme nicht
voribergehend ausgesetzt ist und sofern keine wichtigen Griinde vorliegen. Dies sind insbesondere fehlende
oder mangelhafte Nachweise zu den gesetzlichen Voraussetzungen fir die steuerbefreite Anteilklasse.
Weitere Informationen zu Aussetzung der Anteilricknahme ergeben sich aus dem giltigen Verkaufsprospekt.
Die Rucknahme unterliegt deutschem Recht. Gerichtsstand sowie Erfullungsort ist Frankfurt am Main.

Ich erklare/wir erklaren hiermit ausdriicklich, dass ich/wir auf Rechnung des Investors handle/handeln. Die
angelegten Gelder stammen weder mittelbar noch unmittelbar aus Straftaten, auf die sich die Gesetzgebung
zur Bekdmpfung der Geldwasche bezieht.

(Ort, Datum) (Investor)
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AXXION

Zeichnungsvertrag fiur Anteile der Anteilklasse S
fur steuerbefreite Anleger gem. § 8 Absatz 1 Nr. 1 InvStG
(ISIN DE000A2JJ222)

(nachfolgend ,,Fonds*“ oder ,Investmentfonds‘)

zwischen Axxion S.A., 15, Rue de Flaxweiler, L-6776 Grevenmacher
(nachfolgend ,,Axxion“ oder ,,Gesellschaft®)

und dem Investor
(nachfolgend ,Investor”“ gemaR den folgenden Angaben)

Zu Ubersenden im Original an: navAXX S.A.
17, Rue de Flaxweiler

L-6776 Grevenmacher
(nachfolgend ,,navAXX*)

Investor

Investoren-Nr. (sofern bereits identifiziert)

Anschrift, Land

Ansprechpartner (Vor- und Nachname)

Kontaktdaten Ansprechpartner (Telefonnumer und E-Mail Adresse)

Zustandiges Finanzamt

Steuernummer

Bescheinigung tiber die Erflllung der Voraussetzungen gem. § 44a VIl 1 EStG (Freistellungsbescheinigung) + Ausstellungsdatum

Depotfiihrende Bank und Ansprechpartner (Name, BIC, Telefon-Nr., E-Mail, FAX)

O Order Betrag O oOrder Anteile =  Betrag in EUR / Anteile
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AXXION

Zwischen der Gesellschaft und dem Investor wird folgendes vereinbart:

1. Allgemeines

Die Axxion verwaltet als Kapitalverwaltungsgesellschaft den Fonds. Nahere Angaben zum Fonds finden sich
in der jeweiligen Fassung der Allgemeinen Anlagebedingungen, der Besonderen Anlagebedingungen sowie
im Prospekt in der jeweils gultigen Fassung. Diese sind integraler Bestandteil des Zeichnungsvertrags, auf
eine papierhafte Ausfertigung wird in gegenseitigem Einvernehmen verzichtet.

2. Die Anteilklasse des Fonds ist einem spezifischen Anlegerkreis vorbehalten

Bei der Anteilklasse handelt es sich um eine Anteilklasse flir steuerbefreite Anleger gemaR § 8 Absatz 1 Nr. 1
Investmentsteuergesetz, Fassung 2018 (,InvStG®). Der Investor sichert zu, die dortigen Bedingungen zu
erflllen. Dabei handelt es sich insbesondere um das Vorliegen einer giltigen Bescheinigung nach § 44a
Absatz 7 Satz 2 Einkommensteuergesetz (,Freistellungsbescheinigung®).

Der Investor ist darUber aufgeklart, dass

a) erim Falle des Wegfalls der Voraussetzungen dies unverziglich, spatestens innerhalb eines Monats
dem Investmentfonds mitzuteilen hat, die Anteile vollstandig zuriickgeben muss (§ 13 Absatz 1 InvStG
iVm. § 10 Abs. 1 S. 1) und eventuell bereits erhaltene Befreiungsbetrage bei seinem Finanzamt
anzeigen und ggf. zurickzahlen muss und

b) er fir die Steuer, die einem Investmentfonds oder einer Anteilklasse zu Unrecht erstattet wurde oder
bei dem Investmentfonds oder der Anteilklasse zu Unrecht nicht erhoben wurde haftet, wenn er im
Zeitpunkt des Zuflusses der Einnahmen nicht mehr die Voraussetzungen fir eine Steuerbefreiung
erfillt hat (§ 14 InvStG).

3. Zeichnung von Anteilen und Abrechnung

Bei Ausgabe von Anteilen an der Anteilklasse ,S* des Fonds ist zu beachten, dass der Zeichnungsvertrag im
Original incl. der erforderlichen Nachweise an die navAXX zu Gbermitteln ist und erst anschlieRend die Order
bei der depotfiihrenden Bank erteilt werden kann. Die Ausfiihrung erfolgt unter Berlicksichtigung der
Orderannahmezeiten erst an dem Datum, an dem beide Voraussetzungen erfiillt sind. Es wird ausdriicklich
darauf hingewiesen, dass es durch diese Prozedur zu einer Verzdogerung bei der Ausflihrung der Auftrage
kommen kann. Die Gesellschaft haftet nicht fiir entgangene Gewinne durch Kursbewegungen zwischen dem
Ausgabepreis zum Datum der Ubermittiung des Zeichnungsauftrages und dem Ausgabepreis am
Abrechnungstag. Die Gesellschaft behalt sich vor, die Ausgabe von Anteilen vorubergehend oder vollstéandig
einzustellen oder den Zeichnungsauftrag aus wichtigem Grund abzulehnen. Ein wichtiger Grund ist
insbesondere der fehlende oder mangelhafte Nachweis der gesetzlichen Voraussetzungen fir die
steuerbefreite Anteilklasse.

4. Einschrinkungen bei Verkauf und Ubertragung

Anteile am Fonds durfen ausschlieBlich an die Gesellschaft zurlickgegeben werden. Dafir ist (a) ein Auftrag
an die depotfiihrende Bank zu erteilen und (b) zuséatzlich eine Information an die Gesellschaft zu erteilen.

Ein Verkauf an Dritte ist nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung der Gesellschaft zulassig und soweit der
Dritte ebenfalls die Voraussetzungen fiir die steuerbefreite Anteilklasse in der zum Zeitpunkt des Ubertrags
geltenden Gesetzesfassung erfullt.

5. Haftung

Der Investor haftet fir Schaden, die dem Fonds oder der Gesellschaft aus falschen Angaben hinsichtlich der
Voraussetzungen fiir die Steuerbefreiung oder deren Wegfall oder aber der nicht genehmigten Ubertragung
an Dritte entstehen. Neben eventuellen externen Zahlungen wie Steuern, Strafen oder Gebihren wird der
Investor der Gesellschaft den im Zusammenhang mit der Schadensregulierung entstehenden internen
Aufwand erstatten.
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AXXION

6. Freigabe zur Ubermittlung von Informationen hinsichtlich KYC und AML

Der Investor ermachtigt hiermit unwiderruflich seine oben genannte depotfiihrende Bank, der Gesellschaft
bzw. der im Auftrag der Gesellschaft handelnden navAXX S.A. im Falle von Rickfragen Kopien aller
vorliegenden Unterlagen, die zu seiner ldentifizierung (KYC) und zum Nachweis seines Status als
steuerbefreiter Anleger sowie im Zusammenhang mit der Vermeidung von Geldwasche (AML) stehen, zur
Verfligung zu stellen. Sollten diese nicht ausreichen, wird der Investor dafiir Sorge tragen, die erforderlichen
Unterlagen selbst beizubringen.

7. Datenschutz

Zur Erfiullung der vertraglichen Verpflichtungen aus dieser Zeichnung und somit auf Grundlage des Artikel 6
Absatz 1 b EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) erhebt, speichert oder verarbeitet die Gesellschaft
die vom Investor im Zeichnungsschein angegebenen personenbezogenen Daten (Daten).

Innerhalb der Gesellschaft erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf die Daten, die diese zur Erfillung von
vertraglichen und gesetzlichen Pflichten bendtigen. Auch von der Gesellschaft eingesetzte Dritte kdnnen zu
diesen Zwecken Daten erhalten, wenn sie ebenfalls die Einhaltung der Vorgaben aus der DSGVO garantieren.

Die Gesellschaft verarbeitet und speichert die Daten nur fir den Zeitraum, der zur Erfillung der
Verpflichtungen aus diesem Zeichnungsschein benétigt wird oder sofern dies durch einen Gesetzgeber in
Gesetzen oder Vorschriften, welchem die Gesellschaft unterliegt, vorgesehen wurde. Entfallt der
Speicherungszweck oder lauft eine vorgeschriebene Speicherfrist ab, werden die Daten routinemafig und
entsprechend den gesetzlichen Vorschriften gesperrt oder geléscht.

Der Investor hat das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DSGVO, das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16
DSGVO, das Recht auf Léschung nach Artikel 17 DSGVO, sofern einer der dort aufgefiihrten Griinde zutrifft,
das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung nach Artikel 18 DSGVO sowie das Recht auf
Datenlibertragbarkeit aus Artikel 20 DSGVO. Gemal Artikel 21 DSGVO steht dem Investor ein Recht auf
Widerspruch zu, der an datenschutz@axxion.lu zu richten ist. DarUber hinaus besteht ein Beschwerderecht
bei einer Aufsichtsbehdrde. Alle Anliegen im Zusammenhang mit dem Datenschutz sind an
datenschutz@axxion.lu zu richten.

8. Allgemeines

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Zeichnungsvertrages sich als unwirksam erweisen oder nicht
durchgefiihrt werden kénnen, so beruhrt dieses nicht den Ubrigen Vertragsinhalt. An die Stelle einer
unwirksamen Bestimmung tritt diejenige, die die Parteien im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses vereinbart
hatten, um den angestrebten wirtschaftlichen Erfolg herbeizufiihren. Anderungen oder Erganzungen dieses
Zeichnungsvertrages, einschliel3lich dieser Schriftformklausel, bedirfen der Schriftform.

Der Zeichnungsvertrag unterliegt deutschen Recht. Gerichtsstand sowie Erfillungsort ist Frankfurt am Main.

Ich erklare/wir erklaren hiermit ausdricklich, dass ich/ wir auf Rechnung des Investors handle/handeln. Die
anzulegenden Gelder stammen weder mittelbar noch unmittelbar aus Straftaten, auf die sich die
Gesetzgebung zur Bekadmpfung der Geldwasche bezieht.

(Ort, Datum) (Investor)
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Erforderliche Anlagen

Aufgrund der zahlreichen Gestaltungsformen gemeinndtziger Stiftungen im In- und Ausland dient die nachfolgende

Aufzahlung als indikatives Muster. Zur Identifikation der jeweiligen Stiftung bendtigen wir unabhangig der

Gestaltungsform einen Nachweis Ihrer Existenz, die Regelung der entsprechenden Vertretung sowie die Bestatigung

der Steuerfreiheit.

- Bescheinigung Uber die Erfullung der Voraussetzungen gemalR 844a Abs.7 Satz 1 EStG (Freistellungs-
bescheinigung) oder vergleichbares auslandisches Dokument

- Aktueller Auszug aus dem relevanten Register (nicht élter als 6 Monate)

- Nachweis der Vertretungsbhefugnis
- Amtlich beglaubigte oder von einer Bank/Sparkasse bestétigte Kopie der Personalausweise der Vertretungs-

berechtigten und ggf. der Bevollmachtigten, die in Bezug auf die Transaktionen auftreten bzw. kiinftig auftreten
sollen.

Axxion S.A. - 15, rue de Flaxweiler - L-6776 Grevenmacher - Tel.: +352 / 76 94 94 1 - Fax: +352 / 76 94 94 800 - info@axxion.lu - www.axxion.lu
Bankverbindung: Banque de Luxembourg - IBAN: LU43 0081 2010 9300 1003 - BIC: BLUXLULL - R.C.S. Luxembourg: B 82112 - USt-IDNr: LU1987 2678



j.koenig

Schreibmaschinentext



j.koenig

Schreibmaschinentext



j.koenig

Schreibmaschinentext



j.koenig

Schreibmaschinentext



j.koenig

Schreibmaschinentext

    



j.koenig

Schreibmaschinentext

Aufgrund der zahlreichen Gestaltungsformen gemeinnütziger Stiftungen im In- und Ausland dient die nachfolgende Aufzählung als indikatives Muster. Zur Identifikation der jeweiligen Stiftung benötigen wir unabhängig der Gestaltungsform einen Nachweis Ihrer Existenz, die Regelung der entsprechenden Vertretung sowie die Bestätigung der Steuerfreiheit.
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- Bescheinigung über die Erfüllung der Voraussetzungen gemäß §44a Abs.7 Satz 1 EStG  (Freistellungs-
  bescheinigung) oder vergleichbares ausländisches Dokument 
- Aktueller Auszug aus dem relevanten Register (nicht älter als 6 Monate)
- Nachweis der Vertretungsbefugnis
- Amtlich beglaubigte oder von einer Bank/Sparkasse bestätigte Kopie der Personalausweise der Vertretungs-  
  berechtigten und ggf. der Bevollmächtigten, die in Bezug auf die Transaktionen auftreten bzw. künftig auftreten 
  sollen.
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